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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

diese Nummer unserer deutschsprachigen Zeitung erscheint am Ende eines turbulenten Sommers.
Während die Lockerungen der harten staatlichen Corona-Maßnahmen zumindest in Europa die Hoff-
nung auf ein Ende der Pandemie nähren, – eine Hoffnung die allerdings aufgrund der kapitalistischen
Logik der Impfstoffverteilung (am offensichtlichsten in der viel diskutierten Frage der Patente) auf
einen kleinen Teil der Weltbevölkerung beschränkt bleibt – schlagen die nächsten Wellen der globalen
Krise auf uns ein: Hitzerekorde, Waldbrände, Überschwemmungen. Die ökologischen Folgen der kapi-
talistischen Profitwirtschaft sind dramatische Warnzeichen einer Existenzbedrohung der ganzen
Menschheit und Ausdruck einer aus den Fugen geratenen Lebensweise v.a. in den imperialistischen
Metropolen. Gleichzeitig knirscht es immer gewaltiger im Gebälk des imperialistischen Weltsystems.
Die nach dem Ende des „kalten Krieges“ vermeintlich gebannte Gefahr eines Weltbrandes ist mit neuer
Virulenz allgegenwärtig. Die blitzartige Machtübernahme der Taliban in Afghanistan – über die die
chinesische Propaganda spottete, dass sie schneller als der Regierungswechsel im „Weißen Haus“ ab-
lief – hat die Instabilität des imperialistischen Machtgefüges erneut vor Augen geführt (siehe hierzu
auch unseren Artikel über den imperialistischen Krieg in dieser Nummer).

Die Welle von Krisen, Katastrophen und Zerfall, die das historisch überholte kapitalistische System
vor sich herschiebt, hat allerdings eines noch nicht erschüttern können: die ideologischen Rettungsan-
ker und institutionalisierten Gefängnismauern, mit denen der Kapitalismus es nach wie vor schafft, den
proletarischen Kampf zu bändigen und unsere Klasse ins kapitalistische System einzusperren.

Die durch die Krise und die damit verbundenen sozialen Angriffe zu Protesten und begrenzten Streiks
angespornten Arbeiter_innen bewegen sich weitgehend im tarifvertraglich und gewerkschaftlich kon-
trollierten Rahmen (siehe unsere Artikel zum Metall-Tarifabschluss und den Kämpfen im Krankenhaus
in dieser Nummer). Die Staatsgewerkschaften und die Linke des Kapitals setzten alles daran, die Un-
zufriedenheit nicht zur kollektiven Aktion der Klasse werden zu lassen, sondern im demokratisch-par-
lamentarischen Spiel staatsbürgerlich zu individualisieren. Die existenziellen Fragen der Arbeits-,
Wohn- und Lebensbedingungen sollen nicht durch Kampf und Infragestellung der Machtverhältnisse
entschieden, sondern durch Appell an die politisch Verantwortlichen dieser Machtverhältnisse delegiert
werden. Das aktuelle Berliner Volksbegehren zur Rekommunalisierung großen Immobilienbesitzes ist
dafür ein Beispiel. Jede Unzufriedenheit, jede erfreuliche Debatte um „Enteignung“ und „Sozialisie-
rung“ wird durch die Orientierung auf den kapitalistischen Staat verflacht und selbst zum Teil des de-
mokratischen Spektakels. (siehe hierzu auch unseren Grundsatzartikel zu Marxismus und Wahlen in
dieser Nummer).

Vor allem nach der von den Faschisten perfektionierten institutionalisierten Einbindung und Unterdrü-
ckung der Arbeiter_innen in den Staat des Kapitals, die sozialpartnerschaftlich gewendet nach 1945
weitergeführt wurde, sind die geradezu zur „staatsbürgerlichen Pflicht“ erklärten Wahlen ein aktivie-
render Bestandteil des Systems geworden. Wir sollen uns ins System der bürgerlichen Parteien ein-
und den staatlichen Gesetzen unterordnen und die Logik des kapitalistischen Systems akzeptieren. Der
Reformwille endet zwangsläufig dort, wo der Profitzwang (bekanntlich das wirkliche „Grundgesetz“)
es erfordert. Diese Fakten sind stärker als alle reformistischen Illusionen, die nur auf dem Vergessen
der geschichtlichen Erfahrungen des Proletariats aufbauen können. Mit der deshalb notwendigen Posi-
tion, den Wahlmechanismus offen zu boykottieren, greifen wir ins Getriebe dieser staatsbürgerlichen
Inszenierung und halten gleichzeitig die Erfahrungen des Kampfes der Arbeiterklasse lebendig, ohne
die es keinen erfolgreichen neuen revolutionären Anlauf geben kann. 
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Die Frage der Wahlen und des Parlamentarismus war eine Frage, die in der
ersten Welle der proletarischen Revolution vor rund 100 Jahren eine wich-
tige Rolle gespielt hat. Indem sie damals diese und andere „taktische Fra-
gen“ in ihrer grundlegenden Bedeutung erkannte, hat die („italienische“)
kommunistische Linke das monolithische System der kommunistischen
Strategie und Taktik präzisiert und einen bedeutenden Beitrag im welthis-
torischen Emanzipationskampf des Proletariats geleistet (siehe hierzu
unser Artikel zum 100. Jahrestag der Gründung der Kommunistischen Par-
tei von Italien in dieser Nummer). Durch die sozialdemokratische (in letz-
ter Konsequenz faschistische) Niederschlagung des revolutionären
Aufbruchs vor einhundert Jahren und die Etablierung der stalinistischen
Konterrevolution in der Sowjetunion und der Kommunistischen Internationale entstand allerdings auch
eine andere „Tradition“, die auf der Verfälschung des Marxismus aufbaute, um den proletarischen
Klassenkampf in Bündnisprojekten mit der Bourgeoisie aufzulösen und im Rahmen der kapitalisti-
schen Entwicklung zu halten. Für diese Tradition steht u.a. die „K“P Chinas, deren 100. Gründungstag
wir einen Artikel in dieser Zeitung gewidmet haben und dem eine Analyse der aktuellen chinesischen
Entwicklung in unserer nächsten Nummer folgen wird.

Unsere bisher nur einmal jährlich erscheinende deutschsprachige Zeitung ist Ausdruck unserer konti-
nuierlichen Arbeit, in deren Mittelpunkt die Aneignung und Verteidigung des Marxismus stehen muss.
Durch regelmäßige politische Interventionen und öffentliche Diskussionsverstaltungen versuchen wir,
die kommunistische Position bekannter und die Analyse der aktuellen Situation präziser zu machen
(siehe auch unseren in jeder Nummer erscheinenden Bericht über das Parteileben). Dieser vor allem
theoretische Kampf gegen die „ideologischen Rettungsanker“ des Systems ist nur die Vorarbeit für eine
wirklich organisierende und führende Funktion, die die Kommunistische Partei in den Kämpfen der
Klasse einnehmen muss, damit die „institutionalisierten Gefängnismauern“ zum Einsturz gebracht wer-
den können. Dies ist sicherlich eine langfristige und mühselige Arbeit, an der schon Generationen vor
uns beteiligt waren und die auch noch Generationen nach uns beschäftigen wird. Sie hat nichts mit
dem effektheischenden und geschichtslosen Aktivismus einer linken politischen Szene zu tun, die mal
ihre eigene „Radikalität“ zur Schau stellt um danach vor den Trümmern ihrer Bewegung stehend nach
neuen Kleidern aus den ideologischen Lumpensammlungen der Bourgeoisie zu suchen. Für uns stehen
nicht unsere Befindlichkeiten im Zentrum des Handelns, sondern die befreiende Erkenntnis histori-
scher Notwendigkeiten. Den fast zweihundertjährigen Kampf unserer Klasse im Kopf wissen wir um
die Begrenztheit kurzfristiger Erfolge aber auch die Relativität von Niederlagen. Auch damit die neu
an den Start gehenden Generationen kämpferischer Proletarier_innen nicht immer wieder die gleichen
Niederlagen durchschreiten müssen, ist das organisatorische Wirken der historischen Partei notwendig. 

Der einzige Weg aus der Misere des historisch überholten Kapitalismus ist der unteilbare, historisch
entstandene und weltweit existente proletarische Klassenkampf! 
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Auf die Angst, das soziale Chaos, das Chaos im Gesundheits-

wesen, die intensivierte Ausbeutung, die wachsende

staatliche Repression muss reagiert werden!

Seit Monaten haben die Arbeiterinnen und Arbeiter in allen Ländern die desaströsen Auswirkungen des
Überlebens der kapitalistischen Produktionsweise, die bereits seit langer Zeit an ihrem historischen
Endpunkt angekommen ist, am eigenen Leib erfahren. Die Krise von 2008, die nie gelöst wurde, be-
deutete bereits ein echtes soziales Gemetzel: Arbeitslosigkeit, Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse,
Intensivierung der Ausbeutung, massenhafte erzwungene Migration, Zerstörung der natürlichen Res-
sourcen – all das im Zeichen der verzweifelten Suche nach Profit, um den tendenziellen Fall der durch-
schnittlichen Profitrate einzudämmen.

Vor dem Hintergrund dieser dramatischen Situation brach die Covid-19-Pandemie aus, die in zahlrei-
chen seriösen wissenschaftlichen Studien und von internationalen Instituten lange vorhergesagt wurde
– gegenüber all den Staaten, die sich jetzt unvorbereitet zeigen. Überrascht? Nein. Das Kapital denkt
nicht über langfristige Hypothesen oder Vorhersagen und genauso wenig über Prävention nach, weil
sein Gesetz das der Selbstverwertung in kürzest möglicher Zeit ist – bei Strafe seines eigenen Unter-
gangs.

So haben die Arbeiterinnen und Arbeiter (Beschäftigte, Erwerbslose, Pensionierte, Entlassene sowie
diejenigen, die sich auf Hausarbeit und Pflege konzentrieren) hart für das soziale Chaos und das Chaos
im Gesundheitswesen bezahlt, das die Explosion und Verbreitung der Pandemie begleitet hat: an den
Arbeitsorten, die nie geschlossen waren (Fabriken, Baustellen, Lager usw.) und sich somit in Infekti-
onsherde verwandelt haben; in den Krankenhäusern und den Betreuungseinrichtungen, die alle unfähig
waren, mit den außergewöhnlichen Erfordernissen dieser Art fertigzuwerden; in den proletarischen
Wohnungen und Stadtteilen, wo es unmöglich ist, „soziale Distanz zu halten“ und die „hygienischen
Normen“ sicherzustellen – ganze Bevölkerungsteile werden von Angst und Desorientierung erfasst,
werden mit widersprüchlichen Daten bombardiert und konfusen Entscheidungen unterworfen. Es do-
miniert eine politische Polemik, von „Experten“ und „Wissenschaftlern“, die letztlich einer „medizini-
schen Wissenschaft“ hörig sind, die die öffentliche Gesundheit den Gesetzen der profitorientierten
Wirtschaft unterordnet. Es handelt sich hier um schuldhafte Unfähigkeit und bornierten Gehorsam ge-
genüber dem Gesetz des Profits – um jeden Preis!

Die bereits dramatischen Folgen der Krise von 2008 haben sich auf der ganzen Welt verschärft: weitere
Entlassungen, weitere Prekarisierung und Arbeitslosigkeit, weitere lächerliche, versprenkelte Unter-
stützungsleistungen wie Kurzarbeitergeld und dann Reglementierung und Verhinderung jeglichen
Kampfes (von Versammlungen bis Aktionen) unter dem Vorwand des „Verbots von Ansammlungen“,
Kontrolle und harte Repression gegen jene (und es waren nicht wenige!), die es gewagt haben und
immer noch wagen, die Stimme und den Kopf zu erheben.

Die ökonomische und soziale Krise und die Krise des Gesundheitssystems: die kapitalistische Produk-
tionsweise hat einmal mehr gezeigt, dass sie gegenüber dem Desaster, das aus ihrem eigenen Betriebs-
ablauf resultiert, ohnmächtig ist. Es ist notwendig, mit dieser Produktionsweise Schluss zu machen:
seine Agonie zieht sich bereits seit fast eineinhalb Jahrhunderten hin und hat schon – neben einer allge-
meinen Verrohung des sozialen Lebens und der enormen täglichen Leiden der bis zur Erschöpfung aus-
gebeuteten und durch Arbeit krank gewordenen oder verstorbenen Proletarier – zwei weltweite
Gemetzel und hunderte lokale Kriege produziert und  bereitet ein neues inner-imperialistisches Blutbad
vor (man sieht schon die Vorzeichen!).
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Es ist notwendig, auf die Angst, das soziale Chaos und das Chaos im Gesundheitswesen, auf die
Ausbeutung, die sich täglich erhöht, auf die wachsende staatliche Repression zu reagieren!

Wir müssen gegen all die Drohungen, die gewaltsamen Übergriffe, die Unterdrückung Widerstand leis-
ten – dort wo wir gezwungen sind zu arbeiten, dort wo wir gezwungen sind zu leben und zu überleben,
auf den Straßen, Plätzen und in der Gesellschaft!

Wir müssen den Weg des Klassenkampfes wiederaufnehmen: nicht als moralisches Gebot, sondern
weil es lebensnotwendig ist!

Es ist notwendig zu kämpfen, zurückzuschlagen und dazu zurückzukehren, eine drastische Reduzie-
rung der Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich, Lohnerhöhungen und gleiche Bezahlung für alle
(Frauen und Männer, Jung und Alt, egal welcher Herkunft) zu fordern, und dass dies außerdem den
Entlassenen und Erwerbslosen vom Staat und den Unternehmerorganisationen bezahlt wird.

Es ist notwendig, eine „Pflicht zur Gesundheit“ zu fordern, angefangen in den Orten, an denen wir ge-
zwungen sind zu arbeiten und in den Stadtteilen, wo wir gezwungen sind zu leben.

Es ist notwendig, sich territorial und zentral zu organisieren, um sich gegen den Angriff des Kapitals
zu verteidigen, der von dessen bewaffnetem Arm geführt wird (dem Staat, der nicht unser „Vater“ oder
„Wohltäter“ ist, sondern unser unmittelbarer Feind), und sich dabei sowohl den Käfigen und Gefäng-
nissen zu verweigern, die durch die Praxis der staatstragenden Gewerkschaften verkörpert werden, die
vollständig ins System integriert sind als auch der aufschneiderischen Demagogie jener, die von der
proletarischen Kampfkraft profitieren wollen, um sich eine „politische“, institutionelle Karriere zu
schaffen.

All das, was letztendlich durch den Kampf erzwungen und verteidigt werden muss, reicht aber
nicht aus.

Oder besser gesagt: es ist notwendig, sich in eine Richtung zu orientieren, die deutlich über den Hori-
zont des Alltäglichen und Unmittelbaren hinausgeht; nur wenn die Wiederaufnahme eines ökonomi-
schen und sozialen Verteidigungskampfes als Training verstanden wird, als Vorbereitung für etwas
drastischeres und definitiveres, kann hieraus eine längerfristige Perspektive entstehen. Nur wenn man
dazu zurückkommt, die Frage der Machteroberung durch die Niederschlagung aller bürgerlichen Insti-
tutionen aufs Tapet zu bringen, um die Diktatur des Proletariats auszuüben, die die Aufgabe hat, all die
verpesteten und bluttriefenden Überreste einer Produktionsweise zu beseitigen, die durch die Ge-
schichte dazu verurteilt ist, den Weg für eine klassenlose Gesellschaft zu öffnen, den Kommunismus.
Auch wenn die Machteroberung und die Ausübung der Macht durch das Proletariat weit weg ist und il-
lusorisch erscheinen mag: es ist die einzige Möglichkeit für unser Überleben und für das der Genera-
tionen, die uns folgen werden. Und vor allem muss dies heute vorbereitet werden, mit Geduld,
Methode, Engagement und Organisation.

Es gibt keine Alternative: um uns herum häufen sich die rauchenden Trümmer und wächst unermessli-
ches Leid, während sich ein neuer, verwüstender Weltkrieg am Horizont abzeichnet.

Wir müssen zum Kämpfen zurückkehren, uns in der revolutionären Partei organisieren und
wieder die Route zum Kommunismus einschlagen.

Es gibt keine Zeit zu verlieren!

Übersetzt aus: il programma comunista, März/April 2021, verteilt als Flyer auf dem 1. Mai
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Marxismus und Wahlen

1919, in einem Brief an die Arbeiter_innen von Europa und Amerika, hat Lenin geschrieben: „Das bür-
gerliche Parlament, auch das demokratischste in der demokratischsten Republik, in der das Eigentum
der Kapitalisten und ihre Macht erhalten bleibt, ist eine Maschine zur Unterdrückung von Millionen
Werktätiger durch kleine Häuflein von Ausbeutern. Solange sich unser Kampf im Rahmen der bürger-
lichen Ordnung hielt, mußten die Sozialist_innen, die Kämpfer für die Befreiung der Werktätigen von
der Ausbeutung, die bürgerlichen Parlamente ausnutzen als eine Tribüne, als einen Stützpunkt für die
propagandistische, agitatorische und organisatorische Arbeit. Sich aber heute, da die Weltgeschichte
die Zerstörung dieser ganzen Ordnung, den Sturz und die Niederhaltung der Ausbeuter, den Übergang
vom Kapitalismus zum Sozialismus auf die Tagesordnung gesetzt hat, sich heute auf den bürgerlichen
Parlamentarismus, auf die bürgerliche Demokratie beschränken, sie als „Demokratie“ überhaupt be-
schönigen, ihren bürgerlichen Charakter vertuschen und vergessen, daß das allgemeine Wahlrecht, so-
lange das Eigentum der Kapitalisten erhalten bleibt, ein Werkzeug des bürgerlichen Staates ist – das
heißt, das Proletariat schändlich verraten, auf die Seite seines Klassenfeindes, der Bourgeoisie, überge-
hen, heißt Verräter und Renegat sein.” (LW, Band 28, Seite 444).

Nach mehr als 80 Jahren seit diesen Worten,
mit denen die Rolle des bürgerlichen Parlamen-
tarismus im imperialistischen Zeitalter in Stein
gemeißelt und die antiproletarische Funktion
des „demokratischen Kretinismus” hergehoben
wurde – die die Opportunisten von gestern und
heute verpestet haben, können wir nur unter-
streichen, dass die große Wahltrommel ein wei-
teres Mal keine andere Funktion hat, als die der
absoluten Vollnarkose für die große Masse der
Bevölkerung und insbesondere das Proletariat.
Wir verfolgen dieses x-te obszöne und holprige
Spektakel von Hampelmännern, die – von bei-
den Seiten – von hohlen und sinnlosen Dingen
schwatzen, während Sie sich mit gegenseitigen
Beleidigungen und Beschuldigungen erbrechen
und während Sie sich zwischen illusorischen Versprechen, Mittagessen und Zusammenkünften mit den
Sponsoren der Wahlen herumwälzen und bis zum Äußersten für parlamentarische Pöstchen kämpfen,
die auf jeden Fall üppige ökonomische und materielle Pfründe sichern werden, mit denen der „Vertre-
ter des Volkes” seine Existenz und Pension sicherstellen kann, weit entfernt von den Unsicherheiten,
die auf dem größten Teil der „öffentlichen Meinung“ lasten, an die man sich richtet. Und der ganze
Mechanismus, längst bis zur Perfektion geölt – mit der spektakulären Verstärkung des Events, dank
dem fleißigen Interesse der Presse und der bürgerlichen Medien – wird ein sehr mächtiges Werkzeug in
den Händen der herrschenden Klasse um die Energien der Arbeiterklasse abzulenken und um sie in
eine Sackgasse zu drängen, in der sie entweder versiegen oder zur sozialen Konservierung verwendet
werden.

Es ist unsere Aufgabe, im Gestank, der von dieser Orgie von rituellem und immer mehr inhaltsleerem
Demokratismus ausgeht, auf die klassischen Positionen des revolutionären Marxismus zu bestehen,
Positionen zu denen das Proletariat zurückkehren muss, um den Kampf als Klasse wiederaufzuneh-
men, die im historischen Rahmen für ihre eigenen Ziele kämpft:
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a) Der parlamentarische Wahlmechanismus war eine große Er-
rungenschaft der revolutionären Bourgeoisie, die auch da-
durch ihre Macht konsolidiert hat, nachdem sie mit der
Stärke, der Gewalt, der Diktatur, die alten feudalen herrschen-
den Klassen auseinandergerissen hatte und ihre eigene politi-
sche Macht – basierend auf der neuen kapitalistischen
Produktionsweise – errichtet hatte. 

b) Dieser Mechanismus beruht auf der demokratischen Mystifi-
kation, nach der jedes einzelne Individuum (unabhängig von
den materiellen Bedingungen, unter denen es lebt und han-
delt) die gleichen Möglichkeiten hätte, um in vollen Zügen zu
verstehen, was seine eigenen Interessen sind, unmittelbar und
historisch, direkt als Individuum und weitreichend als Klasse.

c) Dieser Mystifikation hat der Marxismus, ausgehend von
1848, eine Analyse der Realität entgegengesetzt, nach der die
enorme, exorbitante und überwältigende Bedeutung der mate-
riellen Lebensbedingungen für die Ideen, die Vorstellungen,
die Überzeugungen der einzelnen Individuen offensichtlich ist, und eine Vision des revolutionären
Prozesses, die der Klassenpartei (ein Organismus, der über Generationen und spezifische Situatio-
nen hinausgeht) die wissenschaftliche Vision des zu folgenden Weges überträgt, um eine alte, dahin-
siechende und destruktive Produktionsweise zu zerschlagen (wenn die historischen Bedingungen
reif sind).

d) Die Position der Marxist_innen gegen diesen parlamentarischen Wahlmechanismus war also immer
die folgende: keine Illusionen über die reale Möglichkeit, ihn als Instrument für soziale Veränderun-
gen benutzen zu können; seine eventuelle Benutzung nur, um das revolutionäre Programm zu propa-
gieren und zu verbreiten, also ausschließlich als Tribüne, um von dort aus das eigene
antiparlamentarische und antidemokratische Kampfprogramm erschallen zu lassen.

e) Mit dem Eintritt des Kapitalismus in seine letzte Phase, der des Imperialismus (also, Ausbreitung
der kapitalistischen Produktionsweise auf weltweitem Niveau, zentrale Rolle des Finanzwesens, ex-
treme Zentralisierung des wirtschaftlichen und politischen Lebens, Verschärfung der Kontraste zwi-
schen dem Kapital der verschiedenen Nationen, immer zerstörerischere Kriege zur Marktkontrolle
und zur Aufteilung der Profite), ist es für die Marxist_innen offensichtlich, dass die Rolle des parla-
mentarischen Wahlmechanismus im Wesentlichen die ist, alle Klassentendenzen in eine ungefährli-
che Richtung abzulenken, auch jene niedrigschwelligen, die sich in einer Situation von geringen
sozialen Konflikten langsam entwickeln können; und deshalb ist es die Aufgabe der Revolutionäre
diesen Mechanismus offen zu boykottieren. 

f) Insbesondere in der Situation, die in der Welt nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs geschaffen
wurde (Faschisierung des wirtschaftlichen und politischen Lebens, Entstehung von großen staatli-
chen und militärischen Monstern, totale Unterwerfung aller Aspekte des sozialen Lebens unter die
Zwänge des Kapitals, Schaffung eines eng integrierten Systems von wirtschaftlichen und finanziel-
len Interessen, Management aller seiner Aspekte durch Zentralbanken und übernationale Finanzin-
stitute, von der Weltbank zum Internationalen Währungsfonds, usw.), in dieser Situation, sich selber
oder andere darüber zu täuschen, dass die Maßnahmen, die das Leben dieser oder jener Nation (oder
schlimmer noch dieser Stadt oder jenes Dorfes) betreffen, dieser oder jener Regierung anvertraut
werden müssten, die durch „freie“ Wahlen zustande kommen soll, deren Ergebnis zur „Meinung”
des „Staatsbürgers” gemacht wird, das bedeutet, eine offen konterrevolutionäre Rolle zu spielen. 
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g) Bürgerliche Politik kann nur treu (und stumpfsinnig) den Bedürfnissen des Kapitals gehorchen, das
eine internationale gesellschaftliche Kraft ist. Die Reihe von Gaunern und Hampelmännern, die an
den Bühnen der Politik vorbeiziehen und nach der Wählerstimme fragen – „weil ansonsten...” – und
gegeneinander wettern, als ob sich der Tag des Gerichts genähert hat, ändern die Maske und die
Kleider, aber diese Reihe besteht nur und ausschließlich aus sehr kleinen Vollstreckern von Strate-
gien, die über lokale oder nationale Grenzen hinaus gehen: warum sollte man sie jedes Mal legiti-
mieren, indem man sie – je nach Standpunkt – als „Engel des Guten” oder „böse Dämonen”, als
reale Urheber von Verbesserungen oder drohende Verursacher von Katastrophen begreift?

h) Gerade weil die bürgerliche Politik dem Kapital treu gehorcht, ist es mehr als offensichtlich dass, in
einer Zeit wie dieser, in der sich die Krise Woche für Woche verschärft, sich die Politik selbst in
einer Krise befindet, und dass sie auf der einen wie der anderen Seite die effektivsten und glaubwür-
digsten Hampelmänner sucht, aber sie kann sie nicht immer finden: das haben die langen, lächerli-
chen Qualen der US-Wahlen gezeigt, mit allen ihren Folgen von juristischen Klagen,
journalistischen Sensationsnachrichten, Skandalen und billiger Rhetorik.

i) In diesem Zusammenhang ist „der Ekel vor der Politik” keine Alternative. Die Alternative ist, die-
sem Hohn mit einer felsenfesten Entscheidung den Rücken zu kehren, und einen ganz anderen Weg
einzuschlagen. Dieser Weg führt notwendi-
gerweise zur unnachgiebigen Verteidigung
der eigenen Klasseninteressen, der offenen
Verweigerung der „höheren Erfordernisse
der Nationalökonomie” und jeder Art von
Opfer, das als „notwendiger Weg zur Sanie-
rung” ausgegeben wird; er führt zum Bruch
von jeglicher Loyalität und Unterstützung
der eigenen nationalen Bourgeoisie und
deren Staates, sowohl innenpolitisch (wirt-
schaftliche, politische und soziale Maßnah-
men) als auch außenpolitisch (zukünftige
militärische Abenteuer); er führt zum Ver-
ständnis der dringenden Notwendigkeit, sich
als Teil einer unabhängigen internationalen proletarischen Front, unabhängig von jeglicher staatli-
cher Ausrichtung, zu erkennen; zur geduldigen und täglichen Arbeit um den Faden von einem Inter-
nationalismus neu zu knüpfen, der durch mehr als siebzig Jahre Konterrevolution zerrissen wurde;
ebenso orientiert dieser Weg der geduldigen und täglichen Arbeit darauf, die revolutionäre Partei in
der Arbeiter_innenklasse zu verwurzeln. Auf der Grundlage dieses Weges kann es – wie die Mar-
xist_innen, die diesen Namen verdienen, es immer verkündet haben – mit der Verschärfung der
Krise und mit der Drohung eines dritten Weltkrieges, nur die proletarische Revolution und die Dik-
tatur des Proletariats geben (als notwendiger Übergang zur klassenlosen Gesellschaft und somit
ohne Staat, zum Kommunismus).

j) Wenn man diesen Weg nicht einschlägt, oder wenn man behauptet, ihn durch scheinbare Abkürzun-
gen ersetzen zu können, wird die proletarische Klasse neue Massaker und anschließend die Wieder-
eröffnung eines brutaleren und blutigeren Ausbeutungszyklus erleiden. Aber die Stimmzettel in die
Urne zu stecken, in der Hoffnung, dass das „kleinere Übel“ gewinnen wird, bedeutet am nächsten
Tag in der Angst der Machtlosigkeit oder im Rausch der Illusion aufzuwachen! 

Übersetzt aus: il programma comunista, März/April 2001
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Der imperialistische Krieg, seine ideologische

Vorbereitung und die Linke des Kapitals

Während die naiven antifaschistischen Illusionen in eine weniger aggressive US-Politik nach dem de-
mokratischen Regierungswechsel in Washington schon zerplatzt sind, glimmt bei den reformistischen
Linken in Deutschland nach den Landtagswahlerfolgen der Grünen in Baden-Württemberg und der

SPD in Rheinland Pfalz noch die Hoffnung auf
einen „sozial-ökologischen“ und „friedenspoliti-
schen“ Richtungswechsel nach dem Ende der Mer-
kel-Regierung durch eine Koalition aus Grünen,
SPD und Linkspartei. Gleichzeitig macht sich aber
auch ein Unbehagen breit: Immer rauer wird der
schon nicht mehr „diplomatische“ Ton, wenn US
Präsident Biden den russischen Präsidenten Putin als
„Killer“ bezeichnet, die Nato das „aggressive Vorge-
hen Russlands zurückweisen“ will, und die deutsche
Außenpolitik immer neue Sanktionen gegen die
Putin-Regierung fordert. Gleichzeitig wird China
von der EU offen als Rivale und Störenfried der „re-
gelbasierten Ordnung“ definiert und soll mit Hilfe
einer neuen „handelspolitischen Strategie“, sprich
durch protektionistische Maßnahmen, in seiner wirt-

schaftlichen Entwicklung behindert werden. Und wenn dann noch – wie beim diesjährigen Nato-Früh-
jahrsmanöver – wieder Panzerbewegungen durch Ostdeutschland stattfinden, wird bei Vielen die Angst
vor einem realen Krieg – der bisher nur „weit weg“ im Fernsehen „stattfindet“ – spürbar. 

Vor diesem Hintergrund findet dann auch aktuell innerhalb der Linkspartei ein Streit zwischen denjeni-
gen statt, die für eine Beteiligungschance an der nächsten Bundesregierung die Kritik an der Nato auf-
weichen und Auslandseinsätze der Bundeswehr – natürlich nur mit UN-Mandat bzw. im Rahmen von
EU-Recht und zur „Durchsetzung von Menschenrechten“ – möglich machen wollen, und ihren linken
Kritikern, für die SPD und Grüne „aktuell [!] keine Bündnispartner im Kampf gegen die akute Kriegs-
gefahr sind.“ (Volker Külow und Ekkehard Lieberam in der JW vom 16.03.) Letztere sehen in der
„brandgefährlichen Einkreisungs- und Konfrontationspolitik der USA und der NATO“ die Hauptursa-
che der Kriegsgefahr und wehren sich gegen die „Etablierung einer Äquidistanz“ in der Linkspartei
durch das „Bemühen die USA, Russland und China gleichzusetzen“. (Sevim Dagdelen und Ulla Jelpke
in der JW vom 11.02.) Bei durchaus richtiger Kritik an den USA und den deutschen imperialistischen
Ambitionen, zeigt sich hier ein noch aus „realsozialistischen“ Zeiten gespeister verklärender Blick auf
den östlichen Teil des imperialistischen Weltsystems.

Genauso wie seine verbrecherischen Kriege den größte Beweis für die historische Überholtheit der ka-
pitalistischen Gesellschaftsordnung darstellen, war die Haltung zum imperialistischen Krieg schon
immer der entscheidende Markstein zwischen wirklichen internationalen Sozialist_innen bzw. Kom-
munist_innen und der Linken des Kapitals. Und es war oftmals gerade die Linke des Kapitals, die die
entscheidende ideologische Munition lieferte, mit der die Arbeiterklasse mit dem Kapitalismus ver-
söhnt und auf das Schlachtfeld getrieben wurde. Hier sei nur die sozialdemokratische „Burgfrieden“-
Propaganda der vermeintlichen „Vaterlandsverteidigung“ gegen das reaktionäre zaristische Russland
im Ersten Weltkrieg oder die antifaschistische Propaganda für die bürgerliche Demokratie im Zweiten
Weltkrieg genannt. Um nicht von den vielfältigen Propagandawolken benebelt zu werden, benötigen
wir eine klare Sicht auf die Grundlagen und das Wesen des imperialistischen Krieges.
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Die ökonomischen Grundlagen des imperialistischen Krieges

Der historische Materialismus hat aufgezeigt, dass die Grundlage eines Krieges nicht in den ideologi-
schen Erklärungen und persönlichen Willensbekundungen zu suchen ist, sondern im Wesen der gesell-
schaftlichen Produktionsverhältnisse.

Genauso wie die Politik ein konzentrierter Ausdruck
der Ökonomie ist, stellt der Krieg die Fortführung
der Politik mit anderen Mitteln dar. In jeder Klassen-
gesellschaft dient der Krieg der Aufrechterhaltung
der Herrschaft nach innen und der Ausdehnung die-
ser Herrschaft nach außen. Es war der Kapitalismus,
die letzte und produktivste Klassengesellschaft, die
auch die Entwicklung des Krieges dynamisiert und
ihn systemimmanent gemacht hat. Der aus seiner
ökonomischen Struktur entspringende Zwang zur
Ausdehnung (die konkurrenzgetriebene Erweiterung
der Produktion) und die Ungleichmäßigkeit der poli-
tischen und ökonomischen Entwicklung der kapita-
listischen Staaten, sind die Grundlage für immer

neue Verteilungskriege. Der imperialistische Krieg des 20. Jahrhunderts ist ein Produkt der kapitalisti-
schen Durchdringung und Aufteilung der Welt. Er wurde zur Existenzbedingung des entwickelten Ka-
pitalismus nicht nur für die Eroberung neuer Märkte, sondern vor allem als letzter Ausweg aus der
Krise durch die Zerstörung von Produktivkräften als Grundlage neuer Akkumulationszyklen. Das beste
Beispiel dafür war der über mehrere Jahrzehnte andauernde relativ stabile Wachstumszyklus nach dem
Zweiten Weltkrieg (sie hierzu auch unsere Ausarbeitungen über die „Laufbahn des Weltkapitalismus“).

Der Niedergang des Kapitalismus drückt sich auch in der dauerhaften weltweiten Kriegsrealität (von
der heute allerdings weitgehend die kapitalistischen Zentren ausgenommen sind) und der zunehmen-
den Bedeutung der Rüstungsproduktion aus. Die durch die Krise und den Klassenkampf forcierte Ent-
wicklung zum Staatskapitalismus hat der Kriegsökonomie einen nie dagewesenen Stellenwert
gegeben. Wir schrieben dazu in unserem Artikel „Kapitalismus – eine Ökonomie für den Krieg“: „Die
Militärausgaben sind produktiv für den Kapitalismus, weil sie Quellen riesiger Profite darstellen,
gleich den Ausgaben für die Infrastrukturen und für das Baugewerbe. Der Profit wird realisiert, indem
die Arbeitskraft für ausgeklügelte Rüstung benutzt wird, wie bei jeder anderen kapitalistischen Ware.
Die Tatsache, dass die Waffen einen zerstörerischen Gebrauchswert besitzen, ändert daran absolut
nichts. (…) Der Staat mit seiner schier unerschöpflichen Kaufkraft, seinen riesigen Bedürfnissen, sei-
ner langfristigen Planung, seinen verfügbaren Ressourcen, kann Generäle und Ingenieure, Unterneh-
mer und Physiker zusammenbringen, um die künftigen Bedürfnisse des Krieges auszutüfteln. (…) Mit
der engen Zusammenarbeit zwischen Industrie und Streitkräften fördern die Regierungen den Fort-
schritt der Industrietechnik in allen Branchen, von der Materialwissenschaft bis zur Pharmazie und
Elektronik und sichern den nationalen Unternehmen die besten technischen Ressourcen zur Stärkung
der Konkurrenzfähigkeit.“ (auch verbreitet als Flugblatt auf der Liebknecht-Luxemburg-Demonstration
im Januar 2020) Bezeichnenderweise sind viele „zivile“ technologische Innovationen „Abfallpro-
dukte“ der Rüstung – z.B. auch das Internet. Zur Illustrierung des Gesagten seien nur folgende aktuelle
Beispiele angeführt: Wie planmäßig Deutschland und die EU bei der Verzahnung ziviler und militäri-
scher Forschung und Entwicklung vorgehen, zeigt z.B. ein im Februar 2021 von der EU präsentierter
Aktionsplan zum „Ausbau des technologischen Vorsprungs Europas“. Dieser sieht u.a. das Bereitstel-
len von Fördergeldern für Unternehmen vor, deren Produkte für die militärische Aufrüstung der EU ge-
nutzt werden können. Ein Beispiel für die vielfältige Militarisierung der EU ist auch die Ende 2019
gegründete „Generaldirektion Verteidigungsindustrie und Weltraum“ (DG Defence), mit der die militä-
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risch relevanten Bereiche der Union gebündelt werden sollen. Ihr Chef Thierry Breton erklärte: „Es
geht einfach darum, Europa auf dem geostrategischen Schachbrett der Welt zu behaupten.“ (zit. nach
ND v. 23.03.2021) Dass diese gemeinsame Ambition der EU ihre innerimperialistische Konkurrenz
nicht aufheben kann, versteht sich von selbst. In diesem Zusammenhang sei nur auf den militärischen
Führungsanspruch der Atommacht Frankreich mit ihrer Forderung nach einer „Strategischen Autono-
mie“ der EU verwiesen und demgegenüber die transatlantische Diplomatie des deutschen Imperialis-
mus, der ja schon seinen erneuten Aufstieg nach dem Zweiten Weltkrieg im Windschatten der USA
vollzogen hatte, angeführt. Wer die strategische Orientierung vorgibt, wurde im März beim Besuch des
neuen US-Außenministers Blinken in Brüssel deutlich, dem der EU-Außenbeauftrage Borell pflichtge-
mäß huldigte: „Wir sind uns auch einig, dass wir die größtmögliche Beteiligung der Vereinigten Staa-
ten an der Verteidigungsinitiative der EU unterstützen und unseren Dialog zu diesem Thema verstärken
wollen.“ (zit. nach ND v. 26.03.2021). Und Nato-Generalsekretär Stoltenberg stellte dann auch für sein
Kriegsbündnis lobend fest: „Trotz der wirtschaftlichen Auswirkungen von Covid-19 war 2020 das
sechste Jahr in Folge, in dem die Militärausgaben in den europäischen Bündnisstaaten und in Kanada
gestiegen sind.“ (zit. Nach ND v. 17.03.2021)

Für den reibungslosen Ablauf der Geschäfte sorgt die regelmäßige Vernutzung der Waffen (bzw. ihre
praktische Erprobung) in den diversen Kriegen. Die USA sind mit einem Anteil von fast 40 Prozent
vor Russland der weltgrößte Waffenexporteur. Wenn Deutschland in diesem Ranking mit 5,5 Prozent
noch relativ weit hinten liegt, so arbeitet es systematisch an seiner Steigerung. Laut einer Studie des
Friedensforschungsinstituts SIPRI baute die BRD von 2011 bis 2015 die Waffenexporte um 21 Prozent
aus (Frankreich um 44 Prozent).

Die ideologische Begleitmusik des imperialistischen Krieges

Ein zentrales ideologisches Moment des aufstrebenden Kapitalismus war der nationale Gedanke, der
eine territoriale (ökonomische) Einheit in Sprache und Kultur bei gleichzeitiger Negierung des Klas-
senwiderspruchs schaffen sollte. Seine chauvinistische Aufladung ist nach wie vor ein zentrales Ele-
ment der Kriegspropaganda. Doch genauso, wie der kapitalistische Staat die Einheit der bürgerlichen
Gesellschaft nicht nur repressiv, sondern v.a. ideologisch mittels Glücksversprechen (Freiheit, Wohl-
stand) durchsetzte, war auch das Freiheitsversprechen von Anfang an Bestandteil der kapitalistischen
Kriegspropaganda („Antimonarchistisch“ während des Ersten, „Antifaschistisch“ während des Zweiten
Weltkrieges).

Gerade im Zweiten Weltkrieg hat sich gezeigt, dass die geschwächten imperialistischen Staaten eher
mit einer aggressiven (nationalistischen, rassistischen...) Propaganda die Bevölkerung mobilisieren und
auch die Komplizenschaft der Arbeiterklasse mit (in Aussicht gestellter) Raubzugbeute erreichen wol-
len (wofür beispielhaft die Nazis und ihr Kriegskeynesianismus stehen). Die ökonomisch stabileren
imperialistischen Mächte gehen eher mit den traditionellen „bürgerlichen Werten“ in den Krieg (siehe
das damalige Amerika des „New Deal“).

Während der proletarische Aufstand den Ersten Weltkrieg beendete, der dann unter (sozial-)demokrati-
schem Kommando niedergeschlagen wurde und (v.a. in Deutschland und Italien) in der faschistischen
Konterrevolution endete, brachte der Sieg der „antifaschistischen“ Siegermächte im Zweiten Weltkrieg
eine weltweite Stabilisierung der kapitalistischen Verhältnisse (unmittelbar nach dem Krieg nur etwas
erschüttert durch die antikolonialen Kämpfe und seit dem Wiederauftreten der Krise durch partielle
Klassenauseinandersetzungen). Die Kriegspropaganda der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war
unisono aus dem Arsenal dieses siegreichen Antifaschismus entlehnt:

Beim Ostblock war es die „antiimperialistische Demokratie“, mit der nationale Bewegungen gewonnen
und der Einfluss erweitert werden sollte und natürlich die „Verteidigung des Sozialismus“ (in Wirk-
lichkeit des russischen kapitalistischen „Staates des ganzen Volkes“ und seines Machtbereiches). Die
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USA und die von ihnen abhängigen imperialistischen Staaten predigten un-
unterbrochen „Freiheit und Demokratie“, auch wenn sie in der Praxis die
blutrünstigsten Diktaturen zur Aufrechterhaltung ihres Macht- und Einfluss-
bereiches unterstützten.

Die heutige Situation

All das, was vorher beschrieben wurde, wird heute radikalisiert durch die
fortschreitende Krise des kapitalistischen Systems. Wurde die neue Qualität
der Kriegsrealität durch die Anfang des 20. Jahrhunderts begonnene impe-
rialistische Phase des Kapitalismus begründet, so beruht seine heutige quantitative Zunahme (welt-
weite dauerhafte Kriege) in seiner tiefen konkreten Krise.Während die Schaffung eines Weltmarktes
ein konstituierendes Element der kapitalistisch-imperialistischen Entwicklung war, führt die krisen-
hafte Entwicklung immer mehr zu Protektionismus und Blockbildung. Die konfrontative Weltlage, die
mit dem Ende des Ostblocks scheinbar beendet wurde, ist in neuer Konstellation zurück. Die Ungleich-
mäßigkeit der Entwicklung schafft neue Machtverhältnisse zwischen den USA, China, der EU und
Russland.

Das rohstoffreiche Rußland, das sich nicht zuletzt auf Grund hoher Ölpreise Anfang der 2000er wirt-
schaftlich mehr vom Westen abkoppeln konnte, ist wieder als internationaler Akteur militärisch präsent
(Syrien). Der anfängliche Versuch Putins, an der europäischen Formierung (auch gegen die USA) zu
partizipieren (so propagierte er noch vor zehn Jahren einen „Wirtschaftsraum von Lissabon bis Wladi-
wostok“), ist einer eigenständigen russischen Großmachtpolitik gewichen, die zunehmend auf Bünd-
nisse mit China setzt. Dem entspricht auch das kontinuierliche Sinken des Außenhandelsumsatzes
Russlands mit Deutschland. Auch China arbeitet seit 15 Jahren daran, möglichst unabhängig vom Wes-
ten zu werden und fördert staatlich die Inlandsproduktion in Schlüsselindustrien. Die zweitgrößte
Volkswirtschaft der Welt auf dem Sprung zur „pole position“ konnte sogar im letzten Jahr einen Re-
kordhandelsüberschuss erzielen. Der für die exportabhängige deutsche Wirtschaft neben den USA
wichtigste Absatzmarkt China drängt selbst mit Macht auf den Weltmarkt, während die Bedeutung der
EU dort sinkt (hatte sie im Jahr 2000 noch einen Anteil von 23 Prozent an der globalen Wirtschaftsleis-
tung, wird bis 2030 ein Rückgang auf 13 Prozent prognostiziert). Protektionismus und weitgehende
Autarkieversuche der Großmächte lassen den Weltmarkt noch schneller schrumpfen. Laut einer Studie
des US-amerikanischen Peterson Institute hat der Anteil des internationalen Handels an der Weltwirt-
schaft seit 2008 erstmals nach dem Zweiten Weltkrieg über einen längeren Zeitraum abgenommen.
(ND v. 19.01.2021)

Dank ihrer technologischen und militärischen Möglichkeiten sind die USA heute noch die stärkste
Weltmacht und der aggressivste Protagonist imperialistischer Politik. Im ökonomischen Sinkflug be-
findlich, können sie ihre Dollarleitwährung allerdings nur noch durch Krieg aufrechterhalten. Sie mo-
bilisieren einen aggressiven Chauvinismus (der sich in Trumps „America first“ offen zeigte) und
werfen jetzt unter den Demokraten ihr ganzes staatspolitisches Potential in den innerimperialistischen
Konflikt (welch Blamage für den Antifaschismus der nur in Trump den Bösewicht sah). Dementspre-
chend treiben sie auch die weltweite Militarisierung voran. So planen sie z.B. in Europa ein zusätzli-
ches Militärbündnis mit der Ukraine, Georgien und Moldawien, um den Druck auf Russland zu
erhöhen, genauso wie sie im asiatisch-pazifischen Raum an zusätzlichen militärischen Partnerschaften
gegen China arbeiten. Eine weitere Ursache für die dauerhaften weltweiten Kriege, die Verwüstungen
und die Unregierbarkeit ganzer Regionen ist die Tatsache, dass der Kapitalismus dem inzwischen in
weiten Teilen kriegszerstörten Nahen und Mittleren Osten keine Perspektive eines neuen Akkumulati-
onszyklus anbieten kann und dort v.a. militärisch die Niederhaltung der kapitalistischen Überbevölke-
rung exekutiert.
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Der deutsche Imperialismus erreichte seine Vitalisierung nach
1945 im Windschatten der USA. Die militärische Drecksar-
beit anderen überlassend, stützte er sich auf die ökonomische
Hegemonie in der EU und baute weltweit seinen Einfluss aus.
Seine Kriegsideologie ist dementsprechend (und nicht nur
wegen seines geschichtlichen Erbes) demokratisch und men-
schenrechtlich konnotiert. 

Es ist kein Zufall, dass der erste offene Kriegseinsatz der
Bundeswehr 1999 in Jugoslawien von einem grünen Außen-
minister mit einer originär antifaschistischen Rhetorik durch-
gesetzt wurde. Der ehemalige linke Sponti Joschka Fischer betreibt übrigens jetzt mit seiner
Beratungsfirma „Joschka Fischer & Company“ die „Fortsetzung der Außenpolitik mit anderen Mit-
teln“ wie er selbst süffisant feststellte. Firmen wie BMW, Siemens oder REWE stehen auf seiner hoch-
dotierten Beraterliste. „Wir beraten Unternehmen strategisch zu sich verändernden
Rahmenbedingungen. Wir vernetzen sie und bringen sie in den Dialog – gerade auch mit kritischen
Akteuren.“ So erklärt Fischer seine Tätigkeit, die genau dem integrativen, „offenen“ Charakter des
BRD-Imperialismus entspricht, der in seiner ideologischen Innovationskraft problemlos auch Gender-
und Antirassismus-Aspekte in seine Propaganda gegen den äußeren Feind zu integrieren vermag. Seine
aggressiv-neonazistischen Pfeile behält er vorerst lieber im Köcher. In diesem Zusammenhang stellt
sich natürlich die Frage der realen Kriegsfähigkeit einer stark individualisierten Gesellschaft, die heut-
zutage zwar eher auf einer Berufsarmee, denn einer Massenarmee beruht, aber doch eine aggressive
ideologische Formierung benötigt – hier liegt sicherlich ein wichtiger Grund, dass es heute keine wirk-
liche Kriegsfähigkeit der BRD gibt und man sich (noch) der Dominanz der USA unterordnet.

Diese Flexibilität des deutschen Imperialismus endet allerdings bei den Tiefen der ökonomischen Kri-
sen und dem Klassenwiderspruch. Das Dominieren der EU einerseits und das Lavieren zwischen den
USA, Russland und China andererseits wird für ihn immer schwieriger. Der Zwang zum sozialen An-
griff auf die Arbeiterklasse wird durch die komplexe aktuelle Krise noch verschärft.

Es ist die Arbeiterklasse, die nicht nur die Hauptlast von Krieg und Militarisierung trägt, sondern die
auch als einzige die Kraft für einen konsequenten Kampf gegen das kapitalistische System des Krieges
besitzt. Sie hat bewiesen, dass sie gerade in Kriegskrisen ihr revolutionäres Potential entwickeln kann.
Dies erfordert allerdings eine klare programmatische Orientierung, wie sie z.B. Lenin und die Bolsche-
wiki am Ende des ersten Weltkrieges mit der Losung der „Umwandlung des imperialistischen Krieges
in einen Bürgerkrieg“ gaben. Nur mit der radikalen programmatischen Haltung „Klasse gegen Klasse“
und „Krieg dem Krieg“ kann verhindert werden, dass die Arbeiterklasse zur Manövriermasse des Im-
perialismus degradiert wird.

Die bürgerliche (und stalinistische) Linke, die ihre alten pazifistischen und zur Karikatur verkomme-
nen pro-russischen bzw. pro-chinesischen Betrachtungsweisen in die neue imperialistische Realität
transformiert hat – und die sich teilweise sogar nicht zu blöd ist, der imperialistischen Großmacht
China, die unter Mao die ursprüngliche kapitalistische Akkumulation vollzogen hatte und jetzt als ex-
pansiver Kapitalexporteur auf dem Weltmarkt auftritt, noch das Etikett „sozialistisch“ umzuhängen –
versucht demgegenüber alles, um diese Orientierung zu verhindern, indem sie eine „große Volksbewe-
gung gegen die USA-Kriegspolitik“ fordert.

Gegen den weltweiten Imperialismus als System des Krieges hilft nur der proletarische Klassenkampf
und der konsequente (jeden nationalen Blickwinkel und jede Blockbildung mit der Bourgeoisie ableh-
nende) proletarische Internationalismus!
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Der Tarifabschluss 2021 in der Metallbranche –

eine einzige Farce!

Zunächst einmal muss man sich die wirtschaftliche Situation sowie die Lage der Arbeiter_innen in die-
ser Branche betrachten.

Die letzte Lohnerhöhung für die Arbeiter_innen gab es 2018 mit nominell mageren 4,3 Prozent. Wobei
hierbei betont werden muss, dass die prozentuale Erhöhung nur für 2018 galt – für 2019 gab es nur
noch ein einmaliges dürftiges „Tarifliches Zusatzgeld“ von 27,5 Prozent sowie ein Festgeld von 400
EUR für alle. Damit lag die Erhöhung, bezogen auf die Laufzeit von zwei Jahren, bei ca. 3 Prozent.
2020 gab es gar eine Nullrunde! Das ist längst noch nicht der Gipfel der Grausamkeiten, die sich die
Metall-Arbeit-“Geber“ ausgedacht hatten,
um ihre Profite kräftig anzukurbeln.

Im Zeitraum vom Mai 2019 bis Dezember
2020 wurden in der gesamten Metallbranche
sage und schreibe 162.000 Stellen abge-
baut – wahrhaftig kein Pappenstiel! Bei den
Autokonzernen wird dies beispielsweise
damit begründet, dass auf die Produktion
von E-Autos umgestellt werden muss.

Ein weiteres besonders drastisches Beispiel
für Angriffe auf die Arbeiterschaft liefert
auch der Siemens-Konzern: Im Bereich Siemens-Energy muss der Vorwand „Energiewende“ dafür her-
halten, 7800 Stellen weltweit abzubauen, davon 3000 in Deutschland. Die Produktion von Gasturbinen
würde sich nicht mehr lohnen, offensichtlich nur in Deutschland nicht; weltweit gesehen, sehr wohl, da
läuft das Geschäft mit der dreckigen fossilen Energie wie geschmiert. Gleichzeitig macht Siemens je-
doch Riesen-Profite: die Energy-Tochter 243 Mio. EUR allein im 1. Quartal 2021, die gesamte Sie-
mens AG 2020 sogar 4,2 MILLIARDEN Euro! Denen geht es in der Tat nicht schlecht... 

Nächste Beispiele:

Daimler AG

Diese hat 2020 1,4 MILLIARDEN Euro an ihre Aktionäre verteilt, auch mit Hilfe großzügiger Staats-
hilfen infolge der Corona-Krise. Die Steigerung des Profits gegenüber 2019 belief sich auf sagenhafte
48 Prozent!

BASF AG

Ausschüttung von 3,4 MILLIARDEN Euro an die Aktionäre, hier mit freundlicher Unterstützung der
britischen Regierung, die Staatshilfe geleistet hat, auch wieder mit der Begründung der Corona-Krise.

Und überhaupt Corona:

Es ist eine dreiste Lüge der Konzerne, dass es ihnen infolge der Pandemie schlecht gehe. Das mag ja
noch auf die Kneipen an der Ecke zutreffen, die es in der Tat schwer hatten, die Pandemie überhaupt zu
überleben, aber Siemens, Daimler, BASF und Konsorten sind keine Wirtshäuser, die am Abgrund ste-
hen. Ganz im Gegenteil. Schon vor Corona erhielten die Konzerne reichlich staatliche Subventionen .
Wie erläutert, hatten sie auch vor der aktuellen Tarifrunde bei den Löhnen kräftig gespart und auch die
Arbeitsplätze nicht verschont. Die genannten Zahlen sprechen Bände, Krise sieht anders aus! 
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Ein besonders lukratives Modell der Gewinngenerierung in Corona-Zeiten für Großkonzerne ist die
Regelung zur Kurzarbeit. Hier sind die Kapitalisten besonders fein raus. Über die Arbeitslosenversi-
cherung bekommen die Arbeiter_innen bekanntlich höchstens 60 Prozent ihres Lohnes bezahlt, erlei-
den somit einen Verlust von 40 Prozent. Was das im Einzelfall für die Betroffenen bedeutet, wird leicht
ersichtlich, wenn man nur an die schwindelerregende Höhe der Mieten in den Ballungsgebieten denkt.
Alle anderen monatlichen Kosten müssen natürlich auch noch in voller Höhe gestemmt werden. Die
Ersparnis der Lohn-“Kosten“ während der Zeit der Kurzarbeit landet somit direkt bei den Bossen. Ne-
benbei bemerkt werden die Arbeiter_innen noch doppelt betrogen, wenn man bedenkt, dass diese das
Kurzarbeitergeld ja über die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sozusagen „vorfinanziert“ haben!
Und „Kurzarbeit“ ist auch relativ: wer sagt denn, dass nicht in einzelnen Bereichen das Arbeitspensum
durch Überstunden verdichtet werden kann?

Vor diesem Hintergrund hätte man jetzt erwarten müssen, dass in den aktuellen Tarifverhandlungen
von den Gewerkschaften kräftige Forderungen, untermauert mit Streiks, erhoben werden. Weit ge-
fehlt – wir haben es ja bekanntlich mit Systemgewerkschaften zu tun, die auf Kuscheln mit den Bossen
der Konzerne getrimmt sind. Ja, es gab Warnstreiks, aber nicht flächendeckend, dies auf ausdrückli-
chen Wunsch der Gewerkschaften. Nach einem Reallohnverlust von 1 Prozent seit 2020 ist es nur allzu
verständlich, dass die Arbeiter_innen sauer auf die Konzerne und deren Führungen waren, und sicher
sind sie es immer noch. Die Gewerkschaften haben erfolgreich dafür gesorgt, dass die Wut schon nicht
überbordet.

Es wäre so wichtig gewesen, die Arbeiterschaft für einen Vollstreik zu mobilisieren. Aufgrund der Tat-
sache, dass auch in anderen Sparten dauerhafte Tarifauseinandersetzungen stattfinden, hätte es für den
DGB naheliegend sein müssen, sich endlich einmal über einen Generalstreik Gedanken zu machen.

Zum Abschluss selbst, der diesen Namen gar nicht verdient:

Es gibt keine tabellenwirksame Lohnerhöhung für die Arbeiter_innen, und das bei einer Laufzeit bis
30.9.2022! Bis dahin wird es folglich 4,5 Jahre keine Lohnerhöhung mehr gegeben haben! 

Stattdessen soll eine einmalige „Corona“-Prämie in Höhe von 500 EUR gezahlt werden, steuerfrei.
Dumm nur, dass die Konzerne für diese Einmalzahlung auch keine Beiträge zur Sozialversicherung zu
entrichten haben. Und natürlich zahlen auch sie keine Steuern darauf… Die Systemgewerkschaften
haben offensichtlich hierbei ihr eigenes Einmaleins der Tarifrunden vergessen, das besagt, dass Ein-
malzahlungen immer „verpuffen“, da diese ja nicht wiederkehren und daher tunlichst zu vermeiden
sind. Ungünstig für die Beschäftigten ist außerdem, dass zum Zeitpunkt der Auszahlung von ihnen hö-
here Steuern gezahlt werden müssen, da sie in die Progression fallen. Den Arbeiter_innen nützen sie
also so gut wie nichts und die Kapitalist_innen zahlen sie aus der Portokasse.

Die zweite „Leistung“ des Abschlusses besteht in einem sog. „Transformationsgeld“, bei dem allein
schon der Name nichts Gutes verheißt.

Diese Gehaltserhöhung wird nämlich nicht direkt ausge-
zahlt, sondern Monat für Monat „angespart“ und kommt
erstmals im Februar 2022 in einem einzigen Betrag in
Höhe von 18,4 Prozent des Monatsgehalts zur Auszah-
lung.

Es handelt sich dabei also um eine jährliche Einmalzah-
lung, die sich wie folgt berechnet: bis Februar 2022 sind
es 8 x 2,3 Prozent, insgesamt also 18,4 Prozent, bis Feb-
ruar 2023 dann 12 x 2,3 Prozent, mithin 27,6 Prozent. 

15



Und jetzt kommt der Joker für die Metall-Konzerne:

Dieses Transformationsgeld muss unter Umständen gar nicht ausgezahlt werden, denn, je nach der
„wirtschaftlichen“ Situation der BETRIEBE kann eine kollektive Arbeitszeitverkürzung angeordnet
werden, für die dann diese „Erhöhung“ benutzt wird. Hier stellt sich ganz klar die Frage, wer denn
diese „wirtschaftliche“ Situation in den einzelnen Betrieben beurteilt. Der Willkür der Konzerne sind
hier Tür und Tor geöffnet, erpressbare Betriebsräte werden wie immer allen Schandtaten gegen die Be-
legschaften unter Krokodilstränen zustimmen.

Nicht zu vergessen: das Ganze bedeutet in diesem Fall eine Lohnkürzung! Denn eine vereinbarte tarif-
liche Leistung, die die Arbeiter_innen in Zeiten steigender Preise, vor allem der Mieten, dringend be-
nötigen, brauchen diese als Geld auf dem Konto. Stattdessen erfolgt eine elegante „Verrechnung“ mit
den gesenkten Arbeitsstunden, was dazu führt, dass die Arbeiter_innen dann im günstigsten Fall nur
den gleichen Lohn wie VOR der Tariferhöhung erhalten.

Am interessantesten erscheint bei diesem Konstrukt, dass es den Kapitalist_innen mit Hilfe der Sys-
temgewerkschaften gelungen ist, das „unternehmerische Risiko“ (zumindest teilweise) hochoffiziell als
Bestandteil des Tarifvertrags auf die Arbeiter_innen zu verlagern. Das war zwar bisher beim Arbeits-
platzabbau schon immer der Fall, aber hier ist ein Einstieg gelungen, um letztlich zum einen Löhne
und Gehälter, zum anderen die Arbeitszeit selbst zu manipulieren, wenn es opportun erscheint. (Ge-
meint ist die Arbeitszeitverkürzung OHNE vollen Lohnausgleich!)

Der Gipfel der Unverschämtheit der Gewerkschaften besteht in der Tatsache, dass dieser miese „Ab-
schluss“ noch als gigantischer Erfolg verkauft wird, denn sie verweisen darauf, dass sie die „Forderun-
gen der Unternehmerverbände nach Kostensenkungen“ abgewandt hätten, wie z.B. Abbau von
tariflichen Pausen, Abschaffung von Schichtzuschlägen oder Einschränkung der Alterssicherung.
Wobei keiner der Super-Funktionäre garantieren kann, dass genau diese Dinge nicht doch noch in nicht
allzu ferner Zukunft geschehen werden. Eine greifbare Vereinbarung darüber gibt es nämlich nicht!

Wen wundert es nun, dass es an der Gewerkschaftsbasis gewaltig rumort und die Funktionäre Schwie-
rigkeiten haben, es den gemeinen Arbeiter_innen irgendwie klarzumachen, welch ein epochaler Ab-
schluss ihnen gelungen ist.

Im Endeffekt haben hier die Konzerne einen großen Erfolg errungen, denn ihr Traum ist es, den unge-
liebten Flächentarifvertrag aufzuweichen und bei „schlechten wirtschaftlichen Kennzahlen“ Festlegun-
gen für die einzelnen Betriebe zu treffen. Wie gesagt, für die Arbeiter_innen gibt es dabei keine
nennenswerten Kontroll- oder Einflussmöglichkeiten und so ganz nebenbei wird die Arbeiterschaft
auch noch weiter gespalten!

Ein fast vergessenes „Neben“-Ereignis und -Ergebnis muss bei diesem Abschluss unbedingt noch er-
wähnt werden:

Bei den ostdeutschen Arbeiter_innen
herrscht großer Frust, um nicht zu
sagen, Wut, darüber vor, dass auch
nach mehr als 30 Jahren deutscher
„Einheit“ keine vollständige Anglei-
chung der Ost-Löhne an die höheren
West-Löhne erfolgt ist. Konkret
heißt das, dass die Ost-
Arbeiter_innen 3 Stunden pro
Woche länger als ihre West-
Kolleg_innen arbeiten müssen, um
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den gleichen Lohn zu erhalten. Das bedeutet unter dem Strich eine Differenz von 8,5 Prozent, keine
Kleinigkeit! Durch zahlreiche Warnstreiks in Ost-Großbetrieben wie z.B. BMW und Porsche musste
das Thema bei der Metall-Tarifrunde auf die Tagesordnung gesetzt werden. Wir wundern uns jetzt
nicht, warum im Ergebnis so gut wie nichts erreicht wurde, wenn wir bemerken, dass IGM auf größer
angelegte Streiks „verzichtete“.

Das laue Resultat:

Die vollständige Angleichung an die Westlöhne soll betriebsweise erfolgen, nach optimistischen An-
nahmen der IGM Brandenburg-Sachsen in „5 bis 6“ Jahren. Wir wagen einmal zu behaupten: eigent-
lich nie, da, wie oben ausführlich erläutert, immer irgendwelche „betrieblichen“ Gründe dem
entgegenstehen werden.

Das Ganze ist auch aus einem anderen Grund eine schallende Ohrfeige für die Arbeiter_innen im
„Osten“: seit der von den bürgerlichen Medien hochgejubelten „Wende“ 1989 wird ihnen eingetrich-
tert, sie seien unproduktiver als ihre Westkollegen. Purer Unsinn, denn bekanntlich hatten die Westkon-
zerne mit staatlicher Unterstützung in der ehemaligen DDR alle „Alt“-Betriebe abgewickelt und durch
modernste Fabrikanlagen ersetzt, die selbstverständlich mit höchster Effektivität betrieben wurden und
immer noch werden. Die Arbeiter_innen waren zumindest in der Anfangszeit der Nach-“Wende“ durch
die grassierende Arbeitslosigkeit von teilweise weit über 20 Prozent leicht erpressbar, da zum Lohn-
dumping keine echte Alternative bestand. Interessanterweise wurden die Massen von Arbeiter_innen,
die aufgrund von Perspektivlosigkeit gezwungen waren, in den „Westen“ zu übersiedeln, dort dann
nach geltendem „West“-Tarif bezahlt. Keine Rede mehr von „mangelnder Produktivität“. 

Die Wahrheit ist ganz einfach:

Die ehemalige DDR war und ist immer noch eine Art Schlaraffenland für die Kapitalisten, ein Billig-
lohngebiet im eigenen Land! Das möchte man doch nicht leichtsinnig aufgeben?! Und so ganz neben-
bei funktioniert die Spaltungslinie Ost-West innerhalb der Arbeiterschaft auch ganz hervorragend; es
ist erschreckend, wie wenig Solidarität es da gibt. Übrigens großzügig von IGM gefördert, die hier
jahrzehntelang untätig war.

FAZIT:

Nach diesen Fakten zu dem „Abschluss“ darf man sich nun nicht der Illusion hingeben, dass es einen
Königsweg schlechthin gibt, der über Tarifverhandlungen führt, um zu „hervorragenden“ Ergebnissen,
sprich satten Lohnerhöhungen oder echten Arbeitszeitverkürzungen, zu gelangen. Gewiss, dieser Ab-
schluss war den Namen nicht wert, da, wie ausführlich dargelegt, gar keine Verbesserungen erzielt
wurden und im Gegenteil noch Kürzungen ausgehandelt wurden, was nur als katastrophal bezeichnet
werden kann.

Wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass nur die komplette, kompromisslose Zerschlagung des ka-
pitalistischen Systems eine Option auf eine Zukunft für die Arbeiter_innenklasse ist. Arrangements in-
nerhalb dieses Systems, Kuscheln der Systemgewerkschaften mit den Bossen der kapitalistischen
Ausbeuter sind nichts anderes als Täuschungen der Arbeiter_innen über die wahren Zustände und füh-
ren nur in eine Richtung, nämlich immer weiter abwärts.

Wir stehen als Internationale Kommunisten für die Revolution, die restlose Beseitigung des überkom-
menen, verrotteten und verkommenen Systems, des Kapitalismus´, von dem wir gar nichts zu erwarten
haben. 

Für dieses Ziel arbeiten wir nicht nur in Deutschland, sondern solidarisch mit der internationalen Ar-
beiter_innenklasse weltweit.
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Der schwierige Versuch der CFM-Beschäftigten,

das Lohndumping zu beenden

Die Ausgangslage bei CFM:

Anfang 2006 wurde durch die „rot-rote“ Berliner Regierung aus SPD und PDS (Vorläuferorganisation
der Linkspartei) der gesamte Service-Bereich des Berliner Uniklinikums Charité – etwa 1.000 Be-
schäftigte – in die „Charité Facility Management“ (CFM) ausgelagert. Hinzu kamen 1.200 Mitarbeiter
von zuvor bereits ausgegliederten Betrieben. Es handelt sich hierbei um Tätigkeiten wie Krankentrans-
port, Haus- und Medizintechnik, Handwerker, Heizung, Lüftung, Sanitär, Hausmeister, Reinigung,
Wäschedienst, Ver- und Entsorgung, Lagerlogistik, Pa-
tienten- und Mitarbeiterversorgung, Gärtner, Winterdienst
und Sicherheitsdienst, Post- und Telefondienste, Sterilisa-
tion, Bau- und Ingenieurtätigkeiten, Veranstaltungsser-
vice und einiges mehr, verteilt über drei Standorte in
Berlin-Mitte, Wedding und Steglitz und verschiedene Au-
ßenstellen. 49 Prozent der CFM-Anteile wurden anschlie-
ßend an ein privates Konsortium verkauft, bestehend aus
der Fresenius-Tochter VAMED, Hellmann Logistics und
Dussmann, die knappe Mehrheit von 51 Prozent behielt
weiterhin die Charité.

Das erklärte Ziel der CFM-Gründung war die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und es war klar, dass
dies nur durch Lohndumping auf dem Rücken der Beschäftigten möglich ist und auch zu Lasten der
Patientenversorgung geht. Die CFM hatte keine Tarifbindung; nur im Bereich der Reinigung, wo es
einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag gibt, war die CFM gezwungen, den Mindestlohn zu zahlen.
Für die Beschäftigten, die direkt von der Charité kamen, galten die alten Bedingungen weiter, während
alle Neueingestellten deutlich schlechter bezahlt wurden. Es gibt seitdem außerdem überdurchschnitt-
lich viele Krankmeldungen, es herrscht ein ungeheurer Konkurrenzdruck und eine hohe Arbeitsbelas-
tung, die Stimmung auf der Arbeit ist dementsprechend schlecht. Darüber hinaus gab es das Ziel, die
Charité als einheitliches Unternehmen zu zerschlagen. Es gibt Pläne der Unternehmensberatung Ro-
land Berger, weitere Teile des Klinikums zu privatisieren. Die CFM-Privatisierung sollte also nur der
Anfang sein. Aus der zunehmenden Unzufriedenheit der CFM-Arbeiter_innen entwickelten sich im
Laufe der Zeit Proteste und Arbeitskämpfe gegen die schlechte Bezahlung. Wir wollen die Kämpfe der
letzten Jahre kurz skizzieren, um anschließend auf die aktuelle Situation einzugehen.

Eine kurze Chronik der Arbeitskämpfe bei der CFM

Am 2. Mai 2011 kam es an der Charité zu einem gemeinsamen Streik der Pflegekräfte und der CFM-
Beschäftigten, der zu Millionenausfällen führte. Nachdem die Charité den Pflegekräften ein Angebot
unterbreitet hatte, wurde dort der Streik nach einer Woche abgebrochen, die CFM-Beschäftigten haben
weiter gestreikt und am 14. Mai ihren Dienst wieder aufgenommen und es so zumindest geschafft, den
Arbeitgeber überhaupt erstmal an den Verhandlungstisch zu bringen.

Nachdem die Verhandlungen erfolglos blieben, fand ein weiterer, zwölfwöchiger Streik der CFM-Be-
schäftigten vom 12. September bis 9. Dezember statt. Das magere Ergebnis: 8,50 Euro Mindestlohn für
alle CFM-Beschäftigten. Etwa 500 Arbeiter, vor allem im Sicherheitsdienst bekommen somit in einem
halben Jahr etwa 2 Euro mehr pro Stunde, bei anderen Kollegen sind das aber gerade mal 10 Cent pro
Stunde. Die Reiniger sind beispielsweise auch von der geringen Einmalzahlung in Höhe von 300 Euro
explizit ausgeschlossen.
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Es ging weiter mit Warnstreiks am 7. September
2016 mit geringer Beteiligung und am 20. und
21. Oktober. Am 25. Januar 2017 gab es einen
Warnstreik in Form einer Streikkundgebung. Am
17. Februar 2017 sollte es dann Verhandlungen
geben, die von der CFM-Geschäftsführung kurz-
fristig abgesagt wurden, somit gab es an diesem
Tag einen erneuten Warnstreik. Am 1. März
wurde zusammen mit der Vivantes Service Ge-
sellschaft (VSG) gestreikt. Weitere Streiks folgten am 12. Juli sowie am 8. und 11. Dezember. Zur Ei-
nigung kam es dann erst am 8. März 2018. Ver.di schreibt hierzu: „In dem jahrelangen Tarifstreit
zwischen ver.di und der CFM gibt es eine Einigung. ver.di und CFM haben sich auf eine Vereinbarung
verständigt, nach der die CFM rückwirkend ab Dezember 2017 einen Grundlohn von 11€/Stunde be-
zahlt. Dies bedeutet für ca. 1.600 Beschäftigte in den unteren Gehaltsgruppen Gehaltssteigerungen
zwischen 10 und 16 Prozent.“ Besonders strittig in den Verhandlungen war die Laufzeit der tariflichen
Einigung, die bis 30. Juni 2019 geht, also knapp über ein Jahr. Verdi-Verhandlungsführer Kalle Kunkel
erklärte sich mit dem Ergebnis „sehr zufrieden“. Obwohl das Ergebnis für einige Beschäftigte tatsäch-
lich starke Lohnsteigerungen bedeutete, beweist das nur, wie mies die bisherige Bezahlung war. Nach-
dem die Löhne jahrelang den Mindestlohn kaum überschritten hatten, haben die Erhöhungen nicht
einmal die Inflationsrate ausgeglichen. Der Abschluss wurde von den meisten Beschäftigten als ein
Schlag ins Gesicht wahrgenommen und war immer noch meilenweit vom öffentlichen Tarifvertrag
TVÖD entfernt. 

Der jüngste Tarifabschluss

Nach dem Auslaufen des Tarifvertrages im Juli 2019 fanden dann erneute Verhandlungen zwischen
ver.di und der CFM statt, die jedoch lange Zeit ergebnislos blieben. In der Folge gab es 2020 eine
Reihe von kurzen und längeren Streiks, so rief ver.di am 6., 7. und 11. Februar zu ganztägigen Warn-
streiks auf, ebenso am 2. März. Wegen Corona wurde dieser aber schon nach einem Tag wieder abge-
brochen – ein wütend machendes Beispiel dafür, wie die Pandemie dazu gedient hat, Proteste gegen
miese Arbeitsbedingungen abzuwürgen, während die Arbeitgeber umgekehrt keineswegs so „rück-
sichtsvoll“ agiert haben. Die nächsten Warnstreiks wurden vom 6. bis 10. Juli organisiert. Es folgte ein
mehrwöchiger Streik, der immer wieder verlängert wurde und vom 19. August bis 6. September, also
19 Tage dauerte. Am Virchow-Klinikum wurde eine Streikwache erreichtet, ebenso ab 16. November
am Roten Rathaus. Am 19. November einigten sich ver.di und CFM auf den ehemaligen Ministerpräsi-
denten von Brandenburg, Platzeck (SPD), als Schlichter. Von da an galt wieder einmal die Friedens-
pflicht und sämtliche Streiks wurden abgebrochen.

Am 26. Februar wird das Schlichtungsergebnis von der Schlichtungskommission der CFM angenom-
men, am 22. April 2021 stimmten die ver.di-Mitglieder_innen darüber ab: 97,3 Prozent stimmten dafür.
Doch wie sieht das Ergebnis genau aus? Zunächst einmal war das Ziel eine Angleichung an den Tarif-
vertrag des öffentlichen Dienstes (TVÖD), was immer noch nicht gelungen ist. Ver.di behauptet zwar,

dass durch vereinbarte jährliche Erhöhung von 2 Pro-
zent eine schrittweise Angleichung stattfinden würde,
aber das ist falsch, da es sich hierbei wenn überhaupt
gerade mal um einen Inflationsausgleich handelt und
davon auszugehen ist, dass der TVÖD ebenfalls dem-
entsprechend ansteigen wird und sich die Kluft da-
durch nicht verringert. Der Grundlohn ist nun um
1,50 Euro auf 12,50 Euro pro Stunde angehoben wor-
den, das entspricht genau dem „gesetzlichen Mindest-
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lohn für öffentliche Aufträge“, und ist mit
knapp über 3 Prozent jährliche Steigerung
etwas mehr als der Inflationsausgleich – und
das nach vier Jahren weiterem Kampf und et-
lichen Streiktagen. Zwar gibt es je nach Be-
rufserfahrung auch Qualifikationsstufen (A,
B und C), die aber eher in den etwas besser
bezahlten Berufsgruppen wie Elektriker, Pro-
jektleiter oder Mitarbeiter_innen mit Hoch-
schulabschluss zu finden sind und außerdem
sehr vage formuliert sind. Von der Bezahlung
nach Betriebszugehörigkeit haben die meis-
ten relativ wenig: der erste Sprung findet
nach 2 Jahren statt, dann aber erst nach 7 oder 12 Jahren – wer arbeitet denn heutzutage noch so lange
im selben Betrieb? Das ist die Ausnahme statt die Regel! Zu fordern wäre hier eine verbindliche Be-
zahlung nach Berufserfahrung, unabhängig von der Betriebszugehörigkeit! Es bleibt festzuhalten, dass
die „unteren“ Berufsgruppen entweder den Mindestlohn von 12,50 Euro pro Stunde kriegen oder teil-
weise ein wenig mehr, aber kaum über 13 bis 13,50 Euro pro Stunde kommen (also ca. zwischen 2.121
und 2.300 brutto pro Monat). Hinzu kommen noch „Großzügigkeiten“ wie ein Weihnachtsgeld in Höhe
von 400 Euro. Und das Beste zum Schluss: Die Laufzeit des Tarifvertrags endet am 31.12.2024; also
erst 2025 ist wieder mit zähen Verhandlungen und ganz vielleicht mit Streiks zu rechnen – bis dahin
gibt es wie gesagt „immerhin“ jährlich 2 Prozent mehr. Und die CFM hat so lange – während der Frie-
denspflicht – endlich mal ihre Ruhe!

Ein kurzes Resümee

Während es in den vielen relativ kleinen Unternehmen, die es beispielsweise im Bereich der Gebäude-
reinigung gibt, schwierig ist, die Beschäftigten gewerkschaftlich zu organisieren und zu längeren und
kämpferischen Streiks zu motivieren, ist es in größeren Betrieben wie der CFM oftmals leichter. Bei
der CFM kommen außerdem ein paar positive Dinge zusammen wie die große Unzufriedenheit und
das Bedürfnis der Beschäftigten, dass sich an den Arbeitsbedingungen etwas grundsätzlich ändern
muss. Da es in Deutschland kaum so etwas wie unabhängige Basisgewerkschaften gibt, wie dies in Ita-
lien der Fall ist (mit all den Problemen, Illusionen und Grenzen, die es z.B. auch bei den Kämpfen der
italienischen si.cobas gibt), führt faktisch kein Arbeitskampf an den Regime-Gewerkschaften vorbei
(die in ihrem Charakter ein fester Bestandteil des bürgerlichen Staates sind und sich diesem und seinen
Parteien ideologisch, politisch und selbst personell unterordnen), da diese als einzige die Strukturen
haben, um die Kolleg_innen zu organisieren und um Arbeitskämpfe überhaupt führen zu können.
Nichtsdestotrotz gibt es an der Basis viele engagierte Kolleginnen und Kollegen, die gegen die Mühlen
des eigenen Gewerkschaftsapparates kämpfen – mehr oder weniger erfolgreich.

Bei der CFM wurde eine ver.di-Betriebsgruppe gegründet, die die Kämpfe der letzten Jahre gemein-
sam mit dem Gewerkschaftsapparat organisiert hat. Die Rolle von ver.di ist hier zwiespältig: In der Be-
triebsgruppe sind viele engagierte Kolleg_innen vertreten, die ernsthaft versuchen – so weit dies im
Kapitalismus möglich ist – wirklich bessere Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten zu erreichen.
Andererseits hat gerade der perfekt und hochprofessionell organisierte ver.di-Apparat grundsätzlich
kein Interesse an einer „Eskalation“ der Kämpfe, sprich: an kämpferischen und konsquenten Streiks,
um dem Unternehmen so viel wirtschaftlichen Schaden zuzufügen, dass es zu Zugeständnissen ge-
zwungen ist (und in diesem Fall auch die Politik, die für die Finanzierung verantwortlich ist). Dabei
wäre gerade dies die Aufgabe einer echten Gewerkschaft. Es ist in etwa so wie eine Fußballmann-
schaft, der der unbedingte Kampfwille zum Sieg fehlt und wo man hofft, sich mit einem Unentschie-
den über die Zeit zu retten, aber am Ende noch Gegentore kassiert. Dennoch wären ohne ver.di
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vermutlich keine Arbeitskämpfe zustande gekommen und die Situation der Beschäftigten wäre noch
schlechter, Nachdem ver.di also die Beschäftigten überhaupt erst auf die Straße gebracht hatte, hat sie
im selben Moment dafür gesorgt, dass die Kämpfe in geordnete Bahnen gelenkt werden, hat mit ihrer
zurückhaltenden Politik eher zu einer Demobilierung beigetragen, als dafür, das maximal mögliche he-
rauszuholen und die CFM wirklich ernsthaft unter Druck zu setzen. Und somit haben wir ein Ergebnis,
das für einen Teil der Beschäftigten Verbesserungen bedeutet, für viele aber nicht wirklich etwas ge-
bracht hat. Und wir haben eine Belegschaft, die zwar einige Kampferfahrungen gemacht hat, aber den
eigenen Arbeitskampf nicht selber organisieren und bestimmen konnte, während die ver.di-Funktionäre
stets die Kontrolle und sämtliche wichtige Funktionen in der Organisierung der Streiks, in den Ver-
handlungen und beim Abschluss des Tarifvertrags in der Hand hatten. Damit wurde die übliche ver.di-
Politik fortgesetzt, mit ein paar Mini-Zugeständnissen einen Tarifabschluss zu erzielen, der von der
Gewerkschaft im Nachhinein als großer Erfolg gefeiert werden kann und somit als Selbstlegitimierung
des eigenen Apparates dient.

Es bleibt uns und den Kolleg_innen hier nichts weiteres übrig, als kämpferische gewerkschaftliche
Strukturen – ob innerhalb oder außerhalb der offiziellen Gewerkschaften – aufzubauen, ohne jeden Fe-
tisch für eine bestimmte Organisierungsform (wie die Verherrlichung von Basisgewerkschaften oder
von „innergewerkschaftlicher Demokratie“), um in den Arbeitskämpfen das maximal mögliche heraus-
zuholen – ohne Rücksicht auf Staat, Nation, Kapital, Standort usw. Es ist aber auch notwendig zu be-
greifen, dass die strukturelle kapitalistische Krise weiter voranschreitet und die Möglichkeiten,
Verbesserungen zu erzielen (und manchmal sogar, den Status Quo zu erhalten) geringer werden.
Selbst, wenn die Lebenssituation in Deutschland noch vergleichsweise gut ist, sind die Angriffe und
Kürzungen – wie hier durch das Outsourcing der CFM – eine der Versuche des Kapitals, die Folgen
der strukturellen Krise, die seit den 70ern mit Auf und Abs voranschreitet, auf die Klasse der Lohnab-
hängigen abzuwälzen. Deshalb müssen wir neben dem unmittelbaren ökonomischen Verteidigungs-
kampf einen weiteren Kampf führen – den politischen – und dürfen uns nicht in der
gewerkschaftlichen Arbeit verlieren und der Illusion eines „sozial gerechten Kapitalismus“ hingeben,
sondern für dessen Beseitigung kämpfen – für den Kommunismus!
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Kampf der Pflegekräfte gegen die Unterbesetzung

und hohe Arbeitsbelastung bei der Charité

In den letzten Monaten war die miserable Situation im Gesundheitswesen, sprich die hohe Arbeitsbe-
lastung des Pflegepersonals bei schlechter Entlohnung immer wieder Gegenstand in der öffentlichen
Diskussion, gerade auch aufgrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie, obwohl die Situation
lange vorher für die Beschäftigten bereits unerträglich und die dementsprechende Behandlung für viele
Patient_innen eine Zumutung war. 

Während bürgerliche Medien über die Missstände berichteten, versprachen Politiker_innen fast aller
bürgerlicher Parteien in ihren üblichen Sonntagsreden Verbesserungen. Für die Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen ist die Situation auch deshalb schwierig, weil die Rahmenbedingungen für die Gesund-
heitsversorgung auf Bundesebene festgelegt werden (Personalschlüssel, Finanzierung durch
Fallpauschalen usw.) und die Klinikkonzerne somit versuchen, sich aus ihrer Verantwortung zu stehlen
und die Beschäftigten durch die Mühle der bürgerlichen Politik hingehalten und zermürbt werden sol-
len.

Dabei ist klar, dass „gutes Zureden“ oder hoffen auf diese oder jene Regierung nichts bringt und sich
ohne Kampfbereitschaft, ohne gewerkschaftliche Organisierung, ohne unbefristete Streiks keine Ver-
besserungen jenseits der kosmetischen Zugeständnisse der Politik durchsetzen lassen. Auch dürfen wir
in diesen Auseinandersetzungen die Rolle der staatstragenden Gewerkschaften nicht vergessen, die
zwar oftmals der einzige real existierende Anlaufpunkt für gewerkschaftliche Organisierung und
Streiks sind, gleichzeitig aber ein Ventil für die angestaute Wut darstellen, um diese wieder sozialpart-
nerschaftlich in geordnete Bahnen zu lenken und zu befrieden.

Die Ausgangslage

Ein teils positives aber auch schwieriges Beispiel für gewerkschaftliche Kämpfe im Gesundheitswesen
stellt die Charité in Berlin dar, mit über 3000 Betten und ca. 14.000 Beschäftigen (ohne die ausgeglie-
derten Servicegesellschaften) das größte Krankenhaus in Europa, welches zu 100 Prozent dem Land
Berlin gehört, das wiederum eine „linke“ Landesregierung aus SPD, Grünen und der Linkspartei hat.
Hier hat der Unmut gegen Personalmangel und Arbeitsüberlastung der Beschäftigten zu ersten Organi-
sierungsversuchen geführt – mit der Folge, dass es bereits seit einigen Jahren immer wieder zu Arbeits-
kämpfen und zu Streiks gekommen ist, bei denen diese Missstände angeprangert und Entlastungen für
die Beschäftigten vertraglich festgeschrieben wurden. Wir wollen an dieser Stelle die Entwicklung der
letzten Jahre, die Dynamik der Kämpfe und die dabei immer wieder aufkommenden Probleme darstel-
len, um anschließend auf die aktuelle Situation zurückzukommen.

Bereits 2011 gab es in der Charité einen Kampf für höhere
Löhne: Nach der Einführung der Fallpauschalen im Jahr 2004
konnten die Arbeitskämpfe nicht wie bisher geführt werden;
eine Reduzierung der Anzahl der Pflegekräfte verursachte nur
geringen wirtschaftlichen Schaden für die Kliniken. Deshalb
mussten sich die Pflegekräfte bei der Organisierung der Kämpfe
umorientieren. Luigi Wolf beschrieb das in seinem Beitrag für
das Buch „Mehr von uns ist besser für alle!“ folgendermaßen: 

„Sie organisierten ihre letzten Streiks so, dass keine neuen Pa-
tientInnen aufgenommen und frei werdende Betten nicht mehr belegt werden konnten. Nach fünf
Tagen Vollstreik waren im Jahr 2011 etwa 1.500 von 3.300 Betten der Charité ‘gesperrt’. 90 Prozent
der Operationen fielen aus und die Charité erlitt empfindliche finanzielle Verluste.“
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Das Ergebnis war allerdings ziemlich mager: wenige Jahre nach ihrem Austritt aus dem Arbeitgeber-
verband, um eine Absenkung der Löhne durchzusetzen, wurde lediglich eine geringe Lohnerhöhung
von 300 Euro erzielt – gestreckt auf eine Tarifvertragslaufzeit von fünf Jahren. Es sollte damit auch
eine mittelfristige Angleichung an das Niveau des Flächentarifvertrags erreicht werden, was dann aber
erst im Oktober 2017 mit dem Eintritt der Charité in den Kommunalen Arbeitgeberverband und da-
durch in den Tarifvertrag Öffentlicher Dienst (TVÖD) geschah. Aus diesem Kontext entstand dann
auch die Forderung nach Entlastung durch mehr Personal.

Die Kämpfe der Charité-Pflegekräfte für eine Arbeitsentlastung

2012 beschloss die ver.di-Betriebsgruppe Charité, das Thema Personalbesetzung zur Tarifforderung zu
machen, um somit die enorme Arbeitsüberlastung der Beschäftigten und die katastrophale Unterbeset-
zung in der Klinik anzugehen: „Seit 2013 fordert die Gewerkschaft an der Charité einen Mindestbeset-
zungstarifvertrag: Eine Pflegekraft soll auf einer Normalstation nicht mehr als fünf Patienten betreuen,
auf Intensivstationen zwei. Nachts soll niemand mehr allein auf einer Station eingesetzt
werden.“(ver.di). Sie wurde damit zur deutschlandweiten Vorreiterin im Kampf um eine Personalent-
lastung im Krankenhausbereich. Während es in Deutschland üblich ist, für höhere Löhne, mehr Urlaub,
eine Verkürzung der Arbeitszeit, besseren Arbeitsschutz oder gegen eine Arbeitsverdichtung zu kämp-
fen, haben es sich die Arbeitgeber bisher nie aus der Hand nehmen lassen, über die Personalbesetzung
im Unternehmen entscheiden zu dürfen und sich stets geweigert, darüber zu verhandeln. Insofern
wurde diese Forderung als Tabubruch verstanden und der Arbeitgeber versuchte, dieses Ansinnen als
„grundgesetzwidrig“ abzutun und klagte zweimal vor Gericht und verlor. Im Frühjahr 2013 fand dann
eine Warnstreikmobilisierung statt und 2014 hatten sich beide Seiten auf einen Kurzzeittarifvertrag für
6 Monate geeinigt: 80 Neueinstellungen in besonders überlasteten Bereichen sollten kurzfristig zu
einer Entspannung der Situation beitragen. Eine paritätisch besetzte Kommission sollte den Einsatz
dieser zusätzlichen Kräfte steuern. Das Projekt wurde allerdings von ver.di nachträglich als gescheitert
betrachtet: Die vermeintlich zusätzlichen Einstellungen waren in der allgemeinen Personalfluktuation
untergegangen und hatten keine Entlastung gebracht.

Weil also bis dahin nichts herausgekommen ist, was die Arbeitsbedingungen – und damit auch die Ver-
sorgung der Patient_innen – nachhaltig verbessert hätte, waren die Pflegerinnen und Pfleger umso wü-
tender über die Hinhaltestrategie der Charité. Gleichzeitig hatte die Charité das Haushaltsjahr 2014 mit
einem Gewinn von 7,6 Millionen Euro abgeschlossen und es wurden weitere Einnahmesteigerungen
aufgrund der Krankenhausreform der Bundesregierung erwartet.

Deshalb ging der Arbeitskampf in die nächste Runde: Am 27. und 28. April 2015 hatte es an der Cha-
rité einen zweitägigen Warnstreik gegeben. 500 Schwestern und Pfleger beteiligten sich, zur Ab-
schlusskundgebung kamen 1.500 Leute. Die Klinikleitung musste 400 Operationen absagen, ver.di
schätzte die Kosten auf eine Million Euro pro Streiktag. Am 22. Juni 2015 begann der Streikauftakt an
der Charité mit einem unbefristeten Streik: Zehn Tage lang streikten hunderte Beschäftigte an der Cha-
rité für eine tarifvertragliche Regelung für mehr Personal im Krankenhaus, bis am 1. Juli ein Eckpunk-
tepapier zwischen Gewerkschaft und Vorstand erreicht wurde. Historisch betrachtet war dies der erste
Streik in einem deutschen Krankenhaus, der nicht für mehr Lohn, sondern für mehr Personal geführt
wurde – im Interesse von Beschäftigten und Patient_innen. Bei diesem Streik wurde mit den Tarifbera-
ter_innen außerdem erstmals ein neues Delegiertensystem ausprobiert: Um den Verhandlungsstand in
einem großen Treffen zu diskutieren und in die einzelnen Teams zurückzutragen, wurden von jeder
Station Delegierte geschickt. Darüber hinaus gab es Streikversammlungen und das Bündnis für mehr
Personal im Krankenhaus hatte mit der „Streikuni“ politische Bildungsveranstaltungen organisiert. So
fand in diesen zehn Tagen, auch aufgrund der bereits gemachten Erfahrungen in den vorangegangen
Kämpfen, eine gewisse Politisierung, eine Überwindung der eigenen Individualisierung und das Spü-
ren einer kollektiven Kraft statt.
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Innerhalb der eigenen Gewerkschaft musste die
Betriebsgruppe gegen Widerstände kämpfen:
Der bundesweite ver.di-Apparat setzt darauf,
eine Personalbemessung durch Kampagnenpo-
litik und Kungelei mit den unterschiedlichen
bürgerlichen Parteien gesetzlich „durchzuset-
zen“, dagegen hat ver.di Charité nicht nur ge-
zeigt, dass ein Streik für eine tarifvertragliche
Regelung möglich ist, sondern dass dies die
einzige Perspektive ist, um soziale Verbesse-
rungen gegen Staat und Kapital durchzusetzen.
Ver.di Charité hatte zwar daran gearbeitet,
durch einen tariflichen Kampf und die Vernet-
zung mit anderen Kliniken einen Flächenbrand auszulösen, der dann auch den Druck für gesetzliche
Regelungen erhöht hätte. Dennoch blieb der Kampf auf die Charité begrenzt und andere Kliniken führ-
ten ihren eigenen Kampf um Entlastung – nicht zusammen sondern jede für sich. Offensichtlich hatte
der ver.di-Apparat kein Interesse an einer Ausweitung der Kämpfe.

Nach 10 Tagen Streik ging es dann in die Verhandlungen zu einem Tarifvertrag. Ein Tarifvertrag mit
Quoten für Intensivpflege höchstens 1:2!, Intensivüberwachung höchstens 1:3!. Eine Quote für die sta-
tionäre Pflege konnte nicht erreicht werden (nur in der Kinderkrankenpflege 1:6,5). Aber dort, wie in
den Funktionsbereichen, Psychiatrie, Radiologie und Kreißsaal sollten von den Beschäftigten Mindest-
standards entwickelt werden, die erstens zu mehr Personal führen, zweitens bei drohender Unterschrei-
tung zu Konsequenzen bis hin zum Bettensperren führen und drittens, dass niemand mehr allein im
Nachtdienst ist.

Am 1. Mai 2016 trat der erste Tarifvertrag für Gesundheitsschutz und Mindestbesetzung an der Charité
in Kraft. In vier Jahren Tarifauseinandersetzung mit zwei Tagen Warnstreik und zehn Streiktagen hat
eine kämpferische ver.di Betriebsgruppe gemeinsam mit Hunderten Kolleg_innen durchgesetzt, was
viele nicht für möglich gehalten haben. Während zu Beginn der Auseinandersetzung behauptet wurde,
ein solcher Tarifvertrag sei grundgesetzwidrig, haben die Kolleg_innen bewiesen, dass dafür erfolg-
reich gestreikt werden kann. Der Tarifvertrag galt für alle der insgesamt ca. 14.000 Beschäftigen an der
Charité. 96 Prozent der bei ver.di organisierten Charité-Mitarbeiter hatte für den Arbeitskampf votiert.

Allerdings mussten die Beschäftigten erleben, dass konkrete und spürbare Entlastungsmomente im All-
tag nur in geringem Maße oder gar nicht griffen. Die in 2015 durchgesetzten Regelungen zur Entlas-
tung des Personals wurden nur unzureichend umgesetzt. Mehrfach mahnte ver.di die Charité wegen
mangelnder Umsetzung des Vertragswerks ab und ließ folgerichtig den Vertrag zum 30. Juni 2017 aus-
laufen, da sich die Charité nicht an die Vereinbarungen hielt.

Dabei stand schon 2015 fest – und ver.di wusste dies – dass die Regeln des TV Gesundheitsschutz
kaum einklagbar waren. Bis heute ist auch unklar, was mit den üppigen Geldern des Gesundheitsfonds
passierte. Ein Knackpunkt am Ende war, was eigentlich eine Pflegekraft sein soll. Es wurde festge-
schrieben, dass der Anteil der nicht 3-jährig Ausgebildeten nicht 8% übersteigen soll. Da dies aber nie-
manden interessierte, wurde die weitere Entwertung des eigentlichen Pflegeberufes fortgeführt.

Mit dem Ende der Friedenspflicht nach dem Auslaufen des Tarifvertrags rief die Gewerkschaft die
Charité erneut an den Verhandlungstisch. Ver.di forderte vor allem eine Schärfung und Präzisierung der
Prozesse, die greifen sollten, wenn das tarifvertraglich zugesicherte Personalniveau akut und mittelfris-
tig unterschritten wird. Entlastungsinterventionen sollen bereits in der Dienstplangestaltung berück-
sichtigt werden. Die Kritik, vor allem aus dem Kreis der Pflegenden, richtete sich gegen die
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unzureichende Personalausstattung auf den Stationen und vielen Funktions- und Arbeitsbereichen. Ver-
ärgerung bestand über den inkonsequenten Umgang des Führungspersonals mit den im Tarifvertrag
festgelegten Richtlinien; Maßnahmen zur Vermeidung bzw. zum Ausgleich von Überlastung wurden
nur unzureichend bzw. oft auch gar nicht eingeleitet. Daher sollen jetzt, neben eindeutigen Besetzungs-
vorgaben auch konkrete Sanktionsmöglichkeiten durchgesetzt werden. Die Charité schob sämtliche
Umsetzungsschwierigkeiten auf den Fachkräftemangel und war nicht bereit, weitere „gewerkschaftli-
che Eingriffe“ in die Unternehmensführung zu vereinbaren.

So kam es, dass ver.di am 08. August 2017 zu einem Warnstreik („Aktionsstreik“) aufrief, um den nöti-
gen Druck für eine bessere Umsetzung des 2016 erkämpften Tarifvertrages an der Charité in den lau-
fenden Tarifverhandlungen auszuüben. Rund 200 Pflegekräfte legten stundenweise die Arbeit nieder,
Notfälle wurden behandelt, OP-Termine waren verschoben worden. „Das große Problem ist, dass Ver-
stöße keine automatischen Konsequenzen haben... Wir brauchen ein Konsequenzenmanagement, das
die Missachtung von Vereinbarungen sofort bestraft – auch finanziell.“, sagte die Intensivpflegerin
Dana Lützkendorf von der ver.di-Betriebsgruppe in einer Pressemitteilung. Mit dem nun stattfindenden
Arbeitskampf wollte ver.di erreichen, dass die Einhaltung gemeinsam beschlossener Regelungen ein-
klagbar ist und die Beschäftigten jederzeit Klarheit darüber haben, mit wie vielen Kolleg_innen sie in
der Schicht arbeiten müssten. Das hatte die Gewerkschaft schon bei den letzten Verhandlungen gefor-
dert. Doch die Charité-Spitze lehnte insbesondere den Schichtbezug ab und wollte die Beschäftigten in
den Verhandlungen hinhalten. Hintergrund könnte der zum 1. Oktober 2017 geplante Eintritt der Cha-
rité in den Kommunalen Arbeitgeberverband KAV gewesen sein, welcher es den Kliniken verbietet,
mit der Gewerkschaft eigenständig über Entlastung zu verhandeln. „Wir werden nicht zulassen, dass
sich die Charité aus der Verantwortung stiehlt“, betonte hingegen Ulla Hedemann von der ver.di-Tarif-
kommission, die bereits mit weiteren Arbeitsniederlegungen für zwei Wochen drohte, falls die Charité-
Spitze nicht bald ernsthafte Kompromissbereitschaft zeige.

Am Montag, den 18. September 2017 war es dann so weit: Zunächst bis Freitag, den 22. September
gab es einen erneuten fast einwöchigen Streik der Beschäftigten der drei Charité-Standorte. Auch wenn
sich pro Tag womöglich weniger als 200 der mehr als 4000 Schwestern und Pfleger beteiligt hatten,
laufen ohne diese Fachkräfte bestimmte Operationen nicht. Rund 50 Prozent der geplanten Eingriffe
mussten verschoben werden, intern wurde mit bis zu 500.000 Euro Ausfällen am Tag gerechnet. Nach
einer Woche Verhandlungspause sollte der Streik dann fortgesetzt werden: Für die zweite Streikwoche
war die Schließung von elf Stationen und insgesamt 600 Betten konkret angekündigt. Die Beschäftigen
hätten also sehr schnell bis zu einem Drittel von Europas größtem Uniklinikum lahmgelegt und da-
durch einen enormen ökonomischen und politischen Druck ausgeübt. Aufgrund der großen Streikbe-
reitschaft der Pflegekräfte konnte die Charité in einer Verhandlungsrunde am 29. September zum
Einlenken gezwungen werden und weitere Streiks für die erste Oktoberwoche wurden abgesagt. Dabei
musste das Streikrecht gegen vielfältige Widerstände durchgesetzt werden.

Nach einem Beschluss der ver.di-Tarifkommis-
sion am 2. Oktober wurde der Tarifvertrag
wieder in Kraft gesetzt. Während in einer Cha-
rité-Mitteilung vom 04. Oktober 2017 von
einer Einigung, einer Rettung des Tarifvertra-
ges und einem Ende des Streiks die Rede war,
hieß es bei ver.di: „Die Auseinandersetzung ist
noch nicht beendet, sie wird jetzt nur am Ver-
handlungstisch geführt“. Ver.di teilte zum Be-
schluss der Tarifkommission mit, die
Gewerkschaft sei beauftragt, „sich konstruktiv
kritisch mit angemessenem Misstrauen auf
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einen Verhandlungsprozess einzulassen“.
Bis Mitte November würden konkrete
Ergebnisse erwartet. Die Bereitschaft,
den Streik wiederaufzunehmen, sei aller-
dings weiter hoch, die Gewerkschaft
hatte sich weiterhin alle Möglichkeiten
offen gehalten, da für den Tarifvertrag
ein Sonderkündigungsrecht galt, das be-
reits im November 2017 genutzt werden
könnte, um den Druck schnell wieder zu
erhöhen. 

Zum 1. Oktober 2017 ist die Charité außerdem in den Kommunalen Arbeitgeberverband eingetreten,
was zunächst die Bezahlung der Beschäftigten nach dem Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst
(TVÖD) bedeutete. Darüber hinaus ist es aber das Ziel der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeber-
verbände (VKA), eigenständige Haustarifverträge zu unterbinden. Die Befürchtung, dass die Charité
dies nutzen könnte, den Tarifvertrag „Gesundheitsschutz und Demografie“ der Charité zur Entlastung
der Pflegekräfte zu verhindern, ist aber nicht eingetreten.

Die Laufzeit des Tarifvertrags „Gesundheitsschutz und Demografie“ war zunächst bis Ende 2018 ge-
plant und wurde dann bis 31. Dezember 2020 verlängert und ist dann ausgelaufen.

Die Kampagne „Berliner Krankenhausbewegung“

Für das Jahr 2021 hat ver.di die Kampagne „Berliner Krankenhausbewegung“ gestartet, u.a. mit dem
Ziel, einen neuen Entlastungstarifvertrag für die Charité-Pflegekräfte durchzusetzen. In einer Erklä-
rung heißt es: „Gemeinsam machen sich die Krankenhausbeschäftigten von der Charité, Vivantes und
den Tochterunternehmen mit vielen Unterstützer*innen aus ganz Berlin auf den Weg, um 2021 zum
Entscheidungsjahr über die Berliner Gesundheitsversorgung zu machen [...] Eine gute Gesundheitsver-
sorgung geht nur mit guten Arbeitsbedingungen, ausreichend Zeit und Personal. Die Corona-Krise hat
die Probleme des Personalmangels in den Krankenhäusern sichtbarer gemacht, als je zuvor. Darum ist
das Ziel ein Tarifvertrag Entlastung bei der Charité und bei Vivantes mit verbindlichen Vorgaben zur
Personalbesetzung und einem Belastungsausgleich bei Unterbesetzung.“ Dabei sollen die Kämpfe im
Pflegebereich mit denen in den ausgegliederten Servicegesellschaften verbunden werden: „Nach wie
vor gibt es bei den Tochterunternehmen von Vivantes in der Reinigung, im Labor, in der Speiseversor-
gung, im Patiententransport und vielen weiteren Bereichen Beschäftigte ‚zweiter Klasse’, die endlich
faire Löhne und bessere Arbeitsbedingungen fordern: Faire Löhne und TVöD für alle Beschäftigten!“

Zum Auftakt der Kampagne fand am 27. April eine Videokonferenz der Berliner Krankenhausbewe-
gung mit über 400 Teilnehmer_innen statt. Im Bündnis sind neben den ver.di-Betriebsgruppen viele an-
dere Gruppen vertreten wie das Bündnis „Gesundheit statt Profite“, Einzelunterstützer_innen sowie
lokale Bündnisse. Ein Ziel der Kampagne ist es, die Forderungen an Abgeordnete und Wahlkandidaten
heranzutragen.

Wegen der Pandemie fanden am 12. Mai, zum internationalen Tag der Pflege, dezentrale Aktionen
statt, die sich zu einer Demonstration mit etwa 1.000 Teilnehmer_innen vereinigten. Am Roten Rat-
haus wurde dann eine Petition mit 8.397 Unterschriften, die in den Kliniken gesammelt wurden, an den
Senat übergeben. Es wurde gegen die Überlastung protestiert, die durch die Corona-Situation weiter
zugenommen hat sowie gegen die schlechte und ungleiche Bezahlung der Beschäftigten. Außerdem
wurde der Landesregierung ein Ultimatum gestellt, die Forderungen innerhalb von 100 Tagen zu erfül-
len. Sollten der Berliner Senat und die Klinikleitungen nicht reagieren wurde für den 20. August ein
Streik angedroht – wenige Wochen vor der Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus und zum Bundestag
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am 26. September. Es geht also um TVÖD für alle und um eine Entlastung der Arbeiter_innen im
Krankenhaussektor.

Fazit

Auch wenn die Kampagne zum Redaktionsschluss unserer Zeitung Anfang August noch nicht abge-
schlossen war, müssen wir diese eher kritisch bewerten. Positiv an dieser Kampagne ist zweifellos die
Tatsache, dass die Pflegekräfte von Charité und Vivantes gemeinsam für eine Entlastung und darüber
hinaus die Beschäftigten der Servicegesellschaften beider Klinikgesellschaften für eine bessere Bezah-
lung entsprechend dem Tarifvertrag TVÖD kämpfen. Da die Charité-Servicegesellschaft (CFM) bereits
im Vorfeld einen Tarifvertrag unterhalb von TVÖD abgeschlossen hatte, blieb sie bei dieser Kampagne
außen vor. Weiterhin positiv ist, dass versucht wurde, unterschiedliche Akteure und Bündnisse z.B. in
den Stadtteilen in die Proteste einzubeziehen und diese somit zu verbreitern.

Negativ ist jedoch insbesondere, dass es sich hier um die typische Art einer Kampagnenpolitik handelt,
wie wir sie von den DGB-Gewerkschaften gewohnt sind. Es wird auf Unterschriftenlisten, Wahlen,
Regierungen und Politiker_innen fokussiert, es wird die Illusion geschürt, dass diese oder jene Regie-
rung etwas grundlegend besser machen würde, als die bisherige, wenn nur vor den Wahlen genügend
Druck ausgeübt und tausende Unterschriften gesammelt werden würden.

Der Fokus müsste aber – gerade bei originären Arbeitskämpfen – auf dem Kampfmittel liegen, das den
höchsten wirtschaftlichen Schaden verursacht und den stärksten Druck ausüben kann: den Streik. Nur
wenn dieser konsequent geführt wird, unbefristet, ohne Rücksicht auf „Sachzwänge“, können Verbes-
serungen durchgesetzt werden. Das schließt natürlich andere Kampfformen wie öffentliche Kundge-
bungen oder die Einbeziehung anderer Initiativen nicht aus und selbst der Bezug auf Wahlen, nicht im
konstruktiven Sinne, sondern indem den bürgerlichen Parteien von rechts bis „links“ bei ihrem Wahl-
zirkus ein Strich durch die Rechnung gemacht wird, indem mitten im Wahlkampf „alle Räder stillste-
hen“, wäre sinnvoll. Nur so können Verbesserungen durchgesetzt werden – und nicht durch eine
phrasenhafte und zahnlose Symbolpolitik, die niemanden interessiert und lächelnd ignoriert wird.
Während andere soziale Proteste wie die gegen die steigenden Mieten oftmals keine anderen Aktions-
formen wie Demonstrationen haben, ist es gerade bei einem Arbeitskampf absolut unverständlich, auf
wirksame Streiks zu verzichten. Aber dies ist die Politik, die wir seit Jahrzehnten von den Regime-Ge-
werkschaften gewohnt sind und hier gilt es eine andere, eine kämpferische Perspektive aufzumachen.

Wenn wir nun von der Kampagne zurückkommen auf den Kampf der Pflegekräfte bei der Charité,
dann können wir im Grundsatz dieselbe zaghafte Gewerkschaftspolitik wiedererkennen. Von anfängli-
chen Versuchen, das Thema Arbeitsentlastung aufzugreifen, was zweifellos erstmal positiv ist, über
eine zehn Jahre andauernde Hoffnung, dass sich etwas grundlegend ändert, mit all den unverbindlichen
Einigungen mit der Klinikleitung. Hier und da gab es Streiks (in der Summe waren das gar nicht we-
nige), aber nie mit einem wirklichen Ergebnis. Die Beschäftigten selber, mit denen wir geredet haben,
wissen selber nicht genau, was wann gerade der aktuelle Stand war oder ist, weil es konkret zu keinem
Zeitpunkt wirklich spürbar war, ob es nun einen neuen Abschluss gab oder nicht. Das ist am Ende de-
moralisierend und demobilisierend für die Pflegekräfte bei der Charité und offenbar geht es eher um
ein „demokratisches“ Druck rauslassen und öffentlich schimpfen dürfen, wie schlimm die Arbeitsbe-
dingungen sind.

Wenn wir nicht wüssten, dass ver.di über einen perfekt organisierten Apparat, Rechtsanwälte und große
finanzielle Mittel verfügt, müssten wir fast von Naivität bei der Formulierung der Verträge (ohne Sank-
tionsmöglichkeiten!) ausgehen und uns wundern, dass keine „Bilanz“ aus den Kämpfen gezogen
wurde – von außen betrachtet wirkt das Vorgehen von ver.di eher etwas hilflos. Vielleicht glaubt man
tatsächlich, durch Betteln und gutes Zureden etwas erreichen zu können. Aber wie schon ein paar Zei-
len weiter oben geschrieben: „Dies ist die Politik, die wir seit Jahrzehnten von den Regime-Gewerk-
schaften gewohnt sind!“
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Trotzdem dürfen die Beschäftigten im Pflegebereich den Kopf nicht hängen lassen: All die Arbeits-
kämpfe bei der Charité, bei Vivantes und in vielen anderen Städten innerhalb von Deutschland (und in-
ternational), um all die aufzuzählen der Platz hier nicht reicht, zeigen die Unzufriedenheit und
Kampfbereitschaft unserer Klasse und dass es sich trotz der mageren Ergebnisse lohnt, gemeinsam zu
kämpfen. Außerdem werden hier wichtige Erfahrungen für weitere Kämpfe und den langen Weg, der
noch vor uns liegt, gemacht.

Nur durch eine Zunahme der Kampfdynamik, aus der neue gewerkschaftliche Strukturen innerhalb und
außerhalb der bestehenden Gewerkschaften entstehen können, entsteht eine Perspektive, in der die Ar-
beiter_innenklasse sich seiner Kraft wieder bewusst wird und dem allgemeinen Angriff von Staat und
Kapital mit einem Gegenangriff entgegentreten kann, indem sie unversöhnlich ihre eigenen Interessen
vertritt und durchsetzt. Zusätzlich zu dieser ökonomischen Perspektive muss die Klasse zu einer politi-
schen Perspektive, ihrer historischen Aufgabe zurückfinden. Hierfür muss sie ihre Klassenpartei auf-
bauen.
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Das System der Fallpauschalen

Das System der Fallpauschalen wurde 2004 unter der „linken“ rot-grünen Bundesregierung unter
Bundeskanzler Gerhard Schröder eingeführt und eines der zentralen Instrumente zur Privatisie-
rung des Gesundheitssektors und einer der wesentlichen Gründe für die aktuellen Missstände im
Gesundheitswesen.

Unter Fallpauschale versteht man in der Gesundheitsökonomie die Bewertung bzw. Vergütung
komplexer medizinischer Leistungen durch Fixbeträge nach dem DRG-System („diagnosis rela-
ted groups“). Dabei wird der durchschnittliche Kostenaufwand für eine bestimmte Behandlung
von Patienten mit einer bestimmten Diagnose festgelegt als Grundlage für die Vergütung der
Krankenhäuser. Das DRG-System gilt für alle voll- und teilstationären Leistungen außer für die
Psychiatrie und nicht für ambulante Behandlungen. Somit gehen in die DRG-Kalkulation die lau-
fenden Kosten der stationären Behandlungsfälle ein, aber keine Vorhaltekosten und keine Investi-
tionen. Außerdem wird wie der Name sagt nur eine Pauschale bezahlt und nicht die tatsächlich
entstandenen Kosten, wenn eine Behandlung beispielsweise komplizierter ist als erwartet. Außer-
dem führt das DRG-System zu der absurden Situation, dass sich bestimmte Behandlungen, z.B.
eine Geburt, gerade für kleinere oder weniger spezialisierte Kliniken nicht mehr rentieren, weil
die „Fälle“ dort nicht wie am Fließband abgearbeitet werden können. Die Folge ist eine schlech-
tere Versorgung in der Fläche und so müssen z.B. Schwangere gerade auf dem Land oftmals eine
Stunde mit dem Auto bis zum nächsten Kreißsaal fahren, wenn die Wehen einsetzen. Die Bro-
schüre „Krankenhaus statt Fabrik schreibt: „mit Einführung der DRG wurde die Gewinnerzielung
durch die Behandlung stationärer Patient*innen nicht nur zugelassen, sondern zur Ankurbelung
des Wettbewerbs ausdrücklich begrüßt.“ Der gestiegene Kostendruck sowohl durch die Fallpau-
schalen selbst als auch durch die Privatisierungen der Kliniken führt nicht nur zu einer schlechte-
ren Versorgung für die Patient_innen sondern auch zu einem Kostendruck gegenüber den
Beschäftigten, v.a. Arbeitsverdichtungen und Lohnkürzungen, die Auslagerung bestimmter Tätig-
keiten wie Reinigung und Essenszubereitung in Servicegesellschaften usw.



Repressionen gegen kämpfende Arbeiter_innen in Italien

Auch wenn es derzeit in Deutschland noch anders wahrgenommen wird und von den Beschäftigten oft
ignoriert wird, dass sich die eigene Lage verschlechtert hat bzw. in näherer Zukunft verschlechtern
wird, ist es eine Tatsache, dass die Angriffe der Bourgeoisie bereits zugenommen haben.

Aufgrund des tendenziellen Falls der Profitrate – das hat Karl Marx eindrucksvoll nachgewiesen –
gehen die Kapitalist_innen dazu über, die Bedingungen der Arbeiter_innen gezielt zu verschlechtern.
Das betrifft Löhne, die gesenkt werden, das betrifft die Arbeitsplätze, die zunehmend prekärer werden,
das betrifft „Sozial“-Leistungen, die – was früher für unmöglich gehalten wurde – einfach gekürzt oder
sogar gestrichen werden. Alles nur, um auf Kosten der Beschäftigten die eigenen Taschen weiterhin
kräftig füllen zu können, in Ermangelung anderer Gewinnquellen, wie z.B. Produktionserweiterungen
oder neuen Absatzmärkten.

Woanders ist das bereits seit längerem offensichtlich. Weil die Lage der Arbeiter_innen deutlich
schlechter als in Deutschland ist, beginnen diese, sich gegen die Übergriffe, Kürzungen, Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen zur Wehr zu setzen. Nachfolgend beispielhaft einige teils drastische Ge-
schehnisse aus Italien:

Mai 2015:

Die Logistik-Mitarbeiter_innen der Fa. SDA („Ausfahrer“), Rom, befinden sich in einem von der Ba-
sisgewerkschaft Si.Cobas organisierten Streik. Dazu muss man wissen, dass die Basisgewerkschaft in
der Tat von den Arbeiter_innen direkt gegründet wurde, um sich wirkungsvoller gegen die Übergriffe
der Konzerne wehren zu können. Sie richtet sich somit natürlich auch gegen die Regime-Gewerkschaf-
ten (CGIL/CISL/UIL), die im Endeffekt nur die Interessen des Kapitals schützen sollen und nicht dazu
da sind, die Bedingungen der Arbeiter_innen nachhaltig zu verbessern.

Der Streik selbst richtet sich gegen Kündigungen und schlechte Arbeitsbedingungen, die zum Standard
in dieser Branche gehören.

Streikbrecher_innen greifen die Streikposten der Si.Cobas an, mit der Absicht, die Fabriktore aufzubre-
chen. Vier Arbeiter_innen werden dabei verletzt. Diese Aktion wurde maßgeblich von den Regime-Ge-
werkschaften unterstützt bzw. sogar selbst organisiert, da „es sich um einen verbitterten Kampf einer
kleinen unbedeutenden Gewerkschaft handelt“ (O-Ton Regime-Gewerkschaften)

Januar 2017:

Aldo Milani, der Koordinator der kämpferischen Ba-
sisgewerkschaft Si.Cobas wird verhaftet. Der Vor-
wand lautet: Erpressung der Levoni-Group
(fleischverarbeitender Konzern im Norden Italiens).
Ihm wurde zur Last gelegt, Schmiergeld angenom-
men zu haben, um die Si.Cobas-Streiks gegen die Le-
voni einzustellen. Das war jedoch vollkommen aus
der Luft gegriffen, eine Finte, die „Schmiergeldzah-
lung“ wurde von der Polizei (!) zusammen mit Mana-
gern des Konzerns regelrecht inszeniert. Von je her
haben wir auf diese Tatsache aufmerksam gemacht:
der Staat ist immer der Handlanger des Kapitals bzw.
dient als dessen ausführendes Organ.
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Aktuell, 2021:

Piacenza: Gegen Aktivist_innen der Si.Cobas wird Hausarrest verhängt.

Genua: Gegen Arbeiter, die mit Waffen vollgeladene Kriegsschiffe blockierten, werden Gerichtsurteile
verhängt. Die Ereignisse gehen teilweise bis auf das Jahr 2014 zurück.

Turin: Bei Arbeiter_innen, die keine linientreuen Gewerkschafter_innen sind, finden Durchsuchungen
statt, bzw. gegen diese werden Anklagen erhoben. Das gleiche gilt für Gegner_innen der umstrittenen
Eisenbahn-Hochgeschwindigkeitsstrecke TAV, die es satt hatten, die Lügengeschichten der linken
Bourgeoisie anzuhören.

Überall (in Italien): Nicht-EU-Ausländer_innen, die sich im Kampf gegen miserable Arbeitsbedingun-
gen befanden, werden die Aufenthaltsgenehmigung entzogen und es werden Abschiebungen voll-
streckt.

Dann der bisherige Höhepunkt dieser traurigen Chronologie:

Novara, 18. Juni 2021:

Adil Belakadim, 37 Jahre alt, Gewerkschaftsaktivist, steht am 18. Juni mit anderen Kolleg_innen in
Novara im Zuge eines landesweiten Streiks in der Logistikbranche vor einem LIDL-Verteilzentrum.
Plötzlich rast ein LKW-Fahrer, der den Streik-
posten gezielt durchbrechen will, auf die
Gruppe zu und tötet Adil. Das Ganze ist kein
Unfall, auch kein Zufall, sondern ein gezielter
Angriff auf die Bewegung der Basisgewerk-
schaften, insbesondere die Si.Cobas, der Adil
angehörte. Mafiöse Vereinigungen, die mit der
Logistikbranche – auch mit LIDL – über hand-
feste wirtschaftliche Interessen eng verbunden
sind, stecken hinter diesen brutalen Angriffen
auf die Arbeiter_innen und Aktivist_innen.

Erwähnt werden muss noch, dass der gebürtige Marokkaner und zweifache Vater Adil selbst lange
Jahre in der Logistikbranche arbeitete, bis er Hauptamtlicher bei Si.Cobas wurde. 

Bei diesen brutalsten Angriffen schaut die Polizei gewöhnlich weg, oftmals wird sie auch direkt gegen
Streikposten eingesetzt.

Die Liste dieser Beispiele, die sich fast beliebig fortsetzen ließe, wirkt wie ein Menetekel für die hie-
sige Arbeiterschaft. Auch die Beschäftigten in Deutschland sollten sich endlich darüber im Klaren sein,
dass man hier nicht auf einer „Insel der Glückseligen“, isoliert vom Rest der Welt, lebt. Das, was in
Italien (und auch in Brasilien, Indien oder China usw.) schon so oft geschieht – brutale Angriffe auf Ar-
beiter_innen, Streikende und unabhängige Gewerkschafter – kann ganz schnell auch „deutsche“ Reali-
tät werden. Die Attacke der Kapitalist_innen auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten ist längst
im Gange. Außerdem ist es an der Zeit, Solidarität mit den Opfern und den Unterdrückten andernorts
auszuüben. Es ist Zeit, dem Kapital die Stirn zu bieten.
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100 Jahre KP China – eine erfolgreiche bürgerlich-revolutionäre

Partei und ihre kapitalistische Großmachtpolitik

Aus Anlass des 100. Jahrestages der Gründung der „Kommunistischen“ Partei Chinas, der nicht nur in
der Volksrepublik selbst, sondern weltweit von allen Parteigängern mit großem Tamtam gefeiert wurde
(in Deutschland z.B. von der Tageszeitung „Junge Welt“, inzwischen hier vielleicht eines der größten

Propagandaorgane der chinesischen Politik)
werden alle Verfälschungen und Verdrehungen
über die jüngere Geschichte Chinas wieder auf-
getischt, mit denen sich unsere Partei schon in
einer Vielzahl von Untersuchungen in den 60er
und 70er Jahren beschäftigt hat (z.B. in einer
Artikelserie in Kommunistisches Programm
zur „sozialen Bewegung in China“).

War es Ende der 60er / Anfang der 70er Jahre
die unzufriedene Jugend v.a. westdeutscher
Provenienz, die sich über den Zirkus der „Kul-
turrevolution“ für Mao und die erste Etappe
der bürgerlichen Revolution in China begeis-
terte, sind es heute ehemalige „Realsozialisten“

v.a. ostdeutscher Provenienz, denen ihr Staat verloren gegangen ist, die sich für die mit Deng Xiaoping
1978 begonnene zweite Etappe erwärmen. Sie frohlocken über die wirtschaftlichen Erfolge Chinas auf
dem Weg zur weltgrößten Wirtschaftsmacht, mit dem der vermeintlich doch siegreiche Sozialismus
endlich den Westen „einholt ohne ihn zu überholen“ (wovon schon Ulbricht schwärmte) und mahnen
allenfalls noch kritisch die „Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ an (womit ja schon Honecker
seine Probleme hatte). An die alten politisch-ideologischen Gräben z.B. zwischen der SED und der KP
China will sich da niemand mehr erinnern.

Während in der Jubiläumsbeilage der Jungen Welt am 7. Juli 2021 der „Geist der Eigenständigkeit und
nationalen Einheit“ als Basis des „chinesischen Wunders“ bejubelt wurde, beschrieb der China-Experte
Wolfram Adolphi am 24./25. Juli 2021 im ND seine Essenz dieses 100. Geburtstages so: „Die seit dem
Aufkommen des Kolonialismus im Westen verbreitete Vorstellung, allein er – der Westen – bestimme,
wohin und wie die Menschheit sich entwickeln werde, ist mit der Entwicklung Chinas endgültig an
ihre Grenzen gekommen.“ Nationale Einheit, internationale Hegemonie... – Der antiproletarische Cha-
rakter dieser ganzen Lobhudeleien wird deutlich, wenn man sich die Ersetzung der sozialen Emanzipa-
tion durch die nationale Emanzipation als bejubelte Zielgröße ansieht. Wenn dann doch einmal von
sozialer Emanzipation die Rede ist, dann als paternalistisches Sozialstaatsprojekt und Reformprodukt
kapitalistischer Produktivkraftenwicklung, womit das revolutionäre marxistische Verständnis der Dia-
lektik von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen ins Gegenteil verkehrt wird (nicht entwi-
ckelte Produktivkräfte erfordern neue Produktionsverhältnisse, stattdessen sollen vermeintlich
antizipierte Produktionsverhältnisse die Produktivkräfte auf eine neue Stufe der gesellschaftlichen Ent-
wicklung heben). So zeigt sich z.B. der schon zitierte Adolphi begeistert von der chinesischen Weise
der Produktivkraftentwicklung, die in „keinem bisherigen Sozialismusversuch je gelungen ist.“ Doch
nicht die – zwangsläufig kapitalistische – Produktivkraftenwicklung ist die revolutionäre Aufgabe des
Proletariats, sondern die Sprengung der fesselnden kapitalistischen Produktionsverhältnisse. Eine Auf-
gabe die aus weltrevolutionärer Perspektive im höchst unterschiedlich entwickelten Kapitalismus des
20. Jahrhunderts potentiell möglich gewesen wäre und die jetzt (auch in China) objektiv auf der Tages-
ordnung steht.
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Wenn wir uns im Folgenden mit der chinesischen Entwicklung beschäftigen, dann geht es uns weniger
um den geopolitischen Blick noch um die wechselnden politisch-ideologischen Hüllen, sondern um die
historisch-materialistische Untersuchung der sozialökonomischen Umwälzung Chinas im Sinne des
Marxismus: „In der Betrachtung solcher Umwälzungen muss man stets unterscheiden zwischen der
materiellen, naturwissenschaftlich treu zu konstatierenden Umwälzung in den ökonomischen Produkti-
onsbedingungen und den juristischen, politischen, religiösen, künstlerischen oder philosophischen,
kurz, ideologischen Formen, worin sich die Menschen dieses Konflikts bewusst werden und ihn aus-
fechten. Sowenig man das, was ein Individuum ist, nach dem beurteilt, was es sich selbst dünkt,
ebenso wenig kann man eine solche Umwälzungsepoche aus ihrem Bewusstsein beurteilen, sondern
muss vielmehr dieses Bewusstsein aus den Widersprüchen des materiellen Lebens, aus dem vorhande-
nen Konflikt zwischen gesellschaftlichen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen erklären.“
(Karl Marx. Einleitung zur Kritik der Politischen Ökonomie. MEW 13, S.9)

Wir werden in zwei Artikeln in dieser und der folgenden Nummer unserer Zeitung die Entwicklung der
bürgerlichen Revolution und des Kapitalismus in China behandeln. Im ersten Teil (Mao Tse-tung und

die bürgerliche Revolution in China) werden wir uns mit der Ausgangslage der chinesischen Revolu-
tion, der zu lösenden Agrarfrage und der Rolle der Bourgeoisie beschäftigen. Wir werden den Form-
wechsel der jungen Kommunistischen Partei nach der blutigen Niederschlagung der Arbeiterklasse
1926 / 1927 darstellen, die – auf die Bauern gestützt – das Programm der Koumintang vollendete. Mao
Tse-tung wurde die Gallionsfigur dieser bürgerlichen Revolution, die die unabhängigen nationalen
Rahmenbedingungen der kapitalistischen Entwicklung gegen alle imperialistischen Einflussnahmen
(auch Russlands) erkämpfte und die erste Phase der kapitalistischen Akkumulation in China durch-
führte.

Im zweiten Teil (Chinas Weg zur kapitalistischen Großmacht und die Perspektive der proletarischen

Revolution) werden wir auf die kapitalistische Modernisierung nach Maos Tod 1975 eingehen, die mit
Deng Xiaopings Orientierung auf den Weltmarkt und damit verbundene Technologietransfers aus dem
Westen begann. Entgegen allen Unkenrufen hartgesottener Maoisten hat es die „K“PChina als Kom-
mandobrücke des chinesischen Kapitalismus vermocht, China aus dem Stadium der „Werkbank der
Welt“ herauszubekommen und heute ganz oben im imperialistischen Wettkampf mitspielen zu lassen.
Gleichzeitig arbeitet sie planmäßig an der Beseitigung der bäuerlichen Kleinproduktion, so dass zum
ersten Mal in der Geschichte Chinas die Bauern nicht mehr die Mehrheit der Gesellschaft bilden.
Damit schafft die „K“P Chinas – allerdings anders als sie es sich vorstellt – wirklich die Voraussetzun-
gen des Kommunismus und der dazu notwendigen proletarischen Revolution. 

„Eine Gesellschaftsformation geht nie unter, bevor alle Produktivkräfte entwickelt sind, für die sie weit
genug ist, und neue höhere Produktionsverhältnisse treten nie an die Stelle, bevor die materiellen Exis-
tenzbedingungen derselben im Schoß der alten Gesellschaft selbst ausgebrütet worden sind. (…) In
großen Umrissen können asiatische, antike, feudale und modern bürgerliche Produktionsweisen als
progressive Epochen der ökonomischen Gesellschaftsformation bezeichnet werden. Die bürgerlichen
Produktionsverhältnisse sind die letzte antagonistische Form des gesellschaftlichen Produktionsprozes-
ses, antagonistisch nicht im Sinne von individuellem Antagonismus, sondern eines aus den gesell-
schaftlichen Lebensbedingungen der Individuen hervorwachsenden Antagonismus, aber die im Schoße
der bürgerlichen Gesellschaft sich entwickelnden Produktivkräfte schaffen zugleich die materiellen
Bedingungen zur Lösung dieses Antagonismus.“ (MEW, S.9)
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Mao Tse-tung und die bürgerliche Revolution in China

Asiatische Produktionsweise und Agrarfrage in China

Grundlage der vorrevolutionären chinesischen Gesellschaft war die kleinbetriebliche Landwirtschaft,
die in einer Vielzahl weitgehend wirtschaftlich wie administrativ autarker Marktverbundsysteme orga-
nisiert war. Über 80 Prozent der Chinesen arbeiteten in der Landwirtschaft, etwa 10 Prozent in Hand-
werk und Hausindustrie, das Proletariat war verschwindend gering. Darüber erhob sich ein stark
zentralisierter bürokratischer Staat, der den lokalen Rahmen sprengende ökonomische Aufgaben wahr-
nahm (z.B. Bewässerung) und den inneren politischen „Frieden“ garantierte. Seine ideologische Legiti-
mation war der Konfuzianismus, seine materielle Basis die Agrarsteuer (Natural- und Geldform), die
auf dem (handelbaren) Eigentum an Boden beruht. Zwischen Bauern und Beamtenschaft standen die
lokalen Grundeigentümer, die Gentry, die von den Bauern Land abkauften und den Bauern Land ver-
pachteten. Sie waren eng mit der Beamtenschaft verbunden (bzw. sogar aus ehemaligen Beamten ent-
standen, die ihr nicht selten durch Korruption vergrößertes Vermögen in Grundbesitz anlegten) und
verwendeten ihre Einnahmen weitgehend parasitär.

Die lokale Selbstversorgung, mangelhafte Infrastruktur und geringe Massenkaufkraft hemmten eine
Stadtentwicklung auf manufakturiell-industrieller Basis. Die ausbleibende Industrialisierung der Städte
verhinderte die Kommerzialisierung der Landwirtschaft. Die geringe technische Basis der bäuerlichen
Subsistenzproduktion (die auch durch das Prinzip der Erbteilung erhalten wurde, mit dem der Staat u.a.
das Entstehen einer feudalen Grundherrenklasse verhindern wollte) verhinderte wiederum die Freiset-
zung von Arbeitskräften. Darüber hinaus hatte der Staat das Monopol in der Produktion und dem Han-
del von Eisen und Salz. Sie waren somit als Feld ökonomischer Aktivitäten auf dem Gebiet der
Massenkonsumgüterherstellung für potentielle Investoren nicht zugänglich. Schwach entwickelte Ma-
nufakturen entstanden nur in unmittelbarem Zusammenhang mit der Agrarproduktion der Bauernhaus-
halte.

Die Hauptaufgabe der bürgerlichen Revolution war die Lösung der Agrarfrage. Diese war in
China bestimmt von der spezifischen Form der asiatischen Produktionsweise. Diese beruhte auf einem
Tributsystem ohne feudale Abgabeverhältnisse im europäischen Sinne. Der Boden war frei verkäuflich.
Die Pachtverhältnisse kamen nicht durch außerökonomischen Zwang zustande, sondern waren Resultat
vorausgegangener Verelendung und Verschuldung der Bauern, die ihre Besitztitel veräußern mussten
und so zu Pächtern wurden. 

Schon Marx beschrieb im Kapital den Zusammenhang der Einheit von Agrikultur und ländlicher Haus-
industrie für die Persistenz der traditionellen chinesischen Gesellschaft: 

„Die Hindernisse, die die innere Festigkeit und Gliederung vorkapitalistischer, nationaler Produktions-
weisen der auflösenden Wirkung des Handels entgegensetzt, zeigt sich schlagend im Verkehr der Eng-
länder mit Indien und China. Die breite Basis der Produktionsweise ist hier gebildet durch die Einheit
kleiner Agrikultur und häuslicher Industrie, wobei noch in Indien die Form der auf Gemeineigentum
am Boden beruhenden Dorfgemeinden hinzukommt, die übrigens auch in China die ursprüngliche
Form war. (…) Soweit ihr Handel hier revolutionierend auf die Produktionsweise wirkt, ist es nur, so-
weit sie durch den niedrigen Preis ihrer Waren die Spinnerei und Weberei, die einen uralt-integrieren-
den Teil dieser Einheit der industriell-agrikolen Produktion bildet, vernichtet und so das Gemeinwesen
zerreißt. Selbst hier gelingt ihr dieses Auflösungswerk nur allmählich. Noch weniger in China, wo die
unmittelbare politische Macht nicht zu Hilfe kommt. Die große Ökonomie und Zeitersparung, die aus
der unmittelbaren Verbindung von Ackerbau und Manufaktur hervorgeht, bieten hier hartnäckigen Wi-
derstand den Produkten der großen Industrie...“ (MEW 25, S.346)
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„Revolutionär wirkt der Wucher in allen vorkapitalistischen Produktionsweisen nur, indem er die Ei-
gentumsformen zerstört und auflöst, auf deren fester Basis und beständiger Reproduktion in derselben
Form die politische Gliederung ruht. Bei asiatischen Formen kann der Wucher lange fortdauern, ohne
etwas andres als ökonomisches Verkommen und politische Verdorbenheit hervorzurufen. Erst wo und
wenn die übrigen Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise vorhanden, erschient der Wucher
als eines der Bildungsmittel der neuen Produktionsweise, durch Ruin der Feudalherren und der Klein-
produzenten einerseits, durch Zentralisation der Arbeitsbedingungen zu Kapital andrerseits.“ (ebenda,
S.610f.) 

Das chinesische System der asiatischen Produktionsweise verhinderte somit die für die Entwick-
lung notwendige Kapitalakkumulation auf gesamtwirtschaftlicher Ebene und musste gesprengt
werden.

Auch der eindringende Imperialismus konnte die traditionelle Agrarstruktur nicht aufbrechen. Der Ex-
portsektor hatte für die chinesische Wirtschaft kaum eine Bedeutung, ausländische Waren konnten ge-
nerell keine marktbeherrschende Position erobern. Trotz aller imperialistischen Penetration stieg der
chinesische Außenhandel insgesamt gering (von 1867 bis 1935 nur um das Dreifache). Schon Marx
schrieb damals anlässlich des britisch-chinesischen Vertrages: „Bei der gegenwärtigen ökonomischen
Struktur der chinesischen Gesellschaft, deren Angelpunkt die in kleinste Zellen zersplitterte Landwirt-
schaft und das Handwerk ist, kann von einer nennenswerten Einfuhr ausländischer Waren gar nicht die
Rede sein.“ (MEW 12, S.569) Trotzdem hatte der ökonomische Einfluss des Imperialismus natürlich
Auswirkungen. So adaptierten die als Mittelsmänner ausländischer Geschäftsleute wirkenden Kompra-
doren die westlichen Geschäftspraktiken und bauten Unternehmen in der Textil- und Lebensmittelin-
dustrie auf. Die Industrialisierungsanfänge des Kerns der nationalen chinesischen Bourgeoisie änderten
die Struktur der chinesischen Wirtschaft bis 1912 jedoch kaum. Allerdings verdrängten die v.a. briti-
schen Exporte Spinnerei und Seidenproduktion als wichtige Zweige der Hausindustrie. 

Nur die Japaner betrieben in der nach dem russisch-japanischen Krieg annektierten Mandschurei eine
Industrialisierung mit Bergbau, Stahlindustrie und Fahrzeugproduktion sowie dem Ausbau des Eisen-
bahnnetzes. Allerdings losgelöst vom Rest des Landes und nur auf die japanischen Bedürfnisse zuge-
schnitten mit eigenen Experten und den chinesischen Arbeiter_innen als Handlangern.

Der hohe Bevölkerungsdruck auf die Ackerfläche in China sorgte für eine permanente Instabilität. Seit
Ende des 19. Jahrhunderts musste China in größerem Maße Getreide und andere agrarische Lebensmit-
tel importieren. Der Druck der ausländischen Konkurrenz auf die hausindustrielle Nebentätigkeit der
Bauern und die auch noch mit einem Rückgang der staatlichen Infrastrukturmaßnahmen einhergehende
Verschärfung der Steuer- und Pachtbelastung führte zu einer starken Unzufriedenheit der Bauern und
allgemein zu einer revolutionären Situation.

Allerdings schreckte der bürgerliche Revolutionär und Begründer der Koumintang Sun Yat Sen in der
Revolution 1911/1912, die die Mandschu-Dynastie stürzte, vor einer Mobilisierung und Bewaffnung
der Bauern zurück und warf sich stattdessen in
die Arme reaktionärer Generäle wie Yuan Che-
kai, der angeblich besser geeignet wäre, „das
Land zu vereinigen, die Stabilität der Republik
zu sichern, weil er das Vertrauen der ausländi-
schen Mächte genießt“. Das Ergebnis der ers-
ten Revolution war eine Zersplitterung Chinas
unter verschiedene, mit divergierenden impe-
rialistischen Mächten verbundene Militär-
machthaber. 
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Lenin schrieb 1913 darüber folgende klare Einschätzung – wenn auch mit nicht mehr zeitgemäßer
Pointe: „Die asiatischen Revolutionen haben uns die gleiche Charakterlosigkeit und Niedertracht des
Liberalismus gezeigt, die gleiche außerordentliche Bedeutung der Selbständigkeit der demokratischen
Massen, die gleiche deutliche Abgrenzung des Proletariats von jeglicher Bourgeoisie. Wer nach den Er-
fahrungen sowohl Europas als auch Asiens von einer nicht klassengebundenen Politik und einem nicht
klassengebundenen Sozialismus spricht, der verdient einfach in einen Käfig gesperrt und neben irgend-
einem australischen Känguruh zur Schau gestellt zu werden.“ (LW 18, S. 579)

Das marxistische Revolutionskonzept und der Formwechsel der Kommunistischen Internatio-
nale

Der wissenschaftliche Sozialismus, entstanden als Ausdruck des sich formierenden Proletariats in der
Epoche der bürgerlichen Revolution, hat als weltweit gültiges Programm für die Gebiete des noch zu
entwickelnden Kapitalismus das Konzept der doppelten Revolution ausgearbeitet: Die Unterstützung
der bürgerlichen Revolution zur historisch notwendigen Entwicklung des Kapitalismus bei gleichzeiti-
ger revolutionärer Formierung des Proletariats im Kampf für den Kommunismus. Marx und Engels
hatten 1850 in ihrer „Ansprache der Zentralbehörde an den Bund“ der Kommunisten die Feigheit der
Bourgeoisie vor ihren eigenen revolutionären Aufgaben konstatiert und festgestellt: „Und die Rolle,
die die deutsche liberale Bourgeoisie gegenüber dem Volke gespielt hat, diese so verräterische Rolle,
wird in der bevorstehenden Revolution übernommen von den demokratischen Kleinbürgern.“ (MEW
7, S.246) Gerade deswegen haben Marx und Engels das Verhältnis der revolutionären Arbeiterpartei
zur kleinbürgerlichen Demokratie folgendermaßen formuliert: „Sie gehen mit ihr zusammen gegen die
Fraktion, deren Sturz sie bezwecken; sie tritt ihnen gegenüber in allem, wodurch sie sich für sich selbst
festsetzen wollen.“ (ebenda) Dies setzt die politische und organisatorische Unabhängigkeit des Proleta-
riats voraus, über die Marx und Engels schrieben: „Aber sie selbst [die Arbeiter] müssen das meiste zu
ihrem endlichen Siege dadurch tun, dass sie sich über ihre Klasseninteressen aufklären, ihre selbstän-
dige Parteistellung sobald wie möglich einnehmen, sich durch die heuchlerischen Phrasen der demo-
kratischen Kleinbürger keinen Augenblick an der unabhängigen Organisation der Partei des
Proletariats irremachen lassen. Ihr Schlachtruf muss sein: Die Revolution in Permanenz.“ (ebenda,
S.254)

Dieses eherne Gesetz des kommunistischen Programms, die politisch-organisatorische Unabhängigkeit
des Proletariats, repräsentiert durch ihre Klassenpartei und ihr ununterbrochenes Eintreten für das
kommunistische Ziel war auch Richtschnur von Lenins Handeln in Russland und der Internationale.
Erst die stalinistische Konterrevolution ersetzte es durch ein Etappenmodell.

Die chinesische Revolution war das erste Feld, in dem das antiimperialistische Etappenmodell in der
Kommunistischen Internationale durchgesetzt wurde. Es liquidierte endgültig den kommunistischen

Charakter der 1921 gegründeten KP China, die
schon 1923 weitgehend in der Koumintang
aufgelöst worden war und führte mit den Mas-
sakern 1927 zu einer schweren Niederlage des
Proletariats.

Von der Anfangszeit, der am 1. Juli 1921 von
einer kleinen Gruppe Intellektueller gegründe-
ten KP China, gibt Victor Serge 1927 in seinen
Berichten über die Entwicklung der chinesi-
schen Ereignisse an die französische Zeitschrift
Clarté einen guten Eindruck: „Sie gewann zig
Kämpfer in den Arbeitervierteln von Shanghai,
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Peking und Kanton. Ihr erster Parteitag fand 1921 in Shanghai statt. Im nächsten Jahr [letztendlich erst
1923] schloss sie sich – nicht ohne innere Auseinandersetzungen – der Koumintang an, um sich die
kleinbürgerlichen, antiimperialistischen Massen zu erobern. Das auf ihrem 3. Parteitag (1923) verab-
schiedete Programm der Kommunistischen Partei Chinas ist im übrigen äußerst gemäßigt: Antiimpe-
rialismus, Demokratie, Sozialgesetzgebung für Arbeiter_innen, Agrarreform. Alles in allem schien
diese Partei noch nichts anderes, als der linke Flügel der Koumintang zu sein. Auf ihrem 4. Parteitag
1925 repräsentierte sie etwa 1000 Mitglieder. Ihre Lage war noch äußerst schwierig. Sie unterstützte
zwar die Arbeiterbewegung, konnte ihr aber nicht wirklich von Grund auf helfen: sie beeinflusste die
[Koumintang-]Regierung [in Wuhan], war dieser aber verdächtig; sie gehörte zur Regierungspartei,
stand aber immer mit einem Bein in der Illegalität. Dies waren sehr schlechte Entwicklungsbedingun-
gen! Das Jahr 1925 war das Jahr des Aufschwungs der proletarischen Bewegung. Besonders in Shang-
hai kam es zu großartigen Streiks. […] Während die Gewerkschaften zwischen 1921 und 1925 auf 1,5
Millionen Mitglieder kamen, gehörten zur Kommunistischen Partei im November 1925 nur zwischen
13.000 und 15.000. (Zur Zeit ihres 5. Parteitages in Wuhan 1926 hatte die Kommunistische Partei
58.000 Mitglieder.)“ (Serge. Die Klassenkämpf in der chin. Rev. von 1927, Verl. Neue Kritik 1975,
S.89f.) Von Anfang an war die Kommunistische Internationale über Instrukteure maßgeblich an der po-
litischen Entwicklung der KP China beteiligt. Der z.B. auf dem Juni-Plenum des ZK der KP China
1926 vertretenen Position, als unabhängige Partei einen Block mit der Koumintang zu bilden, trat die
Führung der Kommunistischen Internationale energisch entgegen. Schon auf dem 5.Weltkongress der
KI 1924 hatte Manuilski angesichts der Tatsache, „dass im letzten Plenum des ZK der chinesischen
Kommunistischen Partei an der Tätigkeit der Genossen, die sich an der Koumintang-Partei beteiligten,
eine scharfe Kritik geübt wurde“ verkündet: „Ferner ersteht für uns nicht nur die Frage der revolutio-
nären Zusammenarbeit mit solchen schon bestehenden Parteien, sondern auch die Frage, ob die Kom-
munisten in Ländern mit einer niedrigen Wirtschaftsstruktur nicht die Initiative zur Bildung solcher
Parteien ergreifen müssen.“ (Protokoll S.624)

Stalin erklärte 1927 sogar die Koumintang zum „Typus für den Aufbau einer revolutionären Volkspar-
tei, die sich auf den revolutionären Block der Arbeiter und der Kleinbourgeoisie in Stadt und Land
stützen muss.“ (Besprechung mit Studenten der Sun-Yat-Sen-Universität 1927). In seiner Begeisterung
für die „antiimperialistische Koumintang“, die sogar vor einer konsequenten Bekämpfung Tschiang
Kai-schecks – des Arbeiter- und Kommunistenmörders von Shanghai – zurückschreckte, lehrte Stalin
die chinesischen Kommunisten: „Jetzt zur Schaffung von Sowjets der Arbeiter- und Bauerndeputierten
in diesem Gebiet aufzurufen – das bedeutet zum Aufstand gegen die Macht der revolutionären Kou-
mintang aufrufen. Wäre das zweckmäßig? Es ist klar, dass das nicht zweckmäßig wäre. Es ist klar: Wer
jetzt zur Bildung von Sowjets der Arbeiterdeputierten in diesem Gebiet aufruft, der versucht die Kou-
mintangphase der chinesischen Revolution zu überspringen.“ (Zu Fragen der chinesischen Revolution
1927)

Das stalinistische Konzept der chinesischen Revolution sah also so aus: China durchlebt seine natio-
nale Revolution, die gegen den Imperialismus und die feudalen Militaristen gerichtet ist. An dieser Re-
volution nehmen alle Klassen teil, darunter auch die nationale Bourgeoisie, die guten Gentry und die
Landbesitzer. Daher muss man den Klassenfrieden zur Sicherung der Revolution beibehalten. In wel-
che Schwierigkeiten die Kommunistische Partei Chinas angesichts zunehmender Arbeiterkämpfe und
Streiks (die in Hankau und Shanghai zu Aufständen führen sollten) mit ihrer Linie der „antiimperialis-
tischen Einheit“ kam, zeigte beispielhaft der Bericht des ZK der KP China auf dem Dezember-Plenum
1926: „Es ist ungewöhnlich schwierig für uns, unsere Taktik in Bezug auf die mittlere und kleine Bour-
geoisie zu bestimmen, da die Streiks der nichtindustriellen Arbeiter und Angestellten lediglich Kon-
flikte in der Kleinbourgeoisie selbst sind. Die eine oder die andere Seite (d.h. die Unternehmer und die
Arbeiter) sind in der nationalen Einheitsfront notwendig, wir können keine der beiden Seiten unterstüt-
zen, können aber auch nicht neutral sein... Die Angestellten in Unternehmungen, welche Artikel des
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Lebensbedarfs herstellen (Reis, Kohle, Heizmaterial usw.)
dürfen niemals zu Streiks greifen, wenn die geringste
Möglichkeit besteht, Zugeständnisse auf friedlichem Wege
zu erreichen.“ (zitiert nach einer 1928 von oppositionellen
Kommunisten in Berlin herausgegebenen Broschüre „Wie
die chinesische Revolution zugrunde gerichtet wurde.
Brief aus Shanghai an das Exekutiv-Komitee der KI von
Stalin unterschlagen“)

Der totale Bankrott der KP China zeigte sich nach dem
Vormarsch der sog. „rechten“ Koumintang unter Tschiang
Kai-scheck Anfang 1927 auf Shanghai, wo es zu einem
proletarischen Aufstand gekommen war. Anfänglich als
„Befreier“ von den „Militaristen“ begrüßt, entfesselte er
ein beispielloses Massaker an den Arbeitern. Kurz danach kam es auch zum Bruch der in Wuhan regie-
renden „linken“ Koumintang mit den Kommunisten, der ebenfalls in einem Massaker endete. 

Folgende zeitgenössische Pressemeldungen – zitiert nach Victor Serge – illustrieren die Verbrechen.

„Über die Situation in Wuhan meldet der auf seinem Posten verbliebene Prawda-Korrespondent A.
Iwin folgende Einzelheiten: Alle Arbeiterorganisationen sind aufgelöst. In den Buchhandlungen und
Bibliotheken werden die des Kommunismus verdächtigen Bücher vernichtet.[...] Der North China
Courrier schreibt: In Wuchang werden die Kommunisten in Massen verhaftet und hingerichtet. Zahl-
reiche Studenten und selbst Kaufleute sind unter den Verhafteten. Sie werden sofort enthauptet oder er-
schossen. Säuberungskommissionen der Koumintang arbeiten überall. […] Die Arbeiter- und
Bauernorganisationen in Hunan sind vollständig vernichtet. Die Führer, die nicht fliehen konnten, wur-
den getötet, lebendig begraben, in brennendem Öl verbrannt oder verstümmelt. (Joui Fou-San, China
Weekly Review).“ Serge berichtete ebenfalls: „In Shanghai wütet der weiße Terror so sehr, dass
Tschian Kai-scheck selbst in den Augen seiner politischen Freunde diskreditiert wird. Am Tag vor der
Einreichung seiner Demission (13. August) bedauerte Tschiang Kai-scheck in seinem offiziellen Organ
Ho min die große Zahl der summarischen Exekutionen seiner Generäle, die, so meinte er wörtlich ‘sich
offenbar über den Ernst der Todesstrafe nicht im Klaren waren.’“ (Serge, 1975, S.85f.)

Es war eine Selbstaufgabe der KP China, die
sich der Koumintang untergeordnet, ihre Mit-
glieder preisgegeben und die Arbeiter buch-
stäblich entwaffnet hatte. Trotz dieses
Massakers an der Arbeiterklasse sollte die zy-
nische Machtpolitik der inzwischen zur Bau-
ernpartei gewandelten „K“PChina sie im
antifaschistischen Krieg gegen Japan ein Jahr-
zehnt später wieder an die Seite der Koumin-
tang führen.

In der Frage der chinesischen Revolution zeig-
ten sich fatal die Folgen der Unterordnung der

Kommunistischen Internationale unter die außenpolitischen Interessen der Sowjetunion, für deren Um-
kehrung die Kommunistische Linke eingetreten war, solange sie noch in der Internationale auftrat (be-
kanntermaßen forderte Bordiga die Regierung der Sowjetunion durch die Kommunistische
Internationale). So gab es nicht nur eine taktische politische Orientierung der Koumintang an der Sow-
jetunion, die sich darüber hinaus noch als „demokratisch-zentralistisch“ organisierte führende Partei
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verstand (mit Fraktions- und Kritikverbot an
den Sun-Yat-Sen-Ideen!), was den chinesi-
schen Kommunisten bei ihrem Eintritt nur die
Möglichkeit der individuellen Unterordnung
ließ. 1925 war in Moskau in Zusammenarbeit
mit der Koumintang die Sun Yat Sen-Universi-
tät gegründet worden. Darüber hinaus wurden
die militärischen Verbände der Koumintang
durch die Rote Armee ausgebildet. Nachdem
diese 1927 ihren wahren Klassencharakter im
Massaker an der Arbeiterklasse bewiesen hat-
ten, zeigte sich der prinzipienlose machtpoliti-
sche Opportunismus des Stalinismus in seiner
perfidesten Form. Im Dezember trieben seine Militärberater die geschwächte Kommunistische Partei
in Kanton in einen Aufstand, um den eigenen Verrat zu kaschieren und von einem „heldenhaften Rück-
zugsgefecht“ des Proletariats schwadronieren zu können. Dass der blutig gescheiterte Aufstandsver-
such ohne jegliche Unterstützung der Arbeiterbewegung vonstatten ging, gab die Kommunistische
Internationale in ihrer 1928 erschienen Publikation „Der bewaffnete Aufstand“ selbst zu: „Der Kanto-
ner Aufstand wurde nicht von mächtigen Massenaktionen des Proletariats und der revolutionären Bau-
ernschaft in den anderen Gebieten Chinas unterstützt. Das Zentralkomitee der Kommunistischen Partei
war von dem Beschluss der Kwantunger Provinzialleitung, in Kanton am 11. Dezember loszuschlagen,
nicht rechtzeitig informiert worden. (..) Den Aufständischen gelang es nicht, den Generalstreik vorzu-
bereiten und durchzuführen. Die Eisenbahner und Seeleute arbeiteten weiter und wurden von der Kon-
terrevolution zu ihren Zwecken (Truppentransporte und Abtransport von Flüchtlingen aus Kanton
usw.) benützt.“ (Reprint, EVA 1971, S.121) Mit diesem putschistischen Epilog schloss die KP China
das erste Kapitel ihres opportunistischen Verrats und konstruierte auf ihrem 6. Parteitag ein „Rück-
zugsgefecht des chinesischen Proletariats in der hinter uns liegenden Periode der chinesischen Revolu-
tion.“ (ebenda, S. 123)

Die neue Periode der chinesischen Revolution sollte von Mao Tse-tung geprägt werden, der ganz auf
die aufständischen Bauern und ihre militärisch zu organisierende Kraft setzte. Auch wenn er im No-
vember 1927 wegen seiner Bauernpolitik noch aus dem Politbüro der KP China ausgeschlossen wor-
den war, setzte sich seine Linie der Bauernrevolution als praktischer Ausdruck des
antiimperialistischen Etappenmodells durch. Mao selbst schrieb 1928 in seinem Bericht über den
Kampf im Djinggang-Gebirge: „Wir sind mit der Resolution der Kommunistischen Internationale über
die chinesische Frage voll und ganz einverstanden. Gegenwärtig durchlebt China tatsächlich noch das
Stadium der bürgerlich-demokratischen Revolution. Das Programm der konsequenten demokratischen
Revolution in China schließt ein: auf außenpolitischem Gebiet – Sturz des Imperialismus und damit
vollständige nationale Befreiung; auf innenpoliti-
schem Gebiet – Liquidierung der Macht der Kompra-
dorenklasse in der Stadt, Vollendung der
Agrarrevolution zur Vernichtung der Feudalverhält-
nisse im Dorf und Sturz der Regierung der Militär-
machthaber. Nur durch eine solche demokratische
Revolution kann die wahre Grundlage des Sozialis-
mus geschaffen werden. (…) Doch der Weg zum stür-
mischen Aufschwung der Revolution im ganzen Land
verläuft unbedingt über die Entfaltung des politischen
und ökonomischen Kampfes für die Demokratie unter
Einbeziehung des städtischen Kleinbürgertums in die-
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sen Kampf.“ (Ausgewählte Werke I, S.109f.) Zehn Jahre später, nach dem legendären langen Marsch
der chinesischen Roten Armee, erklärte Mao: „Wir sind Verfechter der Theorie des Hinüberwachsens
der Revolution, wir sind keine Anhänger der trotzkistischen Theorie der ‘permanenten Revolution’.
Wir sind der Meinung, dass wir zum Sozialismus gelangen werden, nachdem alle notwendigen Ent-
wicklungsstufen der demokratischen Republik durchlaufen sind.“ (ebenda, S.342)

In diesem Durcheinanderwürfeln demokratischer und sozialistischer Terminologie mit dem Ziel, die
„demokratische Republik“ quasi als nationalen Vorhof des Sozialismus zu errichten, wird der Wider-
spruch der maoistischen Theorie zur oben dargestellten Position des Marxismus deutlich, für den
immer die Formierung des Proletariats als eigenständige politische Kraft mit internationaler Perspek-
tive im Mittelpunkt stand und steht. Die Revolution des Proletariats ist eben nur aus der Perspektive
der Weltrevolution zu bewerkstelligen, erst recht in den kapitalistisch unterentwickelten Ländern (es
gibt keinen „nationalen“ Sozialismus!). Natürlich muss das Proletariat, wenn es die Möglichkeit der
politischen Machteroberung hat, diese auch in rückständigen Ländern nutzen, deren ökonomisches Po-
tential noch nicht über das kapitalistische Entwicklungsniveau hinausreicht (wie in Russland 1917). Es
muss mit seiner (Welt-)Partei die Macht ergreifen und auf die revolutionär durchgesetzte Unterstüt-
zung der fortgeschrittenen Länder hoffen. Bei Ausbleiben der Weltrevolution bleibt nur die Verteidi-
gung und Stärkung der Klassenposition des Proletariats für den erneuten Anlauf unter dann
verbesserten Bedingungen. 

Unabhängig von den theoretischen Bocksprüngen der diversen Trotzkisten in der Einschätzung Chinas
(z.B. die famose Theorie des „degenerierten Arbeiterstaates“, dessen sozialistische Basis angeblich
durch eine nur politische Revolution ergänzt werden müsste), lohnt es sich anzusehen, wie Trotzki
selbst 1927 die Frage der chinesischen Revolution prägnant auf den Punkt brachte: „Wir müssen ganz
klar begreifen, dass die chinesische Bourgeoisie immer noch versucht, sich mit der Autorität der russi-
schen Revolution zu decken, und dass sie vor allem von den Formen der künftigen Diktatur des chine-
sischen Proletariats plagiiert, um ihre eigene Diktatur gegen das Proletariat zu stärken. Aus diesem
Grund ist es heute äußert wichtig, keinerlei Verwirrung über das Stadium aufkommen zu lassen, das
die chinesische Revolution augenblicklich durchschreitet. Es handelt sich dabei nicht um die sozialisti-
sche, sondern um die bürgerlich-demokratische Revolution. Und in ihr geht es um den Kampf zwi-
schen zwei Methoden: bürgerlich-versöhnlerisch oder für die Arbeiter und Bauern. Heute kann man
über die Weise und die Voraussetzungen, in denen sich die national-bürgerliche Revolution zur sozia-
listischen erheben kann, nur Spekulationen anstellen, ob das mit oder ohne Unterbrechungen gesche-
hen wird und ob diese Unterbrechung lang oder kurz andauern wird. Der künftige Lauf der Ereignisse
wird die notwendige Klarheit schaffen.“ (Trotzki im April 1927 über die Klassenverhältnisse der chine-
sischen Revolution, zitiert nach Wolter: Die linke Opposition, Band 5, S. 36) Und der von uns darge-
stellte Lauf der Ereignisse schuf Klarheit. Mit der stalinistischen Liquidierung der Kommunistischen
Internationale verlor die KP China jegliche Orientierung auf die Weltrevolution und wurde zum Voll-

strecker der nationalen bürgerlichen Revolu-
tion und der Entwicklung des Kapitalismus.
Damit übernahm sie die für die Perspektive der
proletarischen Revolution konterrevolutionäre
Rolle der Koumintang, vor der schon 1922 der
IV. Weltkongress der Kommunistischen Inter-
nationale (als sie noch nicht degeneriert war) in
seinen Leitsätzen zur Orientfrage gewarnt
hatte: „Häufig kommt es vor (…), dass die Ver-
treter des bürgerlichen Nationalismus unter
moralischer Ausnutzung der politischen Auto-
rität Sowjetrusslands und in Anpassung an den
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Klasseninstinkt der Arbeiter ihre bürgerlich-demokratischen Bestrebungen in eine „sozialistische“ und
„kommunistische“ Form kleiden, um auf diese Weise, zuweilen ohne sich selbst dessen bewusst zu
sein, die ersten aufkeimenden proletarischen Vereinigungen von den unmittelbaren Aufgaben einer
Klassenorganisation abzulenken (so die Partei Eschil-Ordu, die den Pantürkismus in der Türkei kom-
munistisch verbrämt hat, so der „Staatssozialismus“, der von einigen Vertretern der Partei „Kuo-Min-
Tang“ in China gepredigt wird).“ (Protokoll S.1038) 

Mit seinem antiimperialistischen Etappenmodell hat der Stalinismus, der in Russland Produkt der Kon-
terrevolution und Ausdruck des Formwechsels der Bolschewiki zu Vollstreckern der kapitalistischen
Modernisierung war, auch in China die „Kommunistische“ Partei zu Vollstreckern der bürgerlich-kapi-
talistischen Entwicklung gemacht. Soziale Emanzipation wurde durch nationale Emanzipation er-
setzt und ins geopolitische Machtgefüge imperialistischer Interessen integriert.

Das stalinistische und das maoistische Entwicklungsmodell

Das Industrialisierungsmodell in der Sowjetunion, dessen industrielles Ausgangsniveau 1928 noch we-
sentlich höher war als 1952 in China, konzentrierte sich auf die Schwerindustrie. Sie wurde in ihrer
Anfangsphase vornehmlich auf Kosten der Landwirtschaft vorangetrieben, indem Überschüsse des pri-
vaten oder genossenschaftlichen Agrarsektors über Steuern, Preise oder Requirierungen in den staatli-
chen Sektor transferiert wurden und dort zu Investitionen im Bereich der Schwerindustrie dienten. Im
Gegensatz zum klassischen kapitalistischen Entwicklungsmodell, das anfänglich von der Nachfrage-
seite Dynamik gewinnt, also folgerichtig mit der Leichtindustrie (Textilindustrie) beginnt.

Nach der Gründung der chinesischen Volksrepublik 1949 wurde im Jahr 1950 ein Wirtschaftsabkom-
men mit Russland geschlossen, das u.a. die sowjetische Hilfe bei 50 industriellen Großprojekten vor-
sah und in erster Linie die Wiederherstellung
der zerstörten und von Russland demontierten
ehemaligen Industrieanlagen der Japaner in der
Mandschurei anstrebte. Während China durch
Agrarexporte mittels Intensivierung der tradi-
tionellen Landwirtschaft (mangels fehlender
Mittel für Mechanisierung und Chemisierung)
finanzielle Mittel für diese russische Industria-
lisierung generieren musste (eine Industrialisie-
rung die auch vor dem Hintergrund des
Koreakrieges von Russland forciert wurde),
konzentrierten sich die „eigenen“ chinesischen
Projekte auf die Roh- und Hilfsstoffproduktion.
Die Konditionen der diversen meist kurzfristi-
gen russischen Kredite sahen vor, dass sie in Warenlieferungen, Gold oder US-Dollars zurückzuzahlen
seien. Ab 1955 begann die Rückzahlung dieser Kredite und übertraf ab 1956 das Ausmaß weiterer
sowjetischer Kreditleistungen. Der bis dahin bestehende chinesische Importüberschuss gegenüber
Russland, der bis 1955 durch Kredite bezahlt werden konnte, musste in einen Exportüberschuss ver-
wandelt werden, um über die Abzahlung der Kredite weitere Importe abdecken zu können.

Dadurch kam Maos Position der Abkehr vom sowjetischen Weg und der Übertragung des auf
Mikroebene während des „langen Marsches“ erprobten Yenan-Modells auf die gesamte chinesi-
sche Wirtschaft zum Durchbruch. Dieses Modell der intensiven Nutzung isolierter Ressourcen v.a.
durch Mobilisierungen und arbeitsorganisatorische Neuerungen war allerdings auch durch eine gemä-
ßigte Agrarpolitik gegenüber den Landlords (lokalen Grundeigentümern) und Großbauern, sofern sie
sich an der Intensivierung der Produktion für den antijapanischen nationalen Krieg beteiligten, gekenn-
zeichnet (Reduzierung der Pacht statt Enteignung und Kollektivierung). 
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Die Besinnung auf die „eigene Kraft“ (auch die Weigerung dem RGW beizutreten) war schlicht den
Zahlungsbilanzproblemen gegenüber der SU geschuldet. Die Agrarkrise von 1959 bis 1961 im Zuge
des Großen Sprungs brachte den Finanzierungsmechanismus des sowjetisch-chinesischen Handels
endgültig zum Einsturz. Ab 1961 waren sogar wieder Getreideimporte notwendig.

Mit der schrittweisen Abkehr von der Sowjetunion übernahm Mao Tse-tung das klassische kapitalisti-
sche Entwicklungsmodell. Schon 1957 begann er den Bruch mit Russland: „Von der Sowjetunion zu
lernen heißt nicht, alles mechanisch zu kopieren, das wäre die Handlungsweise des Dogmatismus.“ In
der gleichen Rede auf der erweiterten 3. Plenartagung des VII. ZK der KP China stellte Mao fest: „Frü-
her haben wir immer gesagt, wir wollen unser Land zu einem Industriestaat aufbauen, in der Tat
schließt dies die Modernisierung der Landwirtschaft ein. Jetzt müssen wir den Schwerpunkt auf die
Landwirtschaft legen.“ Und er orientierte schon auf seine Politik des „Großen Sprungs“: „Können wir
nicht die Umwege der Sowjetunion vermeiden und es schneller und besser machen als sie? (…) Wir
können es, wenn wir uns Mühe geben. Zu diesem Zweck müssen wir mehr kleine Stahlwerke bauen.“
(Ausgewählte Werke 5, S.556f.) 

Schon 1949 war als Ziel der Agrarreform festgelegt worden: „Die Agrarreform ist eine notwendige Vo-
raussetzung für die Ausdehnung der Produktivkraft und die nationale Industrialisierung.“ Dementspre-
chend wurden z.B. Angehörige der Gentry, die im industriellen Bereich tätig waren, nicht enteignet. Da
die Agrarreform der Umverteilung von Grundbesitz an landlose und landarme Bauern allerdings keine
wesentliche Steigerung der Erträge gebracht hatte – wenn auch die Überschüsse jetzt nicht mehr von
den Gentry parasitär vernutzt sondern der produktiven Verwendung durch den neuen Staat zugeführt
werden konnten – sollte mit verschiedenen Kollektivierungsformen eine Outputsteigerung erreicht
werden. Ein Ziel war die Mobilisierung saisonal oder ganzjährig nicht genutzter Arbeitskräfte, die in
größeren kollektiven Einheiten effektiver eingesetzt werden konnten. Nur so waren Arbeiten zur Be-
und Entwässerung, Terrassenbau, Aufforstung und Infrastrukturbauten in größerem Ausmaß möglich,
die wiederum zur Steigerung der Agrarproduktivität beitragen konnten.

Nachdem 1959 der „Große Sprung“ der dezentralen Kleinstindustrialisierung begonnen hatte, brachte
Mao den Kurswechsel auch theoretisch auf den Punkt : „Die Reihenfolge, die wir in der Vergangenheit
der Wirtschaftsplanung zugrunde gelegt hatten, war Schwerindustrie, Leichtindustrie, Landwirtschaft;
in Zukunft muss sie, fürchte ich, auf den Kopf gestellt werden. Hat sie jetzt nicht Landwirtschaft,
Leichtindustrie, Schwerindustrie zu lauten?“

Die Idee der kleinindustriellen und dezentralen Agroindustrialisierung, der auch der sog. „Große
Sprung nach vorn“ entsprang, endete allerdings in einem Desaster, führte zu Hungersnöten und Unru-
hen, die die „Volksrepublik“ an den Rand des Abgrunds und Mao ins politische Abseits brachte. Als
Reaktion wurden durch die KP China die voluntaristischen Mobilisierungen durch marktwirtschaftli-
che Anreize ersetzt. Auf dem 10. ZK-Plenum im September 1962 verkündete die KP China die Losung
der „Drei Freiheiten und eine Festlegung“. Mit den drei Freiheiten waren die Einräumung privat zu be-
wirtschaftenden Bodens, lokaler Märkte und privater handwerklicher Nebenbeschäftigungen und die
Festlegung der abzuliefernden Produktionsquoten auf Familienbasis gemeint. Die Rolle Rückwärts in
der Landwirtschaft ging einher mit einer Würdigung „der positiven Rolle des Wertgesetzes bei der Ent-
wicklung der sozialistischen Wirtschaft“ und führte auch in der Industrie zu mehr Selbständigkeit der
Betriebe, finanziellen Planzielen zur Kostensenkung, Lohndifferenzen, Prämiensystemen und Etablie-
rung von Saisonarbeit. 

Als sich dadurch die Verhältnisse stabilisiert hatten, ging Mao im innerparteilichen Machtkampf wie-
der in die Offensive und mobilisierte die Roten Garden gegen die Parteiführung. Dass es bei dieser
„Kulturrevolution“ um keinen Klassenkampf, sondern nur um einen politischen Machtkampf ging,
zeigte die Haltung der Maoisten gegenüber der Arbeiterklasse. Wir schrieben dazu: „Als tausende un-
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ruhiger Arbeiter aus Shanghai die Arbeitsplätze verlassen, um nach Peking zu fahren, gelang es erst
Zhang Chun-qiao, dem dortigen wichtigsten Mann Maos, in langwierigen Verhandlungen, einen Mas-
senexodus mit seinen katastrophalen Folgen für die immer noch geschwächte Wirtschaft zu vermeiden.
Selbst der „linke“ Chen Bo-da, damaliger Intimus Maos, schickt ein Telegramm an die Leitung der re-
bellierenden Arbeiter: „Ich kann Eure Begeisterung verstehen, nach Peking zu kommen. Es ist gut,
wenn ihr an der Kulturrevolution teilnehmt. Aber ihr müsst auch den Anordnungen des Vorsitzenden
Mao und des ZK Folge leisten. In dieser Angelegenheit sind zwei Prinzipien im Spiel, und das sekun-
däre muss sich dem primären unterordnen. Als Arbeiter ist eure Hauptaufgabe zu arbeiten. Die Teil-
nahme an der Revolution ist lediglich zweitrangig. Deshalb müsst ihr an den Arbeitsplatz
zurückkehren. (Shanghaier Wandzeitung vom 13.11.1966)“ (Kommunistisches Programm Nr. 17, S.23)

Als es in dieser radikal aufgeheizten Atmosphäre im Januar 1967 doch zu heftigen Arbeiteraufständen
in den wichtigsten Städten, vor allem in Shanghai, kam, die die ersten großen Aufstände seit den
Kämpfen von 1925/27 darstellten, erklärte die maoistische Bourgeoisie die „Revolution“ sofort für be-
endet und setzte das Militär zur Niederschlagung ein, was tausende Tote forderte. (ebenda, S.33)

Die Kontroversen in der KP China drehten sich in dieser Zeit immer um die Frage der ideologi-
schen Mobilisierung der Massen (zu ihrer eigenen intensiveren Ausbeutung) und die dem schein-
bar entgegenstehende Zusammenarbeit mit der nationalen Bourgeoisie und den reichen Bauen
zur Industrialisierung und Mechanisierung bzw. die Anwendung kapitalistischer Methoden. In
der Notwendigkeit der Ausbeutung der Arbeiterklasse und der Entwicklung des Akkumulations-
regimes waren und sind sich alle Fraktionen der KP China einig.
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Die Gründung der Kommunistischen Partei Italiens

und die Kommunistische Linke

Vor einhundert Jahren, im Januar 2021, wurde die Kommunistische Partei Italiens gegründet. Wenn wir
uns mit diesem historischen Ereignis beschäftigen, dann nicht aus Rückwärtsgewandtheit und Nostal-
gie – gerade das behandelte Thema zeigt,
dass es keine „heroische Geschichte“ gibt.
Die Geschichte beruht nicht auf Willens-
akten, sondern ist, wie der historische Ma-
terialismus bewiesen hat, bestimmt durch
die materiell determinierte Verfasstheit der
Gesellschaft und ihre Entwicklung. Es ist
die Aufgabe der Kommunistischen Partei,
diesem historischen Prozess Rechnung zu
tragen und ihm damit zum Durchbruch zu
verhelfen. Ihr „Termin mit der Ge-
schichte“ materialisiert sich im revolutio-
nären Kampf des Proletariats. Gerade die
nach dem revolutionär beendeten Ersten
Weltkrieg gesammelten Erfahrungen und
publizierten Dokumente aus den ersten
Jahren der Kommunistischen Partei Italiens lassen im Brennglas die Höhen und Tiefen der kommunis-
tischen Bewegung des 20. Jahrhunderts sichtbar werden. Grundlegende Lehren der Taktik haben das
invariante kommunistische Programm präzisiert und der Kampf gegen die immer noch andauernde
(stalinistische – in letzter Konsequenz sozialdemokratische) Konterrevolution hat damals richtungs-
weisend begonnen.

Es wundert nicht, dass das „Jubiläum“ alle demokratischen und stalinistischen Entstellungen der Grün-
dungsphase dieser Partei, die damals zu den einflussreichsten sozialistischen Parteien in Westeuropa
zählte, wieder auf die Tagesordnung bringt. Beispielhaft seinen zwei Artikel erwähnt, die im Januar in
der Tageszeitung „Junge Welt“ erschienen. Der ehemalige DDR-Korrespondent in Rom Gerald Feld-
bauer, der als „Italienexperte“ die immer gleichen Phrasen der stalinistischen Geschichtsschreibung
wiederkäut, schrieb am 21. Januar 2021 (wie schon 15 Jahre zuvor) auf der JW Themenseite einen
(weitgehend identischen) „Hintergrundartikel“. Auch wenn er die Rolle von Gramsci und Togliatti und
ihrer Gruppe „Ordine Nuovo“ als quasi Begründer der Kommunistischen Partei von Italien (die erst
unter dem Nationalkommunisten Togliatti in Italienische Kommunistische Partei umbenannt wurde)
maßlos überhöht, kommt er an der Linken, die damals die Partei führte, nicht vorbei. Im typischen Stil
eines „kurzen Lehrgangs“ schreibt er: „Zum Generalsekretär wurde Amadeo Bordiga gewählt, der ent-
scheidend zu den Antikriegspositionen des PSI beigetragen hatte. Er setzte sich aktiv für eine revolu-
tionäre Basisarbeit ein, trat jedoch gegen eine Teilnahme an Wahlen auf und lehnte Formen des
parlamentarischen Kampfes ab. Er verkannte die faschistische Gefahr und die Notwendigkeit der von
Gramsci nach dem Machtantritt Mussolinis im Oktober 1922 vertretenen breiten antifaschistischen
Bündnispolitik. Wegen seines Sektierertums und der Massenentfremdung wurde er 1926 aus dem ZK
ausgeschlossen.“ Ebenfalls den demokratischen Liebling Gramsci in den Mittelpunkt stellend, aber
eloquenter im Stil, schreibt die Literaturwissenschaftlerin Sabine Kebir einen Tag später auf der JW-
Themenseite: „Die 1921 entstandene Kommunistische Partei Italiens orientierte unter ihrem ersten Se-
kretär Bordiga auf eine kleine Kaderpartei, die eine baldige Revolution und die Errichtung eines
sozialistischen Staates nach dem Vorbild Russlands ansteuerte. […] Anders als Bordiga hatte Gramsci
schon 1922 erkannt, dass die Durchsetzung von Sozialismus in Industrieländern mit alphabetisierter
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Arbeiterschaft, die sich bereits eine Teilhabe am bürgerlich-demokratischen System erkämpft hatte (die
der Faschismus mit brutalsten Mitteln allerdings wieder rückgängig machte), nicht mehr wie in Russ-
land durch Staatsstreich möglich war.“ Die proletarische Revolution als Staatsstreich diffamierend,
setzt Kebir auf zivilgesellschaftliche Aufklärung und gegenkulturelle Souveränität. Während sie die re-
volutionäre Phase der PCd’I als „linksradikal und sektiererisch“ dämonisieren, sind die Bezugspunkte
der kapitalistischen Linken klar: Kulturelle Aufklärung, antifaschistische Bündnispolitik, Verteidigung
der bürgerlichen Demokratie (d.h. der Diktatur des Kapitals) – D.h. eine konterrevolutionäre Politik,
die die Italienische Kommunistische Partei nach dem Zweiten Weltkrieg mit Bravour durchgeführt hat.

Doch kommen wir zu den historischen Fakten der revolutionären und kommunistischen Anfangszeit
der PCd’I.

Die Sozialistische Partei Italiens und der Erste Weltkrieg

Anders als die meisten anderen Parteien der 2. Internationale (u.a. die SPD), unterstützte die erst 1892
entstandene Sozialistische Partei Italiens (PSI), die sich schon 1912 angesichts des Libyen-Krieges von
ihren bellizistisch-nationalistischen Mitgliedern getrennt hatte, nicht die Kriegspolitik und stimmt
gegen die Kriegskredite. Sie nahm allerdings eine schwankende Haltung ein, die durch die Losung
„Weder mitmachen noch sabotieren“ geprägt war und einen Kompromiss zwischen rechten und linken
Sozialdemokraten darstellte.

Während die PSI zu Kriegsbeginn mit ihrer Forderung nach Neutralität durchaus offene Türen bei der
italienischen Bourgeoisie eingerannt hatte, stimmte sie 1915 gegen die von der Regierung geforderten
Vollmachten zur Mobilmachung und stellte sich gegen ihren abtrünnigen ehemaligen Funktionär Mus-
solini, der schon 1914 einen Kriegseintritt gefordert hatte. (Die ersten „Faschisten“ waren kriegsbe-
geistert gewordene Sozialisten, Syndikalisten und Anarchisten.) Vertreter der italienischen Sozialisten
nahmen an den sozialistischen Antikriegskonferenzen in Zimmerwald und Kienthal teil.

Während Bordiga – wie die Bolschewiki - im November 1917 auf einer geheimen Tagung der „revolu-
tionär-kompromisslosen“ Strömung der Sozialistischen Partei in Florenz die revolutionäre Nutzung der
Kriegskrise propagierte (Umwandlung des Staatenkrieges in einen Bürgerkrieg) rief der reformistische
Flügel der Partei um Turati nach einer militärischen Niederlage der italienischen Streitkräfte am Monte
Grappa zur Vaterlandsverteidigung auf und erklärt die Verteidigung des eigenen Bodens und der Unab-
hängigkeit (gegen die monarchistischen Mittelmächte) zur demokratischen Aufgabe der Sozialisten.

Gramsci nahm während des Krieges eine indifferente Stellung ein. (Laut des 1970 erschienenen lesens-
werten Buches von Christian Riechers „Antonio Gramsci, Marxismus in Italien“ nimmt er an der er-
wähnten Konferenz in Florenz teil, äußert sich nicht, soll aber mit Bordigas Position sympathisiert
haben). Statt für die Zuspitzung des Klassenkampfes zu wirken, ging es Gramsci jedoch vor allem um
intensive kulturelle Erziehung der Individuen. So gründete er im Dezember 1917 einen „ Club di vita
morale“ als intellektuelle und moralische Gemeinschaft. - Dies wird übrigens von Kebir positiv ange-
führt, die in ihrem zitierten Artikel allerdings die Turiner Rätebewegung von 1919 auf 1917 vordatiert,
um diesen persönlichen Rückzug Gramscis in einen „revolutionären“ Kontext zu rücken. - Für
Gramsci stand der Kulturzweck der Organisation im Mittelpunkt. „Die Organisation hat den haupt-
sächlichen Zweck, zur Uneigennützigkeit zu erziehen“, zitiert Riechers Gramsci und führt diese Hal-
tung auf eine „Reduktion des Marxismus auf den Idealismus“ zurück. (S. 49ff.)

Ende 1918 bildete die Linke in der PSI die kommunistisch-wahlboykottistische Fraktion mit der Par-
teizeitung „Il Soviet“, die u.a. von Bordiga in Neapel herausgegeben wird. Erst im Mai 1919 gründeten
Gramsci, Togliatti u.a. in Turin die Zeitschrift „L’Ordine Nuovo“. Beide bildeten im Herbst 1920 in
Imola die „kommunistische Fraktion der PSI“, den Kern der späteren PCd’I.
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Über das Wirken von Gramsci schrieb die kommunistische Linke 1926 rückblickend: „Die Gruppe
‘Ordine Nuovo’ entstand in Turin unter einigen Intellektuellen, die sich mit den proletarischen Massen
der Industrie in Verbindung setzten, als die wahlboykottistische Fraktion in dieser Stadt bereits eine
breite Anhängerschaft hatte. In der Ideologie jener Gruppe herrschten bürgerliche, idealistische, von
Croce beeinflußte philosophische Anschauungen vor, welche natürlich in einem Änderungsprozess be-
griffen waren und sind. Erst sehr spät und mit ihren Ursprungsfehlern behaftet beschäftigte sich diese
Gruppe mit den kommunistischen Richtlinien. Erst viel zu spät für eine nutzbringende Anwendung auf
den Kampf des italienischen Proletariats hat diese Gruppe die Bedeutung der russischen Revolution
verstanden. Im November 1917 veröffentlichte Genosse Gramsci im ‘Avanti!’ einen Artikel, in dem er
behauptete, die russische Revolution hätte den historischen Materialismus von Marx und die Theorien
des ‘Kapital’ widerlegt, und gab eine wesentlich idealistische Erklärung der russischen Ereignisse.“
(zitiert nach Kommunistische Programm Nr.14, Mai 1977, S. 27)

Die sog. revolutionär-kompromisslose Strömung, die nach der Bildung der kommunistisch-wahlboy-
kottistischen Fraktion eigentlich nur noch eine zentristische Strömung war, hatte am Ende des Krieges
die unbestrittene Führungsrolle in der PSI. Ihr führender Repräsentant war der „Maximalist“ Serrati.
Sein „Verdienst“ bestand darin, den heterogenen Zustand der sozialistischen Partei zu konservieren,
indem er einerseits eine Antikriegshaltung repräsentierte, die ihn an die Seite Lenins in Zimmerwald
und Kienthal geführt hatte (aber auch den Mythos der konsequenten Antikriegshaltung der PSI schuf)
und die russische Revolution begrüßte, andererseits aber die organisatorische Einheit mit den Refor-
misten, die ihr Zentrum in der Parlamentsfraktion hatten, verteidigte (der Mythos einer starken, ge-
meinsamen PSI). Welche Blüten diese opportunistische Einheit trieb, wird an folgendem Beispiel
deutlich. Während der Parteivorstand auf seiner ersten Sitzung nach dem Krieg Ende 1918 das Ziel der
Errichtung der Diktatur des Proletariats in sein Aktionsprogramm schrieb, bekannte sich eine Ver-
sammlung sozialistischer Parlamentarier in Mailand zu der „klassischen und grundsätzlichen Auffas-
sung, der zufolge die Errichtung eines sozialistischen Regimes weder durch einen Handstreich noch
durch wunderbare geschichtliche Vorwegnahmen erfolgen kann, sondern erreicht werden muß durch
die stufenweise Erringung der Macht und der politischen Fähigkeit der großen Massen, sie in allen
technischen, wirtschaftlichen, verwaltungsmäßigen, nationalen und internationalen Bereichen auszu-
üben.“ Veröffentlicht wurde diese klassisch reformistische Erklärung am 15. Januar 1919 im „Avanti!“,
also genau an jenem Tag, als in Deutschland die Mitbegründer der KPD Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht im Auftrag der SPD-Führung von Freikorps ermordet wurden.

Die in der italienischen Arbeiterklasse und
der sozialistischen Partei zu dieser Zeit weit
verbreitete Begeisterung für die russische
Revolution und die Rätediktatur beruhte
mehr auf einem diffusen Gefühl denn auf
theoretischer Klarheit, zumal aufgrund des
russischen Bürgerkrieges und der imperia-
listischen Blockade die direkten Kontakte
(aber auch präzise Informationen und theo-
retische Dokumente) fehlten.

Italien, das zwar zu den „Siegermächten“
des Ersten Weltkrieges gehörte, befand sich
am Ende des Krieges trotzdem in einer
wirtschaftlichen Krise, die jener der Mittel-
mächte in nichts nachstand. Arbeitslosig-
keit, Preissteigerungen und Elend führten
zu einer zunehmenden sozialen Unruhe, die
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der Historiker Helmut König in seiner (zwar bürgerlich-sozialdemokratisch interpretierten, aber beein-
druckend faktenreichen) 1967 erschienenen Abhandlung „Lenin und der Italienische Sozialismus 1915
– 1921“ anschaulich beschreibt: „Der aufgestaute Unmut über die rasch zunehmende Teuerung entlud
sich zuerst in Forli (...), wo am 30. Juni 1919 der Streik ausgerufen, der Markt und Lebensmittelge-
schäfte geplündert und zerstört wurden. Von der Romagna sprang die Bewegung auf die Emilia, die
Marken, Umbrien und die Toskana über, schließlich auch nach Sizilien. Am 4. Juli 1919 herrschte in
Ancona, Bologna und Palermo Generalstreik; in Florenz waren die Massen Herren der Stadt. Überall
in den bestreikten Gebieten bildeten sich örtliche Sowjets, die die vorhandenen Lebensmittelvorräte zu
beschlagnahmen, zu registrieren und deren Verteilung zu regeln begannen. Eingeschüchtert durch die
Plünderungen, Requisitionen und Zerstörungen, trugen Geschäftsleute freiwillig die Schlüssel ihrer
Verkaufsräume zum Sitz der örtlichen Sowjets – meist das Volkshaus oder die Arbeiterkammern – und
stellten sich unter deren Schutz. Die lokalen Sowjets fingen an Verwaltungsfunktionen zu übernehmen.
Im Bisenzio-Tal bei Florenz bildete sich eine ‘Sowjetrepublik’, die nach dreitägigem Widerstand von
Carabinieri-Truppen aufgelöst wurde. In anderen Orten dagegen, so in Brescia, Forli und Sestri Po-
nente, verweigerten die Truppen den Gehorsam und verbrüderten sich mit den Massen. Am 6. Juli
1919 schließlich wurden in Mailand 200 Geschäfte geplündert. (…) Sowohl die sozialistische Partei-
wie die Gewerkschaftsführung waren von der spontanen Welle von Streiks und Unruhen überrascht
worden. Sie hatten sie weder gewollt noch geschürt.“ (S.38f.)

War das schon eine revolutionäre Situation? Von einem klaren Verständnis des Verhältnisses von Partei
und Klasse ausgehend, charakterisierte Bordiga rückblickend in einem Interview, das 1970 kurz vor
seinem Tod geführt wurde, diese Situation zu Kriegsende: „Da ja selbst die Partei das kollektive Be-
wusstsein auf breiter Front verloren hatte, konnte die unvermeidliche und flächendeckende Unzufrie-
denheit bei den Arbeitermassen nicht zur Folge haben, jenes Bewusstsein wiederzugewinnen; die
Reaktion auf die Nachkriegssituation bestand vielmehr in der Rückkehr zu Forderungen und Rebellio-
nen für unmittelbare ökonomische Verbesserungen, etwas, was zwar den Boden unter den Füßen der
Bourgeoisie erzittern ließ, aber nicht schon deswegen in den Proletariern das notwendige Potential
weckte, um den bewaffneten Kampf für den Sieg ihrer Diktatur aufzunehmen.“ Vor dem historischen
Hintergrund des endgültigen Verrats der sozialistischen 2. Internationale und zunehmender Arbeiter-
kämpfe erklärte Bordiga die Notwendigkeit der Wiedererlangung dieses kollektiven Bewusstseins der
Klasse (der historischen Partei), durch die Wiederaufrichtung der prinzipienfesten, formalen Partei:
„Es war damals also der wirkliche Moment und entscheidende Wendepunkt, um die proletarische und
sozialistische Bewegung wieder aufzurichten, indem ihre wahren theoretischen, programmatischen und
strategischen Grundlagen wiederhergestellt werden. Dieser Aufgabe wandten sich Lenin und die Kom-
munistische Internationale (KI) ohne zögern zu, und mit ihnen die Linke der italienischen Bewegung,
die alle Voraussetzungen erfüllte, und noch immer erfüllt, um der historischen Linie der mit dem ‘Ma-
nifest’ von 1848 begonnenen antikapitalistischen Weltrevolution folgen zu können.“ (ebenda)

Die Assoziation der PSI mit der Komintern und die Herausbildung der PCd’I

Schon im März 1919 hatte sich die Sozialistische Partei Italiens der nur zwei Wochen vorher gegründe-
ten Kommunistischen Internationale zugehörig erklärt. Dieser Schritt entsprach allerdings mehr der
Ablehnung der damaligen Rekonstruktionsversuche der Zweiten Internationale durch die diskreditier-
ten Sozialchauvinisten, denn einer klaren Kenntnis der von den Bolschewiki vertretenen kommunisti-
schen Positionen. Dieser für die Außenwirkung der neuen Internationale bedeutsame Schritt fiel in ihre
Anfangszeit, in der sie zwar das Banner der proletarischen Weltpartei wieder erhoben hatte, allerdings
zu dieser Zeit „vornehmlich ein Organ der Propaganda und Agitation war“, wie sich Sinowjew später
erinnerte. Sie war „darauf angewiesen, durch Funksprüche Aufrufe und Grußbotschaften in die Welt
hinauszusenden und durch das Abhören ausländischer Sender und die Lektüre gelegentlich einge-
schmuggelter ausländischer Zeitungen zu erfahren, was in der Welt draußen vor sich ging.“ (König,
S.46)
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Auf ihrem ersten Nachkriegsparteitag in Bologna
im Oktober 1919 trat die Sozialistische Partei Ita-
liens dann offiziell der Kommunistischen Interna-
tionale bei. Die in der PSI für die Durchsetzung
der kommunistischen Prinzipien wirkende kom-
munistisch-wahlboykottistische Fraktion, blieb in
der Frage des Boykotts der kommenden Wahlen
auf dem Parteitag in der Minderheit. Ihr Hauptziel
war allerdings die Trennung von den Reformisten,
die sich jetzt „Fraktion der sozialistischen Kon-
zentration“ nannten. Dies wurde von den Zentris-
ten um Serrati, der
maximalistisch-elektionistischen Fraktion jedoch
abgelehnt. Dieses Wirken Bordigas wurde von
Lenin in seiner zum Zweiten Weltkongress der
Kommunistischen Internationale im Sommer
1920 erschienenen Schrift „Der ‘linke Radikalis-
mus’ die Kinderkrankheit im Kommunismus“ aus-
drücklich begrüßt. Lenin stellte dort fest, „wie
recht Genosse Bordiga und seine Freunde von der Zeitung ‘Il Soviet’ haben, wenn sie fordern, dass die
Italienische Sozialistische Partei, falls sie in Wirklichkeit für die III. Internationale sein will, die Her-
ren Turati und Co. mit Schimpf und Schande aus ihren Reihen verjagen und sowohl ihrem Namen als
auch ihren Taten nach eine Kommunistische Partei werden muss.“

Ohne Kenntnis der aktuellen Schriften der Bolschewiki, aber auf denselben theoretischen Grundlagen
des revolutionären Marxismus wirkend, vertraten die Genossen um Bordiga weitgehend die gleichen
Positionen wie die Bolschewiki und nahmen die erst auf dem Zweiten Weltkongress der Komintern be-
schlossenen Aufnahmebedingungen der Internationale in ihren politischen Äußerungen vorweg. Dies
bezeugen die im Mai 1920 veröffentlichten Thesen der kommunistisch-wahlboykottistischen Fraktion
der PSI. Hier werden Rolle und Aufgaben der Kommunistischen Partei klar definiert: „Dieser revolu-
tionäre Kampf ist der Kampf der ganzen proletarischen Klasse gegen die ganze bürgerliche Klasse.
Sein Instrument ist die politische Klassenpartei, die kommunistische Partei. Die kommunistische Partei
verwirklicht die bewusste Organisation jener Vorhut des Proletariats, die begriffen hat, dass man die
Interessen einzelner Gruppen, Berufszweige oder Nationalitäten überwinden muss, dass man die be-
grenzten Vorteile und Errungenschaften, die das Wesen der bürgerlichen Struktur nicht verletzen unter
das Endziel des Kampfes unterordnen muss, um die eigene Aktion zu vereinigen. Erst die Organisation
als politische Partei ermöglicht folglich die Bildung des Proletariats zur Klasse, die für ihre Befreiung
kämpft.“ (These I/6, zitiert nach Kommunistisches Programm Nr. 14, Januar 1977, S.15)

Die Reformisten werden als Komplizen der Bourgeoisie (und nicht als Bestandteil der Arbeiterbewe-
gung) entlarvt: „Wer die Auffassung vertritt, dass die kapitalistische Ausbeutung unter dem Druck der
Vertreter der proletarischen Partei innerhalb der Staatsorgane oder unter dem Druck von Massenkund-
gebungen durch Gesetzesänderungen und Reformmaßnahmen der bestehenden politischen Institutio-
nen schrittweise gemildert und schließlich abgeschafft werden kann, macht sich zum Komplizen der
Bourgeoisie, zum Komplizen der Verteidigung ihrer Privilegien – denn zuweilen gibt die Bourgeoisie
einen winzigen Teil ihrer Privilegien scheinbar ab, um die Unzufriedenheit der Massen zu beschwichti-
gen und deren revolutionären Kampf von den Fundamenten des kapitalistischen Regimes abzulenken.“
(These II/13, ebenda S.20)

Die kommunistisch-wahlboykottistische Fraktion verteidigte in ihren Thesen das historische Pro-
gramm der proletarischen Revolution auch gegen jede mit der demokratischen Illusion verbundene

47

Eisenbahnerstreik, Februar 1920 in Rom: Die Loko-
motive wird durch bewaffnete Polizisten eskortiert



Zahlen-Arithmetik als vermeintliche Legi-
timation des Handelns. (Eine Illusion, die
leider auch in der deutschen Linken - z.B.
bei Rosa Luxemburg - vertreten war.):
„Die Propaganda und die Rekrutierung
sind wesentliche Tätigkeiten der Partei,
die vor der Aufnahme von neuen Mitglie-
dern die höchste Sicherheit verlangt. Die
kommunistische Bewegung stützt den Er-
folg ihrer Aktion auf die Verbreitung ihrer
Prinzipien und Ziele und kämpft im Inte-
resse der übergroßen Mehrheit der Gesell-
schaft. Sie macht aus der Zustimmung der
Mehrheit jedoch keine Vorbedingung ihres
Handelns. Der Maßstab für den günstigen
Zeitpunkt für die Durchführung von revolutionären Aktionen liegt in der objektiven Einschätzung der
eigenen und der gegnerischen Kräfte mit ihren vielen zusammenwirkenden Faktoren, worunter die
Zahl weder der einzige noch der wichtigste ist.“ (These III/3, ebenda S.21)

Gleichzeitig wird in den Thesen die Unbrauchbarkeit der parlamentarischen Taktik in der revolutionä-
ren Epoche erklärt: „Die Teilnahme an den Wahlen für die Organe der bürgerlichen Demokratie und
die parlamentarische Tätigkeit bergen in jeder Epoche die ständige Gefahr von Abweichungen in sich.
In jener Periode, in der sich die Möglichkeit des Sturzes der bürgerlichen Herrschaft noch nicht ab-
zeichnete und die Aufgabe der Partei auf die Kritik und Opposition beschränkt war, konnten sie jedoch
für die Propaganda und die Bildung der Bewegung benutzt werden. In der heutigen Periode, die durch
das Ende des Weltkrieges, die ersten kommunistischen Revolutionen und die Entstehung der Dritten
Internationale eröffnet wurde, setzen die Kommunisten die revolutionäre Eroberung der Macht als di-
rektes Ziel der politischen Aktion des Proletariats aller Länder; alle Kräfte und die gesamte Vorberei-
tungsarbeit müssen diesem Ziel gewidmet werden. In dieser Periode ist jede Teilnahme an den
Vertretungsorganen der bürgerlichen Demokratie unzulässig. Diese Organe treten als ein mächtiges
Verteidigungsmittel der Bourgeoisie gegen das Proletariat und selbst in den Reihen des Proletariats
auf; als Gegensatz zu deren Struktur und Funktion verfechten die Kommunisten das System der Arbei-
terräte und die Diktatur des Proletariats. Aufgrund der großen Bedeutung, die die Wahltätigkeit der So-
zialistischen Partei Italiens in der Praxis einnimmt, kann sie unmöglich mit der Behauptung in
Einklang gebracht werden, sie sei nicht das Mittel, um die Machteroberung, den Hauptzweck der Par-
teiaktion, zu erzielen; es ist außerdem unmöglich zu vermeiden, dass sie die gesamte Tätigkeit der Be-
wegung in Anspruch nimmt und so von der revolutionären Vorbereitung abbringt.“ (These III/7,
ebenda S.21)

Zur praktischen Illustrierung ihrer antiparlamentarischen Position konnte die kommunistische Linke
auf die Folgen des triumphalen Wahlerfolgs der Sozialistischen Partei im November 1919 verweisen,
der vor allem der reformistischen Fraktion in der PSI Auftrieb gegeben hatte. „Turati, Treves, Modi-
gliani und andere Vertreter des reformistischen Flügels waren ins Parlament zurückgekehrt und nah-
men dank ihrer Erfahrung, ihres Wissens und ihrer rednerischen Begabung in der sozialistischen
Fraktion eine führende Stellung ein.“ (König, S.58)

In dieser – und nur in dieser! - Frage stand Bordiga allerdings wirklich im Widerspruch zu Lenin. Ge-
nauso wie die Zentristen um Serrati in dieser – und nur in dieser! - Frage mit den Bedingungen der
Kommunistischen Internationale übereinstimmten. In seiner eben schon zitierten Schrift über den „lin-
ken Radikalismus“ schrieb Lenin: „Aber Genosse Bordiga und seine ‘linken’ Freunde ziehen aus der
richtigen Kritik an den Herren Turati und Co. den falschen Schluss, dass eine Beteiligung am Parla-
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ment überhaupt schädlich sei.“ Und zu Serrati merkte er dort an: „Natürlich machen Gen. Serrati und
die gesamte Italienische Sozialistische Partei dadurch, dass sie das dulden [die Parteimitgliedschaft der
Reformisten], einen Fehler, der ebenso großen Schaden anzurichten und eine ebenso große Gefahr he-
raufzubeschwören droht, wie das in Ungarn der Fall war, wo die ungarischen Herren Turati sowohl die
Partei als auch die Rätemacht von innen sabotierten.“

So wie die Grundsatzfragen der Mitgliedschaft, die nationale u. koloniale Frage sowie die Gewerk-
schaftsfrage, stand auch die Behandlung der Frage der Wahlbeteiligung auf der Tagesordnung des
Zweiten Weltkongresses der KI im Juni 1920. Anders als es später in der Internationale üblich werden
sollte, wurden damals dort noch Debatten geführt, wurde der politische Meinungsstreit nicht durch De-
nunziation und Geheimdienstmethoden ersetzt. Serrati wurde als Delegierter der großen italienischen
Partei genauso wie z.B. Paul Levi von der deutschen KP ins Präsidium des Weltkongresses berufen,
Bordiga – wenn auch nicht Teil der offiziellen italienischen Delegation – wurde auf ausdrücklichen
Wunsch Lenins die Teilnahme ermöglicht.

Während Serrati sich massiv dafür einsetzte, dass Bordiga nur mit beratender Stimme zugelassen
wurde, hielt dieser im Ausschuss zur Frage des Parlamentarismus das Gegenreferat zu Bucharin. In der
Frage des Wahlboykotts konnte sich die Linke allerdings nicht durchsetzen. „Nach Bordigas Erinne-
rungen wurden ‘etwa 80 Stimmen für die Thesen Bucharins und elf Gegenstimmen abgegeben’. Um
sich von den ebenfalls parlamentsfeindlichen Anarchisten und Anarchosyndikalisten zu distanzieren,
hatte Bordiga vor der Abstimmung ‘den Wunsch ausgesprochen, dass jene nicht für ihn stimmen
mögen, die nicht auch die marxistischen Prämissen seiner Thesen annehmen wollten’.“ (König, S.105)

Rückblickend wird die Bedeutung dieser Parlamentsfrage von der kommunistischen Linken in ihrem
Beitrag zum Parteitag von Lyon 1926 eingeordnet. Sie hob hervor, dass „ihr Wahlboykottismus […]
nicht von antimarxistischen theoretischen Fehlern anarchosyndikalistischer Art aus[ging], wie die ener-
gischen Polemiken gegen die anarchistische Presse bezeugen. Erstens war die Taktik des Wahlboykotts
für das politische Milieu der vollständigen parlamentarischen Demokratie gedacht, wo besondere
Schwierigkeiten bei der Gewinnung der Massen für das richtige Bewußtsein von der Losung der Dikta-
tur des Proletariats entstehen; unserer Meinung nach werden diese Schwierigkeiten übrigens nach wie
vor von der Internationale ungenügend beachtet. Zweitens wurde der Wahlboykottismus nicht als eine
für alle Zeiten gültige Taktik vorgeschlagen, sondern für die, heute leider vorübergegangene, allge-
meine Situation des Bevorstehens großer Kämpfe und des Aufmarsches der größten proletarischen
Massen.“ (zit. nach Kommunistisches Programm Nr. 14, Mai 1977, S. 25)

Noch bevor der Weltkongress beendet war, traten durch die neu entflammten Arbeiterkämpfe andere
Fragen in den Mittelpunkt des Parteikampfes. Im Spätsommer 1920 kam es in Norditalien zu den le-
gendären Fabrikbesetzungen. Helmut König beschreibt in seinem schon zitierten Buch ihren „verhält-
nismäßig geringfügigen Anlass – Verweigerung einer Lohnerhöhung in den Mailänder
Alfa-Romeo-Werken Mitte August 1920 -, ihre Steigerung von der Obstruktion der Metallarbeiter (ab-
sichtliches Langsamarbeiten in den Betrieben) über die Aussperrung durch die Arbeitgeber, die Beset-
zung der Fabriken durch die Arbeiter und die Produktionsaufnahme in den besetzten Werken unter der
Leitung von Arbeiterräten, die Bildung roter Milizen in den Fabriken und die Ausbreitung der Bewe-
gung auf fast alle Produktionszweige im industriellen Dreieck Mailand – Turin – Genua bis zum Ge-
genschlag der staatlichen Autorität durch militärische Besetzung der Präfekturen, Telefonzentralen und
Banken.“ (S,109f.) „Als in den besetzten Werken die Lohnzahlungen stockten, weil die vorgefundenen
Bargeldvorräte aufgebraucht waren, als die erzeugten Waren sich als unabsetzbar erwiesen, weil die
Werkseigentümer alle etwaigen Käufer mit gerichtlicher Verfolgung bedrohten und weil die ausländi-
schen Kunden ihre Aufträge annullierten, wurde die Ausweglosigkeit der ganzen Aktion offenkundig.
Unter den organisierten Arbeitern breiteten sich Enttäuschung und Kampfesunlust aus.“ (ebenda). Über
die unterschiedliche Einschätzung dieses Kampfes zwischen der kommunistischen Linken und
Gramsci berichtete Bordiga 1970 rückblickend: 
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„Mit den berühmten Fabrikbesetzungen erreichte die Arbeiterbewegung im Herbst 1920 ihren Höhe-
punkt; das war nach der Rückkehr der italienischen Delegierten, die an dem 2. Kongress der KI teilge-
nommen hatten. Die Frage nach dem revolutionären Verlauf jener Bewegung war in der Sicht beider
Gruppen, der um ‘L’Ordine Nuovo’ und der um ‘Il Soviet’ unterschiedlich, ja sogar gegensätzlich. In
der Kritik an den Turinern schrieb der ‘Il Soviet’ damals: ‘Die Fabrik einnehmen oder die Macht er-
greifen?’ Prinzipielle Argumente vorbringend, leugneten wir, dass sich die kommunistische Revolution
mittels der Eroberung der Betriebe und der wirtschaftlich-technischen Leitung seitens der Belegschaft
einleiten ließe, wie Gramsci meinte. Unserer Auffassung nach sollten die politischen Arbeiterkräfte
zum Angriff auf die Polizeipräsidien und staatlichen Präfekturen übergehen, um die große aufständi-
sche Bewegung anzubahnen, die schließlich, vermittels des Aufrufs zum nationalen Generalstreik die
politische Diktatur des Proletariats herbeiführen sollte. Eine Perspektive, die der geschickte und nicht
dumme Führer der italienischen Bourgeoisie, Giovanni Giolitti, offensichtlich intuitiv erfasste. [Minis-
terpräsident] Giolitti ignorierte die Forderungen der Industriellen, wonach die Fabriken mittels der
Staatsgewalt geräumt und ihren juristischen Eigentümern zurückgegeben werden sollten. Dass sich die
Industrieanlagen in den Händen der Besetzer befanden, war für ihn gleichbedeutend damit, ihnen eine
völlig unwirksame Waffe zu überlassen, um die Macht und Privilegien der kapitalistischen Minderheit
bedrohen oder stürzen zu können, zum anderen hätte die Leitung der Produktionsmittel seitens der Ar-
beiter auch nicht die Tür zu einem nicht-privaten Regime gesellschaftlicher Produktion geöffnet. Un-
sere taktische Linie war die, der Arbeiterpartei den Einfluss und die Kontrolle über die traditionellen
Gewerkschaftsorganisationen zu sichern und nicht schon die Kontrolle über die Fabrikräte und Abtei-
lungsleitungen, wie es der Ordinovismus vorsah.“ (Interview S.6)

Gramsci hatte einen absolut verklärenden Blick auf die Fabrikräte, der bis zur Negierung der Rolle der
Partei und Gewerkschaften reichte. „So betrachtet ist der Arbeiterfabrikrat die erste Zelle eines histori-
schen Prozesses, der in der kommunistischen Internationale gipfeln muss, und zwar nicht mehr als po-
litische Organisation des revolutionären Proletariats, sondern als Reorganisation der Weltwirtschaft
und als Reorganisation des gesamten Zusammenlebens der Menschen und Nationen in der Welt“, be-
schreibt er z.B. im Juni 1920 im Ordine Nuovo die Rolle der Fabrikräte, um weiter zu fordern: „Partei
und Gewerkschaft dürfen sich nicht als Vormund oder als bereits konstituierte Überbauten der neuen
Räteinstitution verstehen.“ (zit. nach „Philosophie der Praxis“. Fischer 1967, S.68)

Die Niederlage der Arbeiterbewegung mit den Fabrikbesetzungen und auch die Kritik der Kommunis-
tischen Internationale an der Gründung „künstlicher, treibhausartiger ‘Sowjets’“ schwächten die Stel-
lung der Ordinovisten in der sozialistischen Bewegung und führten zu einer temporären Entmutigung
Gramscis, der sich wieder einmal auf rein kulturelle und philosophische Zirkelarbeit zurückzog, wäh-
rend die kommunistische Linke ihren
Einfluss steigern und ihr Organisations-
netz ausbauen konnte. Dementsprechend
stark war auch ihre Position bei der
Gründung der kommunistischen Frak-
tion, die im Oktober 1920 auf einem
Treffen zwischen Vertretern der Linken,
der Ordinovisten, des Jugendverbandes
und mit Serrati unzufriedener Anhängern
des linken Flügels der maximalistischen
Fraktion in Mailand vorbereitet und im
November in Imola vollzogen wurde.
Dies wird von Helmut König, der keine
besonderen Denunziationsabsichten ge-
genüber der Linken verfolgt, folgender-
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maßen beschrieben: „Organisator der Tagung von Imola, ‘die in Wirklichkeit die Gründungsversamm-
lung der [Kommunistischen] Partei war’, war Amadeo Bordiga. Seine schon seit über einem Jahr be-
stehende kommunistisch-abstentionistische Fraktion war die einzige einigermaßen fest gefügte
Gruppe, die im ganzen Land Anhänger besaß und sich nicht nur auf die persönliche Gefolgschaft re-
gionaler und lokaler Parteigrößen stützte.“ (S.134)

Auf dem Parteitag der PSI in Livorno im Januar 1921 trat die kommunistische Fraktion für die Bildung
einer wirklichen Kommunistischen Partei ein. Rückblickend beschreibt Bordiga ihr Wirken: 

„Das Ziel dieser neuen Organisation war gewiss nicht, die Stimmenmehrheit auf dem Parteitag von Li-
vorno zu erringen, sondern das Gerüst einer wirklichen Kommunistischen Partei zu errichten, was nur
durch eine klare Spaltung zu bewerkstelligen war: Auf der einen Seite diejenigen, die die Beitrittsbe-
dingungen vollständig akzeptierten und praktisch durchführten, auf der anderen Seite die, die das nicht
taten, denn es war völlig klar, das die zahlenmäßig stärkere maximalistische Richtung den Ausschluss
Turatis und Genossen nicht beschließen würde. […] Wir zögerten also nicht im Geringsten, den Bruch
vorzubereiten und durchzusetzen und ich bin froh und auch stolz, die unwiderrufliche Erklärung im
Namen aller Kommunisten, die für den Antrag von Imola gestimmt hatten, verlesen zu haben; wir alle
verließen daraufhin den sozialistischen Parteitag in Livorno und versammelten uns im Hof des Thea-
ters San Marco, wo die KP Italiens gegründet wurde.“ (Interview S.7)

Der Kampf um die kommunistische Programmatik in der PCd’I

Die Gründung der Kommunistischen Partei Italiens fiel in eine Zeit, in der die revolutionäre Nach-
kriegskrise ihrem Ende entgegen ging, die breiten Arbeiterkämpfe ihren Zenit überschritten hatten und
die Konterrevolution auf dem Vormarsch war. Die Revolutionen in Deutschland und Ungarn waren ge-
scheitert, die Faschisten in Italien im Aufwind und es war keine neue revolutionäre Welle in Sicht, die
das siegreiche Russland aus der Isolierung befreien könnte. Das bedeutendste Ergebnis der revolutio-
nären Welle war die Gründung der Kommunistischen Internationale. Deren Entwicklung und Festi-
gung stand jedoch unter einem ungünstigen Stern. Kaum war der Bruch mit der Sozialdemokratie
vollzogen, wurde um die „linken Sozialdemokraten“ gebuhlt, denen unter der Losung der „Massenpar-
tei“ die Tore weit geöffnet wurden. Es begann vielerorts wieder ein opportunistisches Taktieren und
Paktieren mit denen der Einfluss der Kommunistischen Parteien auch außerhalb proletarischer Kämpfe
erweitert werden sollte. Immer mehr bekamen auch die außenpolitischen Interessen des isoliert geblie-
benen Russland Gewicht in den Entscheidungen der Kommunistischen Internationale.

Vor diesem Hintergrund führte die kommunistische Linke in der soeben gegründeten Partei aber auch
der Internationale einen Kampf zur Verteidigung der kommunistischen Prinzipien. Da die Zersetzungs-
arbeit des Opportunismus in den scheinbar untergeordneten taktischen Fragen begann, machte die
kommunistische Linke auf den programmatischen Charakter auch dieser Fragen aufmerksam, präzi-
sierte sie die Prinzipien der kommunistischen Taktik, die in untrennbarer Weise mit dem strategischen
Ziel verbunden sind. Auf dem 2. Parteitag der PCd’I in Rom im März 1922 trug Bordiga die „Thesen
über die Taktik“ (Römer Thesen) vor.

Über die prinzipielle Bedeutung der taktischen Fragen – gegen das pragmatische und opportunistische
„Politik machen“ der Sozialdemokraten und Stalinisten - schrieben wir anlässlich der deutschsprachi-
gen Veröffentlichung dieses programmatischen Dokumentes der kommunistischen Linken im Kommu-
nistischen Programm Nr. 13 vom Januar 1977: 

„Die Partei vertritt die Arbeiterklasse in ihrer historischen Bewegung eben in dem Maße, dass sie im
Gegenteil zur Bewegung an sich, mit ihrer Entwicklung voll von Höhen und Tiefen, eine ununterbro-
chene Kontinuität des theoretischen Bewusstsein und der praktischen Haltung verkörpert. Die Mittel
derer sie sich in ihrer Aktion bedient, unterscheiden sich selbstverständlich vom Ziel – sind etwas an-
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deres als das Ziel. Sie stehen aber auch nicht in einem neutralen und gleichgültigen Verhältnis zu die-
sem Ziel. Die Kontinuität, die das wahre zusammenhaltende Element der Partei darstellt, kann nicht al-
lein vom Besitz einer unantastbaren Theorie und [dem] Programm gesichert werden: Um
zusammenhaltende Kraft, Zement der Partei und somit der Klasse zu sein, muss sie auch in der Praxis
der Partei einen vollkommenen Ausdruck finden. Es ist klar, dass die Partei auf verschiedene Situatio-
nen verschieden reagiert, ihre jeweilige Aktion muss der veränderten, jeweiligen Lage Rechnung tra-
gen. Die verschiedenen Situationen, die Veränderungen der Situationen, sind aber keineswegs
unvorhersehbar. Im Gegenteil: die Aktionslinie der Partei setzt eine vorgegebene Kenntnis des Charak-
ters und der materiell bestimmten Haltungen aller im Wechselspiel der Klassengegensätze wirkenden
Kräfte. Die verschiedenen Haltungen, in denen sich die Aktionslinie der Partei in den alternierenden
Phasen des sozialen Kampfes ausdrücken wird, müssen den Militanten bekannt und den von der Partei
beeinflussten Proletariern verständlich und durchsichtig sein. […] Ohne revolutionäre Theorie gibt es
keine revolutionäre Aktion. Ebenso wahr ist aber, dass die Aktion, wenn sie nicht fest und eindeutig in
dieser Theorie verankert ist und orthodox dieser Theorie entspringt, ihrerseits verformend auf die
Theorie zurück schlägt.“ (S.10ff.) Dies ist auch eine grundlegende Lehre aus der stalinistischen Kon-
terrevolution. Die unzähligen nicht mehr nachvollziehbaren Richtungsschwenks der stalinistischen
Parteien mit ihrer „der Zweck heiligt die Mittel“-Praxis hat Generationen von demoralisierten Proleta-
riern zurückgelassen und der bürgerlich-demokratischen Demagogie des Kapitalismus ausgeliefert.

Gegen die ersten Anzeichen dieser fatalen Entwicklung wendeten sich schon 1922 die sog. „Römer
Thesen“. Abgeleitet aus dem kommunistischen Programm richteten sie sich gegen den Opportunismus.
„Das Parteiprogramm hat nicht den Charakter eines bloßen Zieles, das über irgendeinen Weg zu errei-
chen wäre, sondern den einer historischen Perspektive von zusammenhängenden Wegen und Zielen;
daher muss die jeweilige Taktik in der Folge der Situationen dem Programm entsprechen; daher müs-
sen auch die allgemeinen taktischen Regeln für die aufeinanderfolgenden Situationen innerhalb be-
stimmter Grenzen festgelegt sein […] es muss aber vor allem bedacht werden, dass die
Aktionsfähigkeit der Kommunistischen Partei in direktem Verhältnis von ihrer Fähigkeit abhängt, kon-
tinuierlich ihren Organisations- und Vorbereitungsprozess zu entwickeln, der es ihr erlaubt, die Massen
zu beeinflussen und zur Tat aufzurufen. Sie kann daher keine Taktik anwenden, die bloß gelegentlichen
und vorübergehenden Kriterien entspricht, in der Hoffnung, daraufhin, im Augenblick wo diese Taktik
überholt erscheint, plötzlich eine Wende machen, die Front wechseln und die Verbündeten von gestern
zu Feinden erklären zu können.“ (ebenda S.32f.)

In ihrer Allgemeingültigkeit rich-
teten sich die Römer Thesen an
die gesamte Kommunistische In-
ternationale. Als Beispiel sei hier-
für die klare Ablehnung der
Vermischung von Kommunismus
und Reformismus und die Kritik
der falschen Taktik der „Arbeiter-
regierung“ genannt. Um die sozi-
aldemokratischen Arbeiter nicht
so zu erschrecken, wurde in der
Kommunistischen Internationale
der Begriff der „Arbeiterregie-
rung“ als vermeintliches Synonym
für „Diktatur des Proletariats“ ein-
geführt, welche dann aber als ba-
nale parlamentarische

52

Turin, September 1920:
Die Roten Garden während einer Fabrikbesetzung



Kombination (von KPD und SPD in Mitteldeutschland) das Licht der Welt erblickte. Die Römer The-
sen stellten klar: „Eine Regierung der bürgerlichen Linken oder gar eine sozialdemokratische Regie-
rung können wohl als Annäherung an den Endkampf für die proletarische Diktatur betrachtet werden,
aber nicht in dem Sinne, dass sie dafür bessere wirtschaftliche oder politische Voraussetzungen schaf-
fen oder gar dem Proletariat größere Freiheit für die revolutionäre Organisation, Vorbereitung und Ak-
tion bieten würden. Eine solche Hoffnung wäre tödlich. Aus Gründen der Theorie und der blutigen
Erfahrung weiß die Kommunistische Partei (und es ist ihre Pflicht, dies zu verkünden), dass solche Re-
gierungen dem Proletariat nur solange Handlungsfreiheit gestatten, wie es sie für seine Vertreter hält
und verteidigt, während sie einem Kampf der Massen gegen den demokratischen Staatsapparat mit der
grausamsten Reaktion entgegentreten. Wenn die Errichtung solcher Regierungen nützlich sein kann, so
in einem ganz anderen Sinn, nämlich insofern ihr Tun es dem Proletariat erlaubt, aus den Tatsachen
selbst die praktische Lehre zu ziehen, dass nur die Errichtung seiner Diktatur zu einer wirklichen Nie-
derlage des Kapitalismus führt. Und es ist klar, dass die Kommunistische Partei ein solches Experi-
ment nur dann gründlich und nützlich verwerten kann, wenn sie von vornherein das Versagen solcher
Regierungen verkündet und gleichzeitig eine feste unabhängige Organisation aufrechterhalten hat, um
die sich das Proletariat einreihen kann, wenn es gezwungen wird, sich von den Gruppen und Parteien,
deren Regierungsexperimente es zum Teil unterstützte, abzuwenden.“ (ebenda S.34)

Unmittelbare Bedeutung für die praktische Tätigkeit der jungen PCd’I hatte die These zur Einheits-
frontpolitik: „Die Kommunistische Partei beteiligt sich daher am Leben all jener ökonomischen Orga-
nisationen des Proletariats, die den Arbeitern aller politischen Glauben offenstehen (Gewerkschaften,
Betriebsräte, Konsumgenossenschaften usw.). Um ihre Arbeit wirksam entfalten zu können, vertritt die
Partei die grundlegende Forderung, dass alle diese Organisationen einheitlich sein müssen, d.h. alle Ar-
beiter umfassen, die sich in einer bestimmten wirtschaftlichen Lage befinden. Die Teilnahme der Partei
am Leben dieser Organe erfolgt durch die Organisation der ihnen angehörenden Parteigenossen in
Gruppen oder Zellen, die eng mit der Parteiorganisation verbunden sind. Diese Gruppen nehmen in
erster Linie an den Kämpfen der ökonomischen Organisationen teil, um dadurch jene Elemente an sich
und somit an die Partei zu ziehen, die in der Entwicklung der Kämpfe dazu heranreifen. Sie streben da-
nach, die Mehrheit der jeweiligen Organisation hinter sich zu ziehen […] dies geschieht hauptsächlich
durch das Auftreten in den Kämpfen, das den Arbeitern hilft, aus ihnen die nützlichsten Lehren zu zie-
hen.“(ebenda, S.28)

Die Streiks vom August 1922, die auch ein letztes Aufbäumen der Arbeiterklassen gegen den aufmar-
schierenden Faschismus darstellten, waren ein Beispiel für die praktische Anwendung dieser Einheits-
frontpolitik durch die PCd’I. Statt auf politische Kombinationen oder sogar klassenübergreifende
Bündnisse zu setzen, vertrat sie die Einheit der Arbeiterklasse im Kampf.

Bordiga erinnerte sich: „Der letzte gewaltsame Zusammenstoß zwischen proletarischen Gruppen und
faschistischen, staatlich massiv unterstützten Banden war in der Tat der große Streik vom August 22.
Die Kommunistische Partei hatte sowohl in ihrer Propagandaarbeit als auch auf den internationalen
Kongressen schon klar ausgesprochen, dass sie die Strategie des Bündnisses zwischen verschiedenen
politischen Parteien für falsch hielt und für die gewerkschaftliche Einheitsfront, die Objekt ernsthafter
Meinungsverschiedenheiten war, eintrat. […] Während der politische Block als parlamentarische Ko-
alition zur sog. ‘Arbeiterregierung’ (einer Sache, der wir, auch in Moskau, energisch entgegentraten)
führen musste, hätte die gewerkschaftliche Front die originär revolutionären und marxistischen Metho-
den des Streiks und des bewaffneten Bürgerkriegs benutzten können, um die Macht der Bourgeoisie,
damals in den Händen der Faschisten, zu stürzen. Kommen wir kurz zur Chronik jener bewegten Zeit
zurück. Während die rechten und opportunistischen Gruppen Druck ausübten, um das von uns abge-
lehnte Parteienbündnis zustande zu kriegen, startete die Eisenbahnergewerkschaft eine Initiative und
berief eine Versammlung von Vertretern aller Parteien und Gewerkschaften in Bologna ein. Zu dieser
etwas suspekten Versammlung sandten wir keinen Repräsentanten der Partei, sondern einen Genossen,
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der die Leitung der uns angehörenden gewerkschaftlichen Kräfte innehatte. Er überbrachte uns die er-
staunliche Nachricht, dass die größte Gewerkschaft, der Allgemeine Gewerkschaftsbund, erklärt hatte,
über kein geeignetes Kommunikationsnetz zu verfügen, um an alle Arbeitskammern das Startsignal für
den Generalstreik zu geben. Angesichts dieser desaströsen Haltung bot unser Genosse gemäß den An-
weisungen des kommunistischen Exekutivorgans an, mit unserem illegalen Netz für die Verbreitung
des Streikaufrufs, den der Gewerkschaftsbund formulieren sollte, zu sorgen. Der Gewerkschaftsbund
und die anderen Versammelten nahmen unser Angebot wohlweislich an, da der Streik sonst nicht von
nicht-kommunistischer Seite aus hätte organisiert werden können. Das Kommunikationsnetz unserer
Partei und unserer Gewerkschaftsgruppen aufbietend, um den Streik mit allen Mitteln durchzuführen,
gelangte der offizielle Streikaufruf so bis in den letzten Winkel des Landes. Kurz darauf nahm die
Streikbewegung in ganz Italien starke und militante Formen an und den natürlich drastischen Maßnah-
men der gegnerischen Kräfte wurde massiver Widerstand entgegengesetzt.“ (Interview S.10)

Der Generalstreik wurde allerdings – kaum dass er begonnen hatte - von der Gewerkschaftsführung
mit dem Argument abgebrochen, er habe als „Machtdemonstration gegen Mussolini ausgereicht“. 

Das Ergebnis des abgebrochenen Kampfes war eine zunehmende Repression und die bekannte Fahrt
Mussolinis mit dem Schlafwagen an die Regierung in Rom im Oktober 1922. Während Bordiga im
Februar 1923 verhaftet wurde, war Gramsci in Moskau. Dort orientierte man, nach dem im Herbst
1922 dann doch erfolgten Ausschluss Turatis aus der PSI auf eine Wiedervereinigung der gerade ge-
gründeten PCd’I mit der Rest-PSI. Darüber, wie im Sinne dieser gewünschten „Einheitspartei“ - die
letztendlich allerdings am Widerstand in der PSI scheiterte - Gramscis von der Kominternführung auf
Linie gebracht wurde, berichtet Riechers in dem Anfangs erwähnten Buch: „Gramsci vertritt bis in das
Jahr 1923 hinein die Positionen Bordigas. Er macht sich jedoch weniger die inhaltlichen Bestimmun-
gen der Taktik-Thesen zu eigen, noch läßt sich irgendeine vertiefte Aneignung der marxistischen Theo-
rie der frühen Dritten Internationale feststellen. Seine Übereinstimmung mit Bordiga basiert auf der
Kritik an der Kominternzentrale, die der PCI die Fusion mit dem linken Flügel der PSI aufzwingen
will.“ (S.72) In Moskau ändert Gramsci allerdings seine Position. „Trotzki erzählt 1924 einigen italie-
nischen Delegierten, welche Schwierigkeiten er, Sinowjew und Bucharin mit Gramsci gehabt haben.
‘Wir haben sehr stark drücken müssen’, sagt Trotzki, ‘um ihn zu überzeugen eine Kampfposition
gegen Bordiga einzunehmen’...“ (S.73)

Gramsci bildete eine eigene Fraktion und ließ den zwischenzeitlich eingestellten „Ordine Nuovo“ wie-
der erscheinen. „Einmal den Bruch mit Bordiga vollzogen, unterzieht er die bisherige Politik seiner
Partei, die er ja bis vor kurzen selbst vertrat, einer erbitterten Kritik“, stellte Riechers fest. (S.75) Wäh-
rend Bordiga im Gefängnis saß, wurde von der Komintern eine komplett neue Führung der PCd’I, die
in ihrem Kern aus den Turiner Ordinovisten bestand, eingesetzt. „Ihm gehörten Togliatti, Scoccimarro,
Tasca, Vota und Fortichiari an. Von diesen fünf Männern war Bruno Fortichiari der einzige, der ohne-
hin der vom Gründungsparteitag in Livorno satzungsgemäß bestellten und vom II. Parteitag der KPI in
Rom bestätigten Exekutive angehörte. Er weigerte sich dann auch die Ernennung durch das EKKI
[Exekutivkomitee der KI] anzuerkennen, worauf ihn das EKKI durch Egidio Gennari ersetzte – ‘eine
Sache, die nicht ohne Bedeutung war, weil Gennari bereits im Gegensatz zu Bordigas Haltung stand,
während Fortichiari sich nie von ihr lossagte.’ Auf diese Weise wurde die KPI die erste Sektion der
Komintern, die von Männern geleitet wurde, die ihre führende Stellung nicht einem satzungsgemäßen
Beschluss der eigenen Partei, sondern einer in Moskau gefällten Entscheidung verdankten.“ (König S.
160).

Erst 1924 – nachdem er ins Parlament gewählt worden war – konnte Gramsci nach Italien zurückkeh-
ren. (Auch der siegreiche Faschismus verzichtete (anfangs) nicht auf das demokratische Spiel!) In der 
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Frage des antifaschistischen Kampfes wurde das Aufgeben der kommunistischen Politik durch
Gramsci u. Co. besonders deutlich.

Gleich nach ihrer Gründung stand die PCd’I vor der Aufgabe des unmittelbaren Kampfes gegen die
Faschisten. Zu diesem Zweck bildete sie sofort einen umfassenden militärischen Apparat. Entspre-
chend ihrer klaren Klassenposition lehnte sie allerdings die Teilnahme an den „Arditi del popolo“,
einem überparteilichen Wehrverband, ab. Bordiga sagte dazu: „Diese neuen Truppenverbände auf den
abgenutzten Mythos ‘Volk’ zu beziehen, heißt, in den alten anti-marxistischen Fehler zurückzufallen,
die gesellschaftlichen Klassen durcheinander zu mischen, statt ihren Gegensatz zu unterstreichen […]
Unsere Strömung hat immer die These negiert, nach der dem Faschismus ein aus der kommunisti-
schen, maximalistischen und reformistischen Partei gebildeter Block entgegengestellt werden könne.
[…] Den Faschismus halten wir nur für eine der Formen, worin der kapitalistische bürgerliche Staat
seine Herrschaft behauptet, wobei diese Form, wenn es für die herrschenden Klassen vorteilhafter zu
sein verspricht, mit der der liberalen Demokratie (also dem Parlamentarismus) abwechselt.“ (Interview
S.8f.)

Dass diese klare und unabhängige Haltung den Widerstand gegen die Faschisten nicht geschwächt hat,
sondern vielmehr seine notwendige Grundlage darstellte, zeigte schon im August 1921 der sog. „Frie-
denspakt“, der von der PSI und dem von ihr geführten Gewerkschaftsbund mit den Faschisten abge-
schlossen wurde. Während die Sozialisten damit vergeblich den blutigen Terror beenden wollten und
ihren Widerstand einstellten, führte die Mehrzahl der Faschisten unbekümmert ihre Gewaltaktionen
fort. Bordiga erinnerte sich: „Arbeiterorganisationen und -parteien, die aus Prinzip gegen den Einsatz
von Gewalt und beseelt vom ‘sozialen Frieden’ waren, hatten den unglaublichen Vorschlag eines ‘Frie-
denspaktes’ mit den Zentren und Führern der faschistischen Bewegung lanciert. Die kommunistische
Parteiführung, die seit damals auf die ernste Gefahr jeglichen Pazifismus auf der Ebene des sozialen
und bürgerlichen Widerstands aufmerksam geworden war, erfüllte ihre Pflicht, indem sie den fragli-
chen Pakt öffentlich desavouierte.“ (Interview S.8)

Dass die neue Parteiführung der Ordinovisten einen gänzlich anderen Standpunkt einnehmen sollten,
zeigte sich 1924 nach der Ermordung des sozialdemokratischen Abgeordneten Matteotti durch die Fa-
schisten. Aus Protest gegen diesen Mord verließen die Kommunisten nicht nur zusammen mit den an-
deren Oppositionsparteien das Parlament und gründeten ein Gegenparlament („Aventin“), sie riefen
auch zur gemeinsamen Aktion auf, um eine Restauration des parlamentarisch-demokratischen Regimes
einzuleiten. Gleichzeitig lösten Gramsci und Co. den geschwächten eigenen militärischen Apparat auf
und forderte den Übertritt in die Kampfbünde der ehemaligen Frontkämpfer. „Weit über die Komin-
tern-Direktiven hinausgehend, die zur Einheitsfront der Parteien der Arbeiterklasse auffordern, stellt
sich Gramsci auf den Boden eines, auch die bürgerlichen Parteien einschließenden, generell antifa-
schistischen Blocks.“ (Riechers, S.80)

Diese antifaschistische Politik Gramsci nahm damit die Volksfrontpolitik der Komintern vorweg und
war der Anfangspunkt der fatalen nationalen, im „historischen Kompromiss“ gipfelnden Politik der
Nachkriegs-KPI. „Diese Tatsache gibt unserer vorhin schon erwähnten historischen Voraussage Recht,
wonach die verhängnisvollste Wirkung des Faschismus im Auftreten des anti-faschistischen Blocks be-
steht, dessen doppelzüngige Politik nur dazu führen konnte, die Zukunft dieser unseligen italienischen
Gesellschaft zu beherrschen und zu ersticken. Heute muss man feststellen, dass sich diese Aussage lei-
der als zutreffend erweisen hat.“, stellte Bordiga im Interview von 1970 fest. (S.13)

Der Sieg der stalinistischen Konterrevolution

Der 3. Parteitag der PCd’I, der im Januar 1926 im französischen Lyon stattfinden mußte, war der Par-
teitag der Durchsetzung des Opportunismus und Nationalismus in der Kommunistischen Partei Ita-
liens. Trotz der Manöver der Komintern und manipulierter Delegiertenstimmen nutzte die
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kommunistische Linke diesen Parteitag um in ihren „Thesen von Lyon“ die taktischen und strategi-
schen Prinzipien des Kommunismus systematisch darzulegen und zu verteidigen. Sie schuf damit die
Grundlage für ihren fortan außerhalb der KPI stattfindenden Kampf gegen die stalinistische Konterre-
volution.

In ihren Lyoner Thesen beschrieb die kommunistische Linke den Weg Gramscis und der Ordinovisten:
„Bis kurz vor dem Weltkongreß von 1920 war die Gruppe ‘Ordine Nuovo’ gegen die Spaltung der
alten Partei und hat alle gewerkschaftlichen Fragen falsch gestellt. Der Vertreter der Internationale in
Italien war gezwungen, mit ihnen über die Frage der Betriebsräte und der verfrühten Bildung von Sow-
jets eine scharfe Polemik zu führen. […] Eine Zeitlang schlossen sich die Ordinovisten den Positionen
der Linken gegenüber der Internationale an, in Wirklichkeit jedoch differenzierte sich ihr Denken von
den Thesen von Rom, obwohl sie es für angebracht hielten, für diese Thesen zu stimmen.“ Seinen Hö-
hepunkt fand dieser Opportunismus Gramscis auf dem Lyoner Parteitag: „Unter diesen Umständen hat
es einen ironischen Beigeschmack, wenn die ordinovistischen Führer nun mit mechanischen, bürokra-
tischen und Klatschtantenmitteln gerade diejenigen bolschewisieren wollen, die in Wirklichkeit diesen
Ordinovisten den bolschewistischen Weg im ernsten und marxistischen Sinn des Wortes gezeigt
haben.“ (zit. Nach Kommunistisches Programm Nr. 14, Mai 1977, S.27)

Die offiziellen Thesen, die Gramsci auf diesem Parteitag vortrug, und die statt von einem zu bekämp-
fenden bürgerlichen Klassenstaat von einem rückständigen und ungeeinten Italien ausgingen, waren
eines „der ersten Dokumente des nationalen Weges zum Sozialismus in der Geschichte der Dritten In-
ternationale.“, schreibt Riechers und zitiert daraus: „Das Proletariat stellt das einzige Element dar, das
aufgrund seiner Natur eine die ganze Gesellschaft vereinheitlichende und koordinierende Funktion hat.
Sein Klassenprogramm ist das einzig ‘unitarische’ Programm, das heißt, das einzige, dessen Anwen-
dung nicht dazu führt, die Kontraste zwischen den verschiedenen Elementen der Wirtschaft und der
Gesellschaft zu vertiefen und die staatliche Einheit zu zerbrechen.“ (S.85) Die Kommunistische Partei
sollte also nicht mehr der politische Ausdruck des Proletariats im Kampf gegen die ganze bürgerliche
Gesellschaft sein, sondern eine Rolle als Retter der italienischen Nation spielen – das war das Ergebnis
des Wirkens von Gramsci und Togliatti in der PCd’I. Dies war gleichzeitig der Endpunkt der Kommu-
nistischen Partei Italiens.

Nach dem Kongress von Lyon erlitt die „italienische“ kommunistische Linke eine systematische ideo-
logische und organisatorische Verfolgung. Während eine kleine Gruppe von Aktivisten in Russland
blieb und durch die stalinistische Konterrevolution physisch eliminiert wurde, gab es für die anderen
Genossen verschiedene Szenarien: Verhaftung und Verbannung (oder Klandestinität) für die, die in Ita-
lien blieben - verbunden mit der politischen Isolation, die daraus folgt – oder das Exil mit all den damit
verbundenen praktischen und politischen Problemen. Der zahlenmäßig größere Kern der Aktivisten re-
organisierte sich unter den Bedingungen des Exils in Frankreich und Belgien als Auslandsfraktion um
die Zeitung „Bilan“, um die kommunistische Programmatik zu verteidigen. Ein kleiner Teil von Akti-
visten arbeitete mit beachtlichen Schwierigkeiten der Verbindung in den USA und Lateinamerika. Der
Kontakt mit anderen Organisationen (z.B. den Trotzkisten bis zum endgültigen Bruch mit Trotzki)
wurde zwar nicht vernachlässigt, aber aus offensichtlichen politischen Gründen blieben die Genossen
isoliert. In dieser Phase mussten die Genossen nicht nur einen theoretischen Kampf führen, sondern
auch gewaltsame Zusammenstöße mit dem Stalinismus bestehen. Die hartnäckige Hingabe an die Tra-
dition und die Erfahrung der Partei - jenseits der Schwankungen und theoretischen Mängeln – war die
wahre Funktion der Fraktion. Die Fehler in den Bewertungen und Analysen der Auslandsfraktion hat-
ten ihre Ursachen sowohl in der weitgehenden Isolation als auch der Tatsache, dass der komplette his-
torische Zyklus noch nicht abgeschlossen war. Das erklärt auch die extreme Zurückhaltung des
verbannten Bordiga in der Durchführung von Bewertungen in dieser kompletten Periode, auch auf
Kosten einer zusätzlichen Isolation: Es ging vor allem darum, zu verstehen, was passiert war, es war
notwendig, eine Bilanz aus dieser Periode zu ziehen und vor allem ein tiefgründiges Studium der so-
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zialen Realität und der russischen Politik vorzunehmen. Das Problem war, dass die Genossen der Frak-
tion - oder einige von ihnen - keine wirkliche Bilanz der Phase, in der sie sich befanden, anbieten
konnten und in einigen Fällen - vor allem zum Ende des Zweiten Weltkrieges - sind sie auch in theore-
tische Fehler verfallen: Unzureichende Analysen der russischen Situation (bis zu dem Punkt ob Russ-
land kapitalistisch war oder nicht) und Entstellungen selbst grundlegender Positionen der
kommunistischen Linken (über die Einheitsfront, die nationale und koloniale Frage, die Gewerk-
schaftsfrage). Diese Entgleisungen wurden dadurch erleichtert, dass in den Ländern, in denen die emi-
grierten Genossen sich wiederfanden, statt einer realen marxistischen Tradition eine starke
sozialdemokratische und anarchistische Tradition präsent war, die die Aktivisten, mit denen sie dort in
Verbindung traten, geprägt hatte. Nicht immer gelang es, sie davon zu befreien. Das Ende des Zweiten
Weltkrieges brachte dann diffuse Hoffnungen auf eine revolutionäre Situation (wie bei den Trotzkis-
ten), die allerdings schnell enttäuscht wurde. Es folgte eine weitere Entstellung des Wesens und Cha-
rakters der Kommunistischen Partei durch das Konzept der Formierung der Partei als sehr langfristigen
und weit entfernten Prozess, letztendlich als spontanes Werk des Proletariats in der revolutionären
Phase. Diese (eher dem „Rätekommunismus“ verwandte) Position wurde unterstützt von einer Gruppe
von Genossen der Auslandsfraktion, die 1944 nicht in die neu gegründete PCInt eintraten. Auf diese
bezieht sich heute die sogenannte „Internationale Kommunistische Strömung“ (IKS), die diese Positio-
nen noch ins Extreme getrieben hat.

Wir werden in einem folgenden Artikel auf die Wiedergründung der Partei 1944 und den weiteren Weg
der Klärung und des Kampfes der Internationalen Kommunistischen Partei eingehen. 
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schen Arbeit, um die notwendigen Lehren aus der
Geschichte ziehen zu können.



Es kann uns nicht um einen Politikwechsel gehen –

Wir brauchen einen Systemwechsel!

Was sich schon bei der riesigen Spontandemonstration gegen das Kippen des Mietendeckels am 15.
April in Berlin andeutete und am 1. Mai brutal sichtbar wurde: Während Zehntausende ihre Unzufrie-
denheit auf die Straße tragen und lange nicht gesehene Großdemonstrationen gegen die sozialen An-
griffe des Kapitalismus stattfinden, mobilisiert der Staat seine polizeilichen Schlägertrupps, greift bis
dato friedliche Demonstrationen an, veranstaltet Hetzjagten und willkürliche Massenverhaftungen. Mit
dem selbsterstellten Freibrief, vermeintliche Verstöße gegen die „Corona-Auflagen“ zu ahnden und
einer kaum noch kaschierten Lügenpropaganda bringt sich der Staatsapparat in Stellung. Scheinbar an-
gespornt durch seine mit den Coronamaßnahmen gesetzte (und sogar von vielen vermeintlich „kriti-
schen“ Linken akzeptierte) erweiterte Handlungsfähigkeit, betreibt er eine präventive polizeiliche
Eskalation, die die vielen jungen und die unerfahrenen Demonstrant_innen einschüchtern, abschre-
cken und vor allem das staatliche Gewaltmonopol als unangreifbar präsentieren soll. Ein Vorgehen, das
übrigens bei vielen 1.Mai-Demonstrationen in europäischen Städten zu sehen war (so wurde z.B. in
Zürich die Demo verboten und es kam zu Massenfestnahmen, in Wien wurde sie nach einem inszenier-
ten Vorfall polizeilich überfallen). So richtig es ist, sich nicht einschüchtern zu lassen und durchaus
auch zurück zu schlagen, so wichtig ist vor allem eine politische Klarheit über das, was passiert.

Was für viele Mieter_innen, Arbeiter_innen und Jugendliche ein existenzbedrohender Alptraum, ist
gleichzeitig auch ein Lehrstück über die verrechtlichten Verhältnisse des demokratischen Kapitalismus.
Das Kippen des Berliner Mietendeckels durch das Bundesverfassungsgericht, die brutalen Polizeian-
griffe auf die 1. Mai-Demonstration in Neukölln und die Räumungen besetzter Häuser durch den rot-
rot-grünen Senat zeigen einmal mehr die Haltlosigkeit reformistischer Versprechen. Vor dem
Hintergrund der ökonomischen Krise und angesichts eines noch unterentwickelten proletarischen Klas-
senkampfes ist das Kapital im Angriffsmodus und der Spielraum der Reformisten gering. Wer den
wirtschaftlichen Erfolg als Handlungsmaxime verinnerlicht hat („alles muss sich rechnen“) und die
bürgerlich-demokratischen Rahmenbedingungen des Grundgesetzes akzeptiert, kann sich nur der inne-
ren Logik des Kapitalismus fügen. Und dessen Grundgesetz heißt bekanntermaßen Profitproduktion,
Kapitalakkumulation, Selbstverwertung des Wertes. Dem Kapital ist es egal, ob dies im privatwirt-
schaftlichen oder staatlichen Rahmen vonstatten geht, wichtig ist nur, dass die Profitrate stimmt („In-
vestitionen müssen sich lohnen“). Und gerade diese ist seine Achillesferse. Auf das Sinken der
Profitrate reagiert der Kapitalismus sowohl mit dem Initiieren hochspekulativer „Märkte“ als auch
staatlichen Wirtschaftsprogrammen („Green Economy“, Förderung der E-Mobilität etc.) und natürlich
mit einem generellen Angriff auf die Löhne. Für letzteren stehen nicht nur die „Marktradikalen“, son-
dern auch die „linken Keynesianer“ und staatskapitalistischen Exekutoren der kapitalistischen Krisen-
politik. Egal welche Farbkoalitionen in den letzten 20 Jahren in europäischen Regierungen saßen,
überall sanken die Reallöhne, stiegen die Profite, vergrößerte sich die Vermögensschere.

Einen immer größeren Teil des Lohns der Arbeiter_innen frisst inzwischen die Miete auf (für das Kapi-
tal ist sie ein Bestandteil der Reproduktionskosten der Arbeitskraft). Der Kampf für niedrige Mieten
kann nur offensiv als Teil des Kampfes um höhere Löhne und für Arbeitszeitverkürzung geführt
werden. Im Kapitalismus kann eine sozialstaatliche Mietenregulierung letztendlich nur Begleitung
einer Niedriglohnpolitik oder Befriedigungspolitik gegen den Klassenkampf sein. Es ist sicherlich
nicht unsere Perspektive „im Gemeindebau zu versauern“, aber eine „Befriedung“ würde zumindest
Kampf voraussetzen. Auch wenn die Parole „vom Mietendeckel zur Enteignung“ radikal klingt
(womit konkret lediglich die kapitalistische Verstaatlichung der großen Wohnungsbaukonzerne ge-
meint ist) – ein Reformismus, der sich auf Volksabstimmungen und Parlamentsbeschlüsse verlässt und
gerichtliche Entscheidungen akzeptiert, wird nicht die Kraft entwickeln können auch nur diese Regu-
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lierung durchzusetzen. Dies können nur Streiks, Aneignungen und Massenaktionen, die sich nicht in
den staatlich vorgegebenen Rahmen einzwängen lassen.

So nachvollziehbar das Ansinnen der Parlamentslinken ist, die Wut über den gekippten Mietendeckel
in eigene Wählerstimmen umzumünzen und auf die nächsten Wahlen zu orientieren, so beschämend ist
doch der realpolitische Abgang der vermeintlich „radikalen Linken“. Beispielhaft soll hier das „Kon-
zept Kiezkommune“ angeführt werden, entstanden aus der Selbsterkenntnis, sich „von der eigenen Be-
völkerung weit entfernt“ zu haben und dem Wunsch „einer Rückgewinnung von Gesellschaftlichkeit in
der revolutionären Linken“ (O-Ton) – wozu ihnen bezeichnenderweise nichts anderes eingefallen ist,
als die ausgetretenen bürgerlichen Politikformen. Genauso wie Marktforscher den Absatzmarkt von
Produkten eruieren und bürgerliche Parteien das „Verkaufspotential“ ihrer politischen Losungen unter-
suchen – mit dem entsprechenden manipulativen Impetus und dem nötigen pragmatischen Opportunis-
mus – wollen auch die Kiezkommunarden „die Probleme, die Menschen umtreiben“ „politisieren und
zuspitzen“. Die revolutionäre Veränderung soll nicht aus einer historisch-materialistisch analysierten
Notwendigkeit und einem realen gesellschaftlichen Prozess erwachsen, sondern als klassenloses, de-
mokratisches Projekt entstehen („Wir müssen gemeinsam mit ihnen [den Menschen] Antworten fin-
den“). In Kiezkommunen, die gleich noch „Keimformen zukünftiger kollektiver Selbstorganisierung
der Gesellschaft“ sein sollen. Dieses famose Kleid, das sie „dynamischen Sozialismus“ nennen, zeigt
allerdings deutlich seine klägliche reformistische Nacktheit im auf der 1.Mai-Demo verteilten „politi-
schen Forderungskatalog“ der Kiezkommune Wedding für eine „soziale und demokratische Lösung
der Krise“. Völlig systemkonform wird dort – entsprechend der von isolierten Warensubjekten
und Staatsbürgern ausgehenden und antagonistische Klasseninteressen negierenden bürgerli-
chen Ideologie – eine abstrakte Demokratie verherrlicht: „Doch nur gute Löhne und anständige Ar-
beitsbedingungen ermöglichen eine funktionierende und demokratische Gesellschaft.“ Lästig sind für
diese Demokraten dann allenfalls noch vermeintliche „rechtsfreie Räume im Polizeiapparat“. Beson-
ders kurios (und unbelastet von jeglichem Marx-Studium) beschreiben diese Kommunarden ihre „anti-
kapitalistische“ Perspektive: „Kapitalismus abschaffen heißt für uns: Als Arbeiter*innen nehmen wir
die Produktion selbst in die Hand und organisieren sie demokratisch. Die Herstellung und Verteilung
von Waren soll nach den wirklichen Bedürfnissen der Gesellschaft planvoll ausgerichtet werden.
Denn der freie Markt garantiert unsere Versorgung nicht.“ Welch eine irre Vorstellung, den Kapitalis-
mus abzuschaffen, indem man die Warenproduktion demokratisch organisiert! Gegenüber dieser Theo-
rie der demokratisch organisierten Herstellung und Verteilung von Waren, stellte schon Friedrich
Engels in seiner „Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft“ die immanenten Ge-
setze der Warenproduktion dar: „Aber jede auf Warenproduktion beruhende Gesellschaft hat das Ei-

gentümliche, dass in ihr die Produzenten die Herrschaft über ihre eigenen gesellschaftlichen

Beziehungen verloren haben. Jeder produziert für sich mit seinen zufälligen Produktionsmitteln und für

sein besonderes Austauschbedürfnis. (…) Aber die Warenproduktion, wie jede andere Produktionsform,

hat ihre eigentümlichen, inhärenten, von ihr untrennbaren Gesetze; und diese Gesetze setzen sich

durch, trotz der Anarchie, in ihr, durch sie. Sie kommen zum Vorschein in der einzigen, fortbestehenden

Form des gesellschaftlichen Zusammenhangs, im Austausch, und machen sich geltend gegenüber den

einzelnen Produzenten als Zwangsgesetze der Konkurrenz.“ (MEW 19, S.219f.) Und er zeigte die ge-
sellschaftlichen Folgen der im Warencharakter der Produktion zum Ausdruck kommenden Herrschaft
des Tauschwerts über den Gebrauchswert auf: „Denn in der kapitalistischen Gesellschaft können die

Produktionsmittel nicht in Tätigkeit treten, es sei denn, sie hätten sich zuvor in Kapital, in Mittel zur

Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft verwandelt. Wie ein Gespenst steht die Notwendigkeit der Kapi-

taleigenschaft der Produktions- und Lebensmittel zwischen ihnen und den Arbeitern. Sie allein verhin-

dert das Zusammentreten der sachlichen und der persönlichen Hebel der Produktion; sie allein

verbietet den Produktionsmitteln, zu fungieren, den Arbeitern, zu arbeiten und zu leben.“ (ebenda
S.215)

59



Gegen die damals von den Lassalleanern vertretene illusorische Forderung, mit staatlicher Hilfe Pro-
duktionsgenossenschaften „unter demokratischer Kontrolle des arbeitenden Volkes“ zu gründen, damit
„aus ihnen die sozialistische Organisation der Gesamtarbeit entsteht“ schrieb schon Marx in seiner Kri-
tik am Gothaer Programm u.a.: „Zweitens heißt ‘demokratisch’ zu deutsch ‘volksherrschaftlich’. Was

heißt aber ‘die volksherrschaftliche Kontrolle des arbeitenden Volkes’? Und nun gar bei einem Arbei-

tervolk, das durch diese Forderung, die es an den Staat stellt, sein volles Bewusstsein ausspricht, dass

es weder an der Herrschaft ist, noch zur Herrschaft reif ist!“ Es heißt den Klassencharakter des kapita-
listischen Staates und das Ziel seiner Zerschlagung und Ersetzung durch die Diktatur des Proletariats
zu negieren, es heißt „dass man überhaupt vom Standpunkt der Klassenbewegung zu dem der Sekten-

bewegung zurückgeht.“ (MEW 19, S.27) „Selbst die vulgäre Demokratie, die in der demokratischen

Republik das Tausendjährige Reich sieht und keine Ahnung davon hat, dass grade in dieser letzten

Staatsform der bürgerlichen Gesellschaft der Klassenkampf definitiv auszufechten ist – selbst sie steht

noch berghoch über solcherart Demokratentum innerhalb der Grenzen des polizeilich erlaubten und

logisch Unerlaubten.“ (ebenda S.29). Dem kleinbürgerlichen „Sozialismus“ der Warenproduktion
dieser Kiezkommunarden entspricht dann auch der von ihnen geforderte „Konsequente Schutz von Ge-
werbe“.

Gegenüber all diesen immer wiederkehrenden reformistischen und demokratischen Illusionen – ohne
die der Kapitalismus schon längst zu Grabe getragen worden wäre – vertreten wir die Notwendigkeit
des reinen proletarischen Kampfes gegen die ganze bürgerliche Gesellschaft, ihre ökonomische Basis
und ihren staatlichen und ideologischen Überbau. Der Kapitalismus hat die materiellen Voraussetzun-
gen für eine höhere, freie, entfaltete menschliche Gesellschaft geschaffen, die allerdings nur durch die
Negation alles Bestehenden erreicht werden kann. Der Totalität der bürgerlichen Gesellschaft kann nur
die Totalität des Klassenkampfes für den Kommunismus entgegengesetzt werden! Die historische Di-
mension dieses Kampfes erfordert ein klares revolutionäres Programm und eine internationale Kom-
munistische Partei.

Der Text wurde als Flyer am 23. Mai 2021 auf einer Mietenstopp-Demo in Berlin verteilt.
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Aus dem Parteileben

Berliner Sektion/deutschsprachiger Raum

Im September 2020 haben wir die Nr. 4 unserer deutschsprachigen Zeitung „Kommunistisches Pro-
gramm“ veröffentlicht. Aufgrund der Corona-Situation konnten in den folgenden Monaten zunächst
keine öffentlichen Veranstaltungen stattfinden, sodass wir uns zunächst auf unsere theoretische Arbeit
konzentriert haben. Hierbei war das Thema produktive und unproduktive Arbeit einer unserer Schwer-
punkte, um die Verwertungsprobleme des Kapitalismus und die bürgerlichen Versuche, mit dieser
Krise fertig zu werden, besser verstehen und einordnen zu können. Auch haben wir weiter an der Über-
setzung der Broschüre „Klassenpartei und die Gewerkschaftsfrage“ gearbeitet und darüber diskutiert.

Des Weiteren hatten wir bereits seit längerem nach eigenen Räumlichkeiten gesucht, die wir als Büro
und als Ort für unsere Veranstaltungen nutzen können. Zudem hatten wir das Ziel, einmal im Monat
ein offenes Treffen anzubieten, an dem Interessierte teilnehmen können und wo wir über aktuelle The-
men diskutieren sowie über linkskommunistische Theorien und Positionen informieren. Die Suche
nach einem Ort ist uns im Herbst 2020 dann auch gelungen, sodass wir diesen nach einigen Renovie-
rungsarbeiten direkt am 28. Januar 2021 erstmals nutzen konnten. Seitdem findet unser offenes Treffen
jeden letzten Donnerstag im Monat um 19 Uhr als Café Comunista statt – im RAUM, Rungestraße 20,
10179 Berlin-Mitte – zu dem auch regelmäßig einzelne oder mehrere Interessierte kommen.

Die Themen der folgenden offenen Treffen waren:

Am 25. Februar: „Die Gründung der Kommunistischen Partei Italiens vor 100 Jahren und die Kommu-
nistische Linke“. Die inhaltliche Ausarbeitung, auf der die Veranstaltung basierte, wurde als Artikel in
dieser Zeitung abgedruckt.

Am 25. März: „Demokratische Kriegshetze – Der imperialistische Krieg und seine ideologische Vorbe-
reitung“. Die inhaltliche Ausarbeitung, auf der die Veranstaltung basierte, wurde als Artikel in dieser
Zeitung abgedruckt.

Am 29. April: „Wie können wir uns gemeinsam gegen die zu erwartenden Angriffe von Staat und Ka-
pital organisieren?“

Am 27. Mai: „Mietenkampf und Klassenkampf oder ‘neuer’ Reformismus?“. Auf Grundlage unseres
Flugblattes „Es kann uns nicht um einen Politikwechsel gehen – Wir brauchen einen Systemwechsel!“,
welches in dieser Zeitung abgedruckt ist, haben wir über Mietenkämpfe informiert und diskutiert.

Am 24. Juni: „Tarifabschlüsse 2021 in Zeiten von Corona – Wie können wir wieder aus der Defensive
kommen?“. In dem Referat ging es u.a. um die Tarifabschlüsse in der Metallindustrie sowie die Situa-
tion in der Charité, hierzu gibt es 3 Artikel in dieser Zeitung.

Am 29. Juli: „100 Jahre KP China – eine erfolgreiche bürgerlich-revolutionäre Partei und ihre kapita-
listische Großmachtpolitik“. Der 1. Teil des Referats der Veranstaltung wurde als Artikel in dieser Zei-
tung abgedruckt.

Für den 26. August ist das Thema „Stoffwechselstörung, Erderwärmung, Wassermangel und Giga-
factories – Marxismus und Ökologie“ geplant. Des Weiteren soll es am 11. September um 19h eine
Veranstaltung zum „Wahlzirkus“ in unseren Räumen geben.

Im Jahr 2021 haben wir uns auch wieder an verschiedenen Demonstrationen mit Flugblättern und Info-
tischen beteiligt. So auf der jährlich stattfindenden Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Gedenkdemonstra-
tion am 10. Januar, wo wir unser Flugblatt „Corona – Krise – Kapitalismus: Das kaputte System muss
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beseitigt werden!“ verteilt haben. Am 23. Januar gab es eine von der linken Szene organisierte De-
monstration mit ca. 300 Teilnehmenden aufgrund der Corona-Maßnahmen („Corona ist das Virus, Ka-
pitalismus die Pandemie”) für den Schutz der Arbeiter_innen und denen, die im Gefängnis eingesperrt
sind, wo wir noch einmal das Flugblatt der LLL-Demo verteilt haben.

Unter dem Motto „Solidarische Zukunft statt Kapitalismus“ fand am 24. April in Potsdam ebenfalls
eine Demonstration der linken Szene wegen der Corona-Politik statt, wo wir unser Flugblatt „Damit
aus ‘Zero Covid’ nicht ‘Zero Klassenkampf’ wird – Gemeinsam gegen Staat und Kapital!“ verteilt
haben.

Im Rahmen des 1. Mai haben wir bei verschiedenen Gelegenheiten das Flugblatt „Auf die Angst, das
soziale Chaos, das Chaos im Gesundheitswesen, die intensivierte Ausbeutung, die wachsende staatli-
che Repression muss reagiert werden!“ verteilt: Auf der Mietendemo am 30. April in Wedding mit tau-
senden Teilnehmenden, dann am 1. Mai auf der Gewerkschaftsdemonstration um 11 Uhr am
Hackeschen Markt mit ca. 2.000 Demonstrierenden, die dieses Jahr ausschließlich von linksgewerk-
schaftlichen Gruppen organisiert wurde, da die Regime-Gewerkschaften des DGB dieses Jahr komplett
auf Aktivitäten verzichtet hatten sowie der von linken Gruppen organisierte „Revolutionäre 1. Mai-De-
monstration“ um 18h Uhr am Hermannplatz mit ca. 25.000 Demonstrierenden. Aufgrund von Corona
wurden vom Staat für sämtliche Versammlungen Corona-Auflagen (Abstand, Masken usw.) festgelegt.
Während sich die „Ordnungskräfte“ bei Protesten von Corona-Leugner_innen, unter denen große Teile
der extremen Rechten mitmarschierten, oftmals tolerant zeigten, war bereits im Vorfeld klar, dass Co-
rona beim 1. Mai als Vorwand genutzt werden würde, um die Demonstrierenden gewaltsam anzugrei-
fen (im übrigen wurden bereits vor der Pandemie stets mit absurden Vorwänden Demonstrationen
blockiert und die Demonstrierenden niedergeknüppelt). So kam es, dass die „Revolutionäre 1. Mai-De-
monstration“ noch nicht losgelaufen war, als sich die Polizeichefs schon den Ort angeschaut hatten, an
dem die Demo zerschlagen werden sollte, gut dokumentiert durch zahlreiche Fotos in der linken
Presse. Während die Demo noch in Bewegung war, haben die Bullen einen Teil des hinteren Blocks
gestoppt. Dann – mit dem Vorwand des zu geringen Abstandes (auch weil sich der Block nun aufge-
staut hatte!) – wurden ganze Reihen niedergeknüppelt und der ganze Block wurde blockiert und es
wurden zahlreiche Teilnehmer_innen brutal verprügelt (einige haben sogar das Bewusstsein verloren!).
Im Verlauf dieser Aggression hatten die Bullen auch mit derselben Gewalt damit angefangen, die ers-
ten Reihen der Demo anzugreifen. Nun wurden kleinere Barrikaden aus Müll und Gerümpel angezün-
det, auch einige Autos gingen in Flammen auf, während die Polizei mit Pflastersteinen, Böllern und
allem, was die Protestierenden in die Hände bekamen, beworfen und zurückgetrieben wurde. Erst nach
3 Stunden hatte sich die Situation dann wieder normalisiert. Aus anderen Städten in Deutschland (z.B.
Hamburg, Frankfurt am Main, aber auch aus kleineren Städten) wissen wir, dass es ebenfalls Krimina-
lisierungen und gewaltsame Angriffe seitens der Polizei gab. Auch wenn es vermutlich keinen „zentra-
len Plan“ der polizeilichen Gewalt gegen die 1. Mai-Demonstrationen gab, ist es doch klar, dass es sich
um eine konzertierte Aktion von Bullen und regionalen Regierungen handelte, um Covid als Vorwand
zu nutzen, um die Proteste des 1. Mai zu unterdrücken und zu kriminalisieren (sowohl juristisch als
auch mit ekelhaften medialen Hetzkampagnen).

Weiterhin haben wir auf Plätzen und an verschiedenen Orten unser Flugblatt „Krise im Gesundheits-
system“ verteilt und ein Textplakat mit dem Titel „Corona – Krise – Kapitalismus Widerstand!“ in
deutsch, englisch, italienisch und türkisch in verschiedenen Stadtteilen plakatiert.

Auf der Mietendemo am 23. Mai am Potsdamer Platz in Berlin mit vielen tausend Demonstrierenden
haben wir unser Flugblatt „Es kann uns nicht um einen Politikwechsel gehen – Wir brauchen einen
Systemwechsel!“ zur Mietenproblematik verteilt.

Darüber hinaus stehen wir in kontinuierlichem Austausch mit unseren italienischsprachigen
Genoss_innen und haben viele Texte in beide Sprachen für Flugblätter und für unsere Presse übersetzt.
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Generalversammlung 2020

Die Generalversammlung von 2020 wurde aufgrund von technisch-logistischen Herausforderungen
etwas verspätet, an zwei Tagen im Januar 2021 in Form einer großen Videokonferenz abgehalten, mit
der Teilnahme einer ermutigenden Anzahl von jüngeren Mitglieder_innen und Sympathisant_innen.
Wie gewöhnlich wurde die Versammlung durch den politisch-organisatorischen Bericht eröffnet, nach-
dem wir mit großer Verbundenheit unseren vier teuren Genossen gedacht haben, die uns im Laufe des
Jahres verlassen haben. Der Bericht hat knapp die allgemeine Situation umrissen, unter der die Partei
arbeitet und die Probleme, die mit dem Auftreten von Covid-19 verbunden sind und deren Folgen auf
die interne und externe Arbeit der Partei. Außerdem wurde ein weiteres Mal unterstrichen, dass die
Kurven der ökonomischen Krise und die der sozialen Krise nicht in mechanischer Weise miteinander
korrespondieren oder sich überschneiden.

Insbesondere hat sich der Vortrag auf die Wörter Lenins (Der „Linke Radikalismus“, die Kinderkrank-
heit im Kommunismus) gerichtet, die somit das „Grundgesetz der Revolution“ zusammenfassten:

„Zur Revolution genügt es nicht, daß sich die ausgebeuteten und unterdrückten Massen der Unmög-
lichkeit, in der alten Weise weiterzuleben, bewußt werden und eine Änderung fordern; zur Revolution
ist es notwendig, daß die Ausbeuter nicht mehr in der alten Weise leben und regieren können. Erst
dann, wenn die ‘Unterschichten’ das Alte nicht mehr wollen und die ‘Oberschichten’ in der alten Weise
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nicht mehr können, erst dann kann die Revolution siegen. Mit anderen Worten kann man diese Wahr-
heit so ausdrücken: Die Revolution ist unmöglich ohne eine gesamtnationale (Ausgebeutete wie Aus-
beuter erfassende) Krise. Folglich ist zur Revolution notwendig: erstens, daß die Mehrheit der Arbeiter
(oder jedenfalls die Mehrheit der klassenbewußten, denkenden, politisch aktiven Arbeiter) die Notwen-
digkeit des Umsturzes völlig begreift und bereit ist, seinetwegen in den Tod zu gehen; zweitens, daß
die herrschenden Klassen eine Regierungskrise durchmachen, die sogar die rückständigsten Massen in
die Politik hineinzieht (das Merkmal einer jeden wirklichen Revolution ist die schnelle Verzehnfa-
chung, ja Verhundertfachung der Zahl der zum politischen Kampf fähigen Vertreter der werktätigen
und ausgebeuteten Masse, die bis dahin apathisch war), die Regierung kraftlos macht und es den Revo-
lutionären ermöglicht, diese Regierung schnell zu stürzen.“

Und es ist klar – hat der Vortrag betont – dass „Mehrheit“ für uns kein numerisches Konzept ist, son-
dern nur den „entscheidenden Einfluss der revolutionären Partei auf eine entscheidende Schicht der
proletarischen Klasse“ bedeuten kann; somit wissen wir sehr gut, dass diese objektive Dynamik mit
einer realen Dynamik zusammenpassen muss, der konstanten Arbeit der Revolutionär_innen, die in der
Partei organisiert sind, an der Seite der Klasse. Keine Illusionen mehr, weder für die Arbeit innerhalb
noch außerhalb der Partei, über ein schnelles Umschlagen der ökonomischen Krise (die dem Ausbruch
der Pandemie vorangegangen ist) in eine soziale und politische Krise.

Der Bericht hat dann die generellen Linien der Arbeit und die wesentlichsten Dringlichkeiten aufge-
zeigt, mit denen wir konfrontiert sind und uns über internationale Kontakte informiert, die derzeit ge-
pflegt werden.

Es folgten anschließend die Berichte der einzelnen Sektionen.

Berliner Sektion/deutschsprachiger Raum siehe oben.

Die Sektion von Bologna hat ihre Veranstaltungen basierend auf Texten für die Generalversammlung
zur „Nationalen Frage“ mit einer größeren Anzahl von Leser_innen und Sympathisant_innen fortge-
führt.

Die Genoss_innen der Römer Sektion (gemeinsam mit der Sektion Benevento) haben Vorträge auf der
nationalen Tagung über Repression im Februar 2020 und auf einigen Stadtteilversammlungen über die
ökonomischen und sozialen Folgen der Pandemie gehalten.

In Sardinien haben die Genoss_innen eine intensive interne Arbeit entwickelt – bezüglich der Gruppe
von Sympathisant_innen, die sich uns in der letzten Zeit annäherten und nach außen im Kontakt mit
der Klasse, die einen wachsenden Argwohn gegenüber dem Staat entwickelt und den bürgerlichen In-
stitutionen misstraut, begleitet von einem instinktiven Gefühl der Verweigerung und Feindseligkeit,
aber gleichzeitig mit einer diffusen Unfähigkeit, eine Alternative zu sehen und mit der beständigen
Vorstellung sich einem Feind gegenüberzusehen, der unangreifbar ist. Diese Einschätzung wurde auch
von den Genoss_innen von Benevento und Reggio Calabria geteilt und erfordert deshalb eine gewal-
tige Klärungsarbeit, Polemik und Organisation seitens der Partei. 

Schließlich hoffen wir, die Arbeit der VI. Ausgabe der „Geschichte der Kommunistischen Linken“, der
sich einige Genoss_innen widmen, Ende 2021 abschließen zu können: einige Materialien werden in
den nächsten Ausgaben unserer italienischsprachigen Zeitung veröffentlicht werden.

Der politische Vortrag, der sich der „nationalen Frage“ widmete, basiert auf unserem Text „Faktoren
von Rasse und Nation in der marxistischen Theorie“ und auf dem Klassiker von Engels „Der Ursprung
der Familie, des Privateigentums und des Staats“ und ging dann über zum Kommunistischen Manifest
von 1848 und zu einer Untersuchung der Situation der proletarischen Klasse und der kommunistischen
Bewegung zwischen 1848 und 1871 mit der Kommune von Paris und dem Wendepunkt, den diese in
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Europa eingeleitet hat. Er betrachtete dann die „Thesen über die nationale und koloniale Frage“ (II.
Kongress der Kommunistischen Internationale, 1920) und die Bedeutung der Taktik der „Doppelten
Revolutionen“ und ihrer Anwendung in verschiedenen geo-historischen Gebieten. Der Vortrag hat sich
dann auf den Zyklus der anti-kolonialen Revolutionen Mitte der 1970er und auf ihre negativen Über-
reste gerichtet – wahrhafte Plagen – die in Teilen noch die proletarische Bewegung bestimmt haben
und sich dabei von der revolutionären Klassenperspektive abgewendet haben, indem sie im Treibsand
der klassenübergreifenden Demokratie und des Reformismus stecken geblieben sind.

Zum Abschluss der zweitägigen intensiven Generalversammlung gab es noch eine lebendiges produk-
tives Redaktionstreffen, bei dem wir die weiteren Ausgaben unserer Zeitungen in deutscher, englischer
und italienischer Sprache geplant haben.

Generalversammlung 2021

Aufgrund der noch immer unsicheren Situation haben wir uns entschieden, die Generalversammlung
der Partei auf drei Termine aufzuteilen und diese als Videokonferenz durchzuführen. Das erste Treffen
war an einem Sonntag im April und wurde wie gewöhnlich mit einem politisch-organisatorischen Be-
richt eröffnet. Zunächst gab es einige knappe Ausführungen zur allgemeinen Situation, in der sich die
kapitalistische Produktionsweise windet, unfähig mit ihrer eigenen Krise fertig zu werden (ökono-
misch-sozial und jetzt vor allem gesundheitlich) und in der Konsequenz zu den Lebensbedingungen
unserer Klasse. Anschließend hat der Bericht einige wichtige Punkte zum Leben und zur Arbeit unserer
Organisation behandelt, auch bezüglich der Annäherung von jüngeren Kräften, die häufig noch eine re-
volutionäre Theorie und Praxis lernen müssen.

Außerdem wurde die wachsende antiproletarische Repression (vor allem auch in Italien, siehe hierzu
den Artikel „Repressionen gegen kämpfende Arbeiter_innen in Italien“ in dieser Ausgabe) und der
Charakter und die Funktion von Parteimitglieder_innen betont. Der Vortrag hat sich darauf konzen-
triert, auf die „Perspektive des Kommunismus“ zu insistieren, als einzige und notwendige Perspektive
um die Vorgeschichte unserer Spezies zu verlassen, nicht in Rückgriff auf einen wohlklingenden, steri-
len Slogan, sondern mit der Überprüfung der Fakten, die die Unmöglichkeit des Kapitals belegen, mit
seinen eigenen Widersprüchen fertig zu werden (und vor allem sie zu lösen!), die sich in immer zerstö-
rerischer Weise anhäufen – um schließlich die Grundzüge des Kommunismus zu unterstreichen.

Es folgten die Berichte der Sektionen, die die gute Arbeit der Partei gezeigt haben, die sie mit ihren be-
grenzten Kräften gegen den Strom durchgeführt hat. Des Weiteren gab es ein kurzes Redaktionstreffen,
um die künftigen Beiträge unserer italienischsprachigen Zeitung und die neuen Ausgaben von „the in-
ternationalist“ und dem „Kommunistischen Programm“ zu besprechen.

Der Nachmittag war komplett dem politischen Bericht gewidmet, der die „kommunistische Definition
und Kritik der Arbeit in der kapitalistischen Produktionsweise“ zum Thema hatte, mit der Lektüre von
kommentierten Ausschnitten aus dem Kapital („Der Doppelcharakter der warenproduzierenden Ar-
beit“, „Arbeitsprozess und Verwertungsprozess“, „Konstantes und variables Kapital“). In den nächsten
zwei Teilen der Generalversammlung werden zwei weitere Themen behandelt: „Notwendige und ent-
fremdete Arbeit“ sowie „Produktive und unproduktive Arbeit“.

Arbeitstreffen über gewerkschaftliche Intervention

Am Rande des ersten Treffens der Generalversammlung 2021 ist das Bedürfnis nach einem Austausch
der Erfahrungen, die die Partei auf gewerkschaftlichem und sozialem Gebiet gemacht hat, entstanden.
Dies wurde im Mai mit einem Treffen konkretisiert, bei dem die Situation in Italien und Deutschland
skizziert wurde, gefolgt von den Ausführungen der verschiedenen Erfahrungen. Es wurde der Sinn un-
serer Intervention betont sowie die Konkretisierung einer kollektiven Arbeit der Sammlung und Evalu-
ierung von Informationen und Daten über die weltweiten Kämpfe.

65



66

the internationalist n.7
a publication of the international communist party – 2020/2021

- And When the Emergency is Over?
- USA: Racism, Class Struggle and the Need for the Revolutionary Party
- After Minneapolis. Let the revolt of the american proletarians be an example to proletarians in

all metropolises
- Three Texts from the Sixties
- Virus and class struggle
- The Long, Long Night of the Living Dead
- The winds of war blowing across the entire middle east proclaim the need to prepare for

revolution
- The Bourgeois State is a Tool of Oppression and Repression
- Don’t let us forget what May Day is!
- What distinguishes our Party
- What Is Communism?
- Day by day the need for communism grows dramatically
- Why we are not “bordigists”

Verfügbar auf unserer Webseite und bei uns bestellbar.

Lest unsere internationale Presse!

���	
��
��������
�����
�*,&120"+&�5�3-"�$./*"�6�����
�##.-",&-2*�
5 "--3"+&�6������
5 1.12&-*2.0&�6������
�.-2.�$.00&-2&�/.12"+&�����
����
����
��	����
����
���������
����

��!"���#�������!" ���� "�"���/&�/.1*&�)&��&5:�&��*1.1�&/�
/&�+21)&;.21*�)*//@�17*51&;.21&/*�(2081.67&�*�)*/��&57.72��2081.�
67&�)@�7&/.&��&//&�/277&�)*//&�6.1.675&�(2081.67&�(21752�/&�)*,*1*5&�
;.21*� )*//@�17*51&;.21&/*�� (21752� /&� 7*25.&� )*/� 62(.&/.602� .1� 81
�&*6*�62/2�*�/&�(217525.92/8;.21*�67&/.1.67&��&/�5.+.872�)*.�+5217.�32�
32/&5.�*�)*.�'/2((-.�3&57.,.&1.�*�1&;.21&/.�� /&�)85&�23*5&�)*/�5*�
67&852�)*//&�)2775.1&�*�)*//@25,&12�5.92/8;.21&5.2�&�(217&772�(21�/&
(/&66*�23*5&.&��+825.�)&/�32/.7.(&17.602�3*5621&/*�*)�*/*7725&/*6(2�

��
���������������

�����������������������

www.internationalcommunistparty.org
info@internationalcommunistparty.org

�--.��!�!
-��
��,"((*.�(*3(-.�	�	�

���������������� �����
�&%"4*.-&�

�"1&++"��.12"+&�	�	
	������*+"-.

��
	�

�


�
	��

��
����


��
�


�++�1%*,<�"�0,���*�11��0,
�%� .0,)�2�0%� .�)�12%+�1%� �
,.�0�� ��))B%*.�0%�)%1*,

%10��)%�+,<��,+�)B�22%5����%+2�0�11�H
2���,*.)%�%2����))���,0#$�1%���0���
J0�..0�1�+2�2��%+�.0%*,�)3,#,���
	�*�1�����))B�32,0%2����9%,+�)����H
)�12%+�1�K�����#)%�%*.�0%�)%1*%��3H
0,.�%���12�23+%2�+1�<��%�$%�0��3+�
5,)2���%�.%4<��,+�)���,*������,+�%)
1�+#3�<��$��� ���%�)� �(!#����*�''�?
��%+��11�+2��#3�00���,**�0�%�)����
 �%+��11�+2��#3�00��#3�00�##%�2�>��%
�%*�+2%�$%�*,�#%����))���%0%������)H
)��
%�%�<���)),���*�+<���)���)%�����)
�%#0�%<��%�3+B�"0%���.0������#)%��5H
5,)2,%�.0%*���,),+%�)%12%���.,%�%*.�H
0%�)%12%<��%�3+����%,��0%�+2��%+1�+H
#3%+�2,��������++%<���))B�"#$�+%H
12�+<���))B
+�%������)���(%12�+<�2�+H
2,�.�0�)%*%2�0�%�����)�3+%��1�*.%;�
��� �%+��11�+2��%'#%���"���%�'� �
�*�''�<�%'�%�'�/�#"���  ���*�''�?��%
.3-�1,00%��0����))��+�5%�*%)%2�0%�%+H
5%�2��+�)���+�)����))����+%�����
�0�+��0�2�#+�����0�+�%����232�)����%
�%0%22%��%�.�1��<�,���%�1�*.0��0%++,H
5�2%��0���%��%�"�00,�"0���30�$%�����0�H
�%�<�,���))��0%�,00�+2%�.0,5���%�",09�
���.�02����))��*�0%+��*%)%2�0%��%+�H
1����#%�..,+�1��+�)���0��%+�1����H
0%�%,+�)�����0%�+2�)�?����1,),�%+H
#3�0%�%)%�,2231%�+,+�5,#)%,+,�5���H
0��%+�/3�12%��22%�� )'�))�")���(�'��7
)�/�#"�� !� �)�'� �$�� �,%+5,)#,+,
�1�0�%2%�.,2�+2%<�1%�",+��+,�13�%+2�H
0�11%���,+,*%�%�#%#�+2�1�$%<�0%*�+H
��+,����,+20�12%�.,)%2%�%�����++�)%<
��.,20����0,�20�1",0*�01%�+�))����H
0�'�5,���)�2�09,�*%))�++%,<�+�))��*%�H
�%��.0,+2����%++�1��0��)B�1.),1%,+�
#�+�0�)%99�2�?
�B�)20��.�02�<�#)%��0*�*�+2%�+,+�1,H
+,�*�0�%���12%+�2����0�12�0��+�%�*�H
#�99%+%<�+,+�.,11,+,��%5�+2�0��,�H
1,)�2�>��,*��/3�)3+/3���)20��*�0H
��<�5�++,����0�1�%32�<�5�++,��,+H
13*�2�<�5�++,�0�%+2�#0�2�?��%��+H
+,�%+��++,<�)��1.�1��*%)%2�0��%2�)%�H
+��+,+�"���$���0�1��0�>� �0���+2%1H
1%*��)�����%1%,+���%�.,02�0)����RT<YW
*%)%�0�%��%��,))�0%�.�0�%)�RPRQ<��,+
3+���0�1�%2����))BX<QZ�0%1.�22,��)
RPRP�����)�QU<WZ�0%1.�22,��)�RPQY
J��2%�",0+%2%���)��%)O7?��11�05�2,0%,
13))��1.�1��*%)%2�0%�%2�)%�+�K<�������H
2�0*%+�0+��)B�3*�+2,� �)B��/3%1%H
9%,+���%�"*#,��(�()�!���4�'!�?��)20,
�$�����,5�08��)�+:���)%5�)),�*,+H
�%�)�<�%)��%1�,01,� �),�12�11,?�
���2%
�
��
�J
12%232,�
+2�0+�9%,+�)���%��%H
��0�$��13))������<��%��2,��,)*�K�13)H
)��1.�1��*%)%2�0%�.�0�%)�RPRP�),��%H
*,120�+,�%+�*�+%�0��)�*.�+2�>�
2�H
)%�<�[�W<UZ�0%1.�22,��)�RPQY=���0*�H
+%�<�[�U<RZ=��,0�����)��3�<�[�T<YZ=
�2�2%��+%2%<�[T<TZ=��0�+�%�<�[�R<YZ=
�0�+��0�2�#+�<�[�R<YZ=��311%�<�[
R<UZ=�
+�%�<�[�R<QZ=��%�..,+�<�[
Q<RZ<���5%���%�1�#3%2,???��)%�%+#3�0%H
�%)%�,2231%��$%3�,+,�#)%�,��$%���1%�2�.H
.�+,�)��,0���$%�?
� ���%�)� �(!#����*�''�1��� #))��%�'�� 
%'��#!�"�#�(* �!�'��)#�!#"��� �0

��#3�00��+,+�0�..0�1�+2��1,)2�+H
2,�%)�"0322,�+�230�)����)���.%2�)%1*,

I�3+�"0322,�5�)�+,1,�1,.0�22322,�.�0
%)�.0,)�2�0%�2,�%+�/3�+2,���0+����
��++,+��I�<�+���11�0%,��%�5,)2��%+
5,)2����0%��0��%*.3)1,���3+����,H
+,*%�� �$�<� .�0�32,� ),� 1)�+�%,
�1.�+1%5,�20�1*�11,���))��0%�,1203H
9%,+��.,12��))%��<�0%�����.�0�)B�+H
+�1%*��5,)2��+�))��.�)3�����))��1,H
50�..0,�39%,+�?�
) ��%�)� ��,�,���"
�*"/�#"����  ���*�''�<�+�))��12�11�
*%130��%+��3%��11�� �"3+9%,+�)���))�
�0�1�%2����)�.0,"%22,����))��13��12�1H
1��1,.0�55%5�+9�?��,1&<�%�",�,)�%�1%
*,)2%.)%��+,>�+,+��..�+��3+,�1�*H
�0��1.�#+�01%<�1��+������+�,+,��)H
20%��3�<��)20%�20�?���12��0%.�0�,00�0�
%�1�22�+2��%+/3���++%��$���%�1�.�H
0�+,���))��"%+����)�1��,+�,�*���)H
),�*,+�%�)��.�0�0�+��01�+���,+2,?

+#0��%�+2����+20�)���%�/3�12B%+H
��11�+2��0��)2�� ��3+/3��)��%'�%�7
'�/�#"���  ���*�''� %+��3%<�1�+9��1,H
12�<�1,+,�%*.�#+�2��)���,0#$�1%���%
2322%�#)%�12�2%�+�9%,+�)%?���3+��.0�H
.�0�9%,+���$��1%��223����)%5�))%��%H
5�01%?�
B%��,),#%���,*%+�+2�<��220�H
5�01,�2322%�%�13,%���+�)%�J)��1�3,)�<�)�
12�*.�<�%�*��%�<�)��"�*%#)%�<�)���$%�H
1���%�,#+%��,+"�11%,+�<�)��.,)%2%����
2322%�%�)%5�))%<�%)�)%+#3�##%,��,*3+�K<
+,+�"���$��5�%�,)�0��%**�#%+%��%
#3�00�<����)��"��1�+2%0��5%�%+���+�$�
/3�+�,�1%��%�$%�0��C.��%"%12�D<��%���%H
23�����11�>�1%�.�+1%��))���%+�*%�$�
�$��1,+,�12�2��15%)3..�2��%+�/3�H
12B�++,��%�.�+��*%�<�"0��C�,.0%"3,H
�$%D����..�))%��))BC,����%�+9�D<�%)�5%H
031��,*��+�*%�,�����,*��22�0�<�%)
0%�,01,��%�*%)%2�0%�%+�5�12%��%5�01�<��
5%���%�1�#3%2,?��0���0�H,����%0�H
�,*��22�0�>��,*B ��%5�+2�2,��B�2H
23�)%2��),�1),#�+�*311,)%+%�+,:

)�0%�$%�*,��))BC3+%2��+�9%,+�)�D�1B 
"�22,�.%4�"0�/3�+2����%+1%12%2,���.0�H
.�0���%�)3+#��*�+,�/3�))B*"�#"�(�7
�'�� �$�<�%+��3��#3�00��*,+�%�)%�J�
+�))��#3�00��%+"�*%��$�����(*��)# )�
$�++,�1�#3%2�K<�$��.�0*�11,�%)�*�H
��)),��%�%+2�0��.,.,)�9%,+%�%+�+,*�
��))��C.�20%���##0��%2�D<���))��C),2H
2���))����0��0%�D<���))BC�1.,02�9%,H
+����))����*,�0�9%�D<���))B�)%*%+�H
9%,+����)�C��22%5,��%�230+,D�J"%+,��
.,�,�.0%*�<�1,�%,�%+��""�0%:K???�
)�+�H
9%,+�)%1*,�%+�2322��)��13��",0*�<
/3�)),���*,�0�2%�,��,*��/3�)),�1,H
50�+%12��J�3��"�������))��*���1%*�
*���#)%�>�� ��#!�"�#����� �((�K<�+,+
"���$��0%�*.%0��)��.�#%+���%�#%,0+�H
)%���#)%�1�$�0*%���%��,*.32�0<���%�2�H
)�",+%+%<���))��2�)�5%1%,+%?����+,+� 
1,),�3+��/3�12%,+���%�)%+#3�##%,?�
+
2322%�%�.��1%�1%�12��"���+�,�3+,�1",0H
9,��+,0*��J���+�$�����/3�12,�1%
1�+2��)B�55%�%+�01%��%�3+,�1�,+20,
��))%�,�+,+�),��)�K�.�0�",0+%0���)�.0,H
)�2�0%�2,�)B%))31%,+���%�3+,�12�2,�1,H
�%�)������%"�+��0���,+�%���+2%��,+H
20,�%)�+�*%�,>�),�1%� �5%12,�%+�*�+%�H
0��)�*.�+2��+�)�.�11�##%,���)��3H
0�22%+,��03*.�JC�*�0%����%012DK��)
�30�22%+,� �%��+� J%)� C��6� ��6
���)DK<��+20�*�%�%*.�#+�2%����1�)H
2�0��)����9%,+����),��2�2,�%+�/3�+H
2,�",+2%��%���+�11�0��.�0�2322%<���.0,H
.0%,�%+�/3�+2,�2�)%�.,2�+9%�)*�+2�

*%+���%�2�����3+/3������%"�+��0�?
��/3�12,�"%+�<�%)�.0,)�2�0%�2,�+,+�1,H
),�5��1�*.0��.%4�0�.0�11,����%1�%H
.)%+�2,>�5���+�$���,*.0�2,<�*�11,
+�))���,+�%9%,+%��%1.�0�2���%��,5�0H
1%�5�+��0���))����9%,+�<��)),��2�2,?

��20�#%�$��5%��+���*��%,H,0%�+H
2�)%�J%)�.�0%,�%�,�13113)2,��%�1�+#3%H
+�0%���%12039%,+�K�1,+,��1�*.)�0%
�)�0%#3�0�,>����3+��.�02������))B�)H
20�<����%�*,�3+�.0,)�2�0%�2,�,12�#H
#%,���*�11���%�*�+,50���%�%+2�0�1H
1%�+,+�13,%<��1�)2�2%����%"�1%�����,+H
1,02�0%��0�)%#%,1�<�.�0�%)�/3�)���0H
03,)�01%� �)B3+%�,�*,�,�.�0���*H
.�0����"�0���*.�0��%+2�0��"�*%#)%�
.0%5���%��)20��",+2%��%�1,12�+2�*�+H
2,?�
�1�+#3%+,1%��5�+2%��$��1%�0%++,H
5�+,�.�0%,�%��*�+2��%+�/3�))B�0��
���$��2�+2,��"")%##,+,�)��%*.,2�+H
2%��+%*����))���,12%23%1�,+,�)��0�"H
"%#30�9%,+���,+�0�2����)���12%+,
20�#%�,���)�.0,)�2�0%�2,�1,22,�)���0H
*%>�)���0��9%,+���%�*�0��+�0%<��%��3H
2,*%��11�11%+%<�.�0�%�/3�)%�)B�1�0�%2,
�/3%5�)���)),��2�2,����))����9%,+�
�<��%��,+1�#3�+9�<�#�0�+2%1���3+
*%+%*,��%���+�11�0���,�%�)�?�
�322,��%-� ��*�)�*�2%�,���))���%""%H
�,)2���$��%)�.0,)�2�0%�2,��,50���"H
"0,+2�0��.�0�0,*.�0���,+�,#+%�",0H
*���%�13�,0�%+�9%,+���)),��2�2,��
�))���)�11���,*%+�+2�?�
�.0,)�2�0%�.�H
)�12%+�1%��,50�++,�1�0,))�01%��%��,1H
1,�)����12�0���%��,),#%��+�9%,+�)%H
12���$���������++%�)%�*�+����)�*�1H
1��0,<�1.�11,�J�%1K�0*�2%��%�1�11%��
��12,+%<�.�0� %)�*%0�##%,<��2�0+�H
*�+2��0%++,5�2,�13�*3��$%��%���H
��5�0%����%�*���0%�<��%�3+����20%�<
�$��)%�1"0322�0�����1�)5�##%�*�+2�
�)�.�0%��%�,#+%��)20,���.%2�)%1*,�+�H
9%,+�)�?�
)��,*.,1%2,�.0,)�2�0%�2,
�B
10��)��J��0�%�,<��0��,H%10��)%�+,<
%**%#0�2,���))B�"0%�������)�13�H�,+H
2%+�+2��%+�%�+,K��,50��1��+��0��%+
),22���,+20,�),��2�2,��$��#%��),�1.0�H
*���,*��/3�)3+/3���)20,��2�2,��,0H
#$�1�<�0�1.%+#�+�,�,#+%�,1��+,�0%H
��22,�0�)%#%,1,<�%��,),#%�,<�.,)%2%�,
��*%)%2�0����1�$%�0�+�,1%�1�+9���1%H
2�9%,+%���"%�+�,���)�.0,)�2�0%�2,�.�H
)�12%+�1��%+�),22�?����1,.0�22322,
1.�22���)�.0,)�2�0%�2,��30,H�*�0%H
��+,�"�0��3+���)9,�%+��5�+2%>�31�%0�
��))���%""31��.�30����.�11%5%2����0,*H
.�0��3+��5,)2��.�0�2322���,+�)��.0,H
.0%���,0#$�1%�<��,+�)��%))31%,+%�1.�0H
1����.%�+��*�+%���%�0%",0*%12%��B,#+%
1.��%�<�1%+����)%���.,)%2%�%<��%���120�
�,*���%�C1%+%120�D<�,0%�+2�+�,1%�"� 7
 �� #))� 5�01,�3+�"0,+2��.0,)�2�0%,
%+2�0+�9%,+�)���$�����%��"%+�)*�+H
2���,*��,�%�22%5,� 4��# �/�#"����  �
"�/�#"������  ��%�)'��?

��0%.0�1���)�11%12���,50��1�,+20�0H
1%��,+�2322��/3�12����00%�0�>�+�9%,H
+�)%<�%��,),#%�$�<��2+%�$�<�0�)%#%,1�<
��,+,*%�$�?��,50������22�0)����0%H
5,)#�0��)���0*%��,+20,�%)�5�0,���3+%H
�,�+�*%�,>�� �!#�#����%'#�*/�#"�
��%�)� �()��#?�
�,%��,*3+%12%�+,+�1%�*,�.��%"%12%?
��0�1�,+#%30�0��)B�++�1%*,��,+")%2H
2,�*,+�%�)���$��1%�.0�.�0�<� �+�H
��11�0%,��%�$%�0�0���*�''����)*))�� �

�-�3-4-%/1���A@�G@�D;F?A�679@A�6;�G@3�63@L3�;@87D@3>7��E;�EF3�D;@@AH3@6A
;>�?3EE35DA�67;�@AEFD;�8D3F7>>;�6;�5>3EE7�5:7�;@�(3>7EF;@3�63�AD?3;�B;S�6;
E7EE3@F]3@@;�EG4;E5A@A�;>�6A?;@;A�67>>3�4AD9:7E;3�;?B7D;3>;EF3�;ED37>;3@3�
5A@�;>�5A?B>;57�FD36;?7@FA�6;�FGFF7�>7�8D3L;A@;�@3L;A@3>;�67>>3�4AD9:7E;3
3D343�7�>3�EFDG?7@F3>;LL3L;A@7�67>�@3L;A@3>;E?A�D7>;9;AEA��>3;5A�7�EA�
5;3>;EF799;3@F7�67>>3�Z>ADA[�5>3EE7�6;D;97@F7�
$];673>;EF;53�GFAB;3�6;�Z6G7�BABA>;�6G7�EF3F;[��;@�G@3�D73>FM�;@�5G;�>3�EFDGF�
FGD3�75A@A?;53�7�>3�6;@3?;53�67>�53B;F3>7�;?B76;E5A@A�G@�CG3>E;HA9>;3
EH;>GBBA�;@6;B7@67@F7�63�CG7>>A�Z;ED37>;3@A[��E;�D;H7>3�5A?7�>3�D73>;L�
L3L;A@7�67>>3�5A@5D7F;EE;?3�6;EFAB;3�6;�G@3�Z�GFAD;FM�&3L;A@3>7�(3>7�
EF;@7E7[�5:7�E;�P�3DDA93F3�;>�DGA>A�67>�5A@FDA>>A��67>>3�97EF;A@7��67>>3�AD�
93@;LL3L;A@7�7�67>>3�H7@6;F3�67>>3�8ADL3�>3HADA�6;�57@F;@3;3�6;�?;9>;3;3
6;�BDA>7F3D;�6;�>;@9G3�3D343�
�A@FDA>>A�5;@;5A�5:7��BGD�6;�;?B76;D7�>3�BGD�?;@;?3�EB7D3@L3�6;�G@3�BGD
?;@;?3� 5A@E3B7HA>7� ;@6;B7@67@L3� 6;� 5>3EE7�� @A@� 7E;F3� 3� ;??A>3D7
EG>>]3>F3D7� 6;� G@];?BAEE;4;>7� 7� 3@35DA@;EF;53� ZB3FD;3� B3>7EF;@7E7[�?;�
9>;3;3�6;�H;F7�
$]3FDA57� EADF7� 67;� BDA>7F3D;� B3>7EF;@7E;� 7� 6;� FGFFA� ;>� 6;E3EFD3FA�%76;A
'D;7@F7�;@6;53�7�D;H7>3�5:7�5AE3�D;E7DH3�3�FGFF;�;�BDA>7F3D;�67>�?A@6A�;>�6A�
?;@;A�67>>3�4AD9:7E;3�53B;F3>;EF3�AD93@;LL3F3�@7;�EGA;�EF3F;�@3L;A@3>;��G@A
B;S�;?B7D;3>;EF3�67>>]3>FDA��G@]G?3@;FM�63�E8DGFF3D7�@7>>3�?355:;@3�67>�>3�
HADA�E3>3D;3FA��63�EBD7?7D7�@7>�5A@EG?A�6;�?7D5;�E7?BD7�B;S�;@GF;>;�7
63@@AE7��63�D;@5A9>;A@;D7�5A@�G@3�5G>FGD3�EGB7DEF;L;AE3�7�G@A�EF;>7�6;�H;F3
5:7�D;3EEG?A@A�E75A>;�6;�ABBD7EE;A@7�EA5;3>7��63�83D�?3EE35D3D7�;@�@A?7
6;�G@3�B3FD;3��6;�G@3�D7>;9;A@7��6;�G@3�D3LL3��6;�G@�;@6;EF;@FA�BABA>AX
%7@FD7��;@7EAD34;>?7@F7��;>�?A@ABA>;A�67>>7�8ADL7�BDA6GFF;H7�5A@57@FD3
>3�BDABD;7FM�67>>3�D;55:7LL3�EA5;3>7�@7>>7�?3@;�6;�G@3�Z67?A5D3F;53[�A>;�
93D5:;3��EAEF7@GF3�63�G@3�?A>F;FG6;@7�6;�F75@;5;��;@F7>>7FFG3>;��E357D6AF;�
E5;7@L;3F;��FGFF;�B3FD;AF;�87>;5;�6;�BDAEB7D3D7�5A@�CG7>�F3@FA�5:7�;�>ADA�E;�
9@AD;�9>;�7>3D9;E5A@A�
(DA>7F3D;�6;�(3>7EF;@3��BDA>7F3D;�67>�%76;A�'D;7@F7��BDA>7F3D;�3@@793F;�;@
A9@;�ZBABA>A[��&A@�G@3�9A55;3�67>�@AEFDA�E3@9G7�67H7�7EE7D7�B;S�H7D�
E3F3�B7D�83D�BDAEB7D3D7�>3�?;EF;8;53L;A@7�67>>]G@;FM�;@F7D5>3EE;EF3�679>;�+F3F;
@3L;A@3>;��5A@FDA�>3�9G7DD3�5:7�5;�E5:;7D3�9>;�G@;�5A@FDA�9>;�3>FD;�B7D�G5�
5;67D7�7�6;EFDG997D7�53B;F3>;��?7D5;�76�7EE7D;�G?3@;��6A44;3?A�D;EBA@�
67D7�5A@�>3�D;BD7E3�67>>3�@AEFD3�36;;)�+65;96�;<;;-�3-�*69/0-:1-��67>>3�36;;)
+65;96�3-�3696�1:;1;<A1651��67>>3�36;;)�+65;96�13�46,6�,1�796,<A165-�+)71�
;)31:;1+6��
+;�?A>F;B>;53@A�AHG@CG7�;�8A5A>3;�6;�9G7DD3��5A@�>];@7H;F34;>7�?3EE35DA
6;�BABA>3L;A@;�;@F7D7��7�E;�BD7B3D3�3@5:7�5AEQ�G@�BDAEE;?A�?3EE35DA�?A@�
6;3>7��*7EB;@97D7�;>�D;53FFA�B3FD;AFF;5A�7�@3L;A@3>;EF3�;@�FGFF7�>7�EG7�8AD?7�
?3F7D;3>;�7�;67A>A9;5:7��6;H7@F3�E7?BD7�B;S�GD97@F7���]�@757EE3D;A�D7;@�
FDA6GDD7�@7>>3�@AEFD3�5>3EE7�;>�5A@57FFA�7�>3�BD3F;53�67>�6;E83FF;E?A�D;HA�
>GL;A@3D;A��67>�D;8;GFA�6;�A9@;�3>>73@L3�5A@�>3�BDABD;3�4AD9:7E;3��5A@�;>�BDA�
BD;A�+F3FA��EFDG?7@FA�6;�6A?;@;A�67>�53B;F3>7�@3L;A@3>7���5A@�CG7EFA�A
CG7>>A�E5:;7D3?7@FA�6;�4D;93@F;�;@F7D@3L;A@3>;��E7?BD7�FGFF;�G@;F;�@7>>A
E8DGFF3D7�7�3FF3553D7�;>�BDA>7F3D;3FA�
�.�0)/-'1�010�<�1.53)�.%�*3105-)3%��-.�0)/-'1�<�-0�'%4%�01453%�

�
	�	�
��

Contro le guerre imperialiste
in atto e in preparazione 
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La strage infinita dei 
proletari palestinesi mostra
di che cosa è capace e che
cosa prepara l’imperialismo
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